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1. Einleitung

1.1. Problemskizzierung: Deligitimierung, Dekonsolidierung und die

(fortwährende) Krise der Demokratie

Diemultiplen, globalen Krisen, die sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten erst zurMeta-

und schließlich zur Polykrise1 entwickelten, setzen die Demokratie weltweit immer stär-

ker unter Druck. Islamistischer Terror und darauffolgende Kriege, weltweite Finanzkrise,

Eurokrise, Flüchtlingskrise, Klimakrise, Coronakrise, Krieg in der Ukraine, Energiekrise,

Inflation undWirtschaftskrise. Wenn man eine Kette an Krisenereignissen zeichnen wollen

würde, könnte sie ungefähr so aussehen. Mit der Annahme versehen, dass sich diese Ereig-

nisse gegenseitig beeinflussen und verstärken, ergibt sich die Polykrise. Und auch wenn der

Demokratie mindestens seit den 1970er Jahren (Crozier et al., 1975, S. 159) - wenn nicht gar

seit Anbeginn der Demokratie überhaupt (Merkel, 2014, S. 11–12) - stets eine Krise attestiert

wurde oder mit Gary Schaal übereinstimmend argumentiert werden könnte, der Demokra-

tie Krisen zu attestieren gehöre „zum thematischen Kernbestand der Politikwissenschaft“

(Schaal, 2016, S. 327)2, so sind die vergangenen beiden Jahrzehnte doch unzweifelhaft eine

besondere Herausforderung für die Demokratie.

Denn die Krisenereignisse treffen zusammenmit globalen Umbrüchen undwirkmächtigen

Transformationsprozessen: (1) ein in diesem Umfang nie gespürtes und weiter steigendes

Ausmaß an Komplexität gesamtgesellschaftlicher Zusammenhänge, (2) ein Anstieg der so-

1 Der Begriff „Polykrise“ wurde erstmals durch Adam Tooze (2022) in der Financial Times verwendet und
vorgeschlagen zur Beschreibung der sich gegenseitig beeinflussenden Krisenphänomene unserer Zeit (He-
nig und Knight, 2023, S. 3; Beensen et al., 2023, S. 3). Dass der Begriff auch schnell innerhalb der Politikwis-
senschaft Verwendung fand, zeigt sich am jüngsten von der Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft
im dreijährigen Turnus durchgeführten Kongress, der unter dem Titel „Politik in der Polykrise“ von 24. bis
29. September 2024 an der Georg-August-Universität Göttingen stattfand.

2 Aktuelle Forschung weist auch darauf hin, dass politische Krisen möglicherweise nicht im gleichen Maß
zugenommen haben wie die Berichterstattung darüber, auch wenn die Zunahme der Krisenrhetorik und
-berichterstattung eng mit strukturellen Veränderungen in Politik, Medien und gesellschaftlichen Dyna-
miken verbunden ist (Geiß et al., 2024).
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zialenUngleichheit imRahmen einer sich ausweitendenGlobalisierung derWirtschaftspro-

zesse, (3) eine rasant fortschreitende Digitalisierung und Automatisierung, sowie (4) eine nie

dagewesene Informationsvielfalt, die die zwischenmenschliche Kommunikation durch so-

ziale Medien und künstliche Intelligenz radikal verändert.

Der Modus der dauerhaften Polykrise, gepaart mit den genannten Umwälzungsprozessen,

lässt die Unsicherheit in vielen Bevölkerungsteilen zunehmend wachsen und bedroht damit

die Stabilität westlicher Demokratien, etwa durch autokratische Tendenzen sowie zuneh-

menden Populismus und einer daraus resultierenden Abwendung erheblicher Teile der Be-

völkerung vom demokratischen Prozess. Keineswegs kann mehr vom „Ende der Geschich-

te“ (Fukuyama, 1989) und damit dem endgültigen Sieg der Demokratie über autokratische

Herrschaftsformen ausgegangenwerden, wie nach demZusammenbruch des Staatssozialis-

mus. Die immer stärker werdende und sich ausweitende Polarisierung, welche den Druck

auf den politischen Diskurs und die demokratische Entwicklung immens erhöht (Manow,

2020, S. 102, 174), stellt derzeit vermutlich eine der größten Gefahren für die Demokratie

als Ganzes dar (Arbatli & Rosenberg, 2021; McCoy et al., 2018; Somer & McCoy, 2018).

Selbstredend ist dieDiskussion über die Abwendung der Bevölkerung vomdemokratischen

Prozess nicht neu und man könnte durchaus im Sinne des Zitats Gary Schaals eine ganze

Reihe von Krisenattesten aus den Beobachtungen und Analysen der empirischen Politikfor-

schung der vergangenen fünfzig Jahre ausstellen. Jedoch hat sich der Blick der politischen

Kulturforschung hier durchaus gewandelt. Wo zunächst in den 1970ern politische Entfrem-

dung, politische Unzufriedenheit, fehlende Effektivitätsgefühle (Citrin, 1977; Finifter, 1970;

Nachmias, 1974), eine Zunahme unkonventioneller, politischer Partizipation (Barnes et al.,

1979) oder ein steigendesMisstrauen gegenüber der Politik (Citrin, 1974) attestiert wurden,

wurde in den 1990ern dann schonmehr oderminder beruhigend von „critical citizens“ (Nor-

ris, 1999c, S. 13) oder „dissatisfied democrats“ (Hofferbert und Klingemann, 2001, S. 371–372;

Klingemann, 1999, S. 31–32) gesprochen. Also von Bürgerinnen und Bürgern, die mit der

Leistung oder einzelnen Akteuren demokratischer Systeme und deren Outputs zwar nicht

zufrieden sind, aber der Demokratie als Ordnungssystem nicht grundsätzlich ablehnend

gegenüber stehen (Klingemann, 1999, S. 55–56).3 Belege für eine wirkliche Krise der Demo-

3 Vergleiche für einen Überblick der Entwicklung von Theorien und Befunden der Krise und Malaise der
Demokratie auch Norris (1999c, S. 3–7) sowie Arzheimer (2002, S. 50–58).
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kratie ließen sich somit keine finden (Klingemann, 1999, S. 31). Vielmehr, so die Annahme,

bringt die Zeit zunehmend kritischere Bürgerinnen und Bürger hervor, die durchaus - nur

anders - am demokratischen Prozess teilnehmen wollen.4 Die Beobachtung der demokra-

tischen Malaise wurde somit mit der wahrgenommenen Forderung nach anderen Partizi-

pationsformen und mehr direkter Beteiligung verbunden: Die veränderten Blickwinkel der

Bürgerinnen und Bürger auf Regierungen führten zunehmend zu einer stärkeren Präferenz

für eine Veränderung der repräsentativen Demokratie, da dieser ein demokratisches Defizit

angelastet wurde (Dalton, 2004, S. 205; LeDuc, 2003, S. 19–20; Scarrow, 2003; Vetter, 2008,

S. 9).

Jüngste empirische Betrachtungen vergleichender Studien zeigen aber auch rückläufige

Entwicklungen und lassen Fragen offen. Nicht zuletzt die Ergebnisse von Foa und Mounk

(2016, 2017) und deren Annahme einer „De-Konsolidierung“ haben eine breite Debatte über

ein mögliches „democratic backsliding“ (Waldner & Lust, 2018), eine „democratic regression“

(Diamond, 2021) oder schlicht die „dritte Welle der Autokratisierung“ (Lührmann & Lind-

berg, 2019), die als Gegenbewegung zu den letzten großen Demokratisierungswellen (Hun-

tington, 1991) zu beobachten sei, ausgelöst.5

Was bisher nur für Transformationsstaaten angenommenwurde, gilt nun im Zuge der Ent-

wicklung rund um diese dritte Welle der Autokratisierung also scheinbar für etablierte De-

mokratien. Eine Re-Autokratisierung startet demnach damit, dass zunächst die (institutio-

nalisierte) Demokratie als politische Entscheidungsform delegitimiert wird und ein Prozess

der De-Konsolidierung beginnt (Lührmann, 2021, S. 1020–1022). Entlehnt sind diese Über-

legungen dem Paradigma der Politischen Kultur (Almond & Verba, 1963) und dem Konzept

der Politischen Unterstützung (Easton, 1965b, 1975), in derer beider Grundannahmen da-

von ausgegangen wird, dass eine spezifische Ausgestaltung eines politischen Systems ein

gewisses Maß an politischer Unterstützung bzw. eine kongruente politische Kultur für sei-

4 So auch schonKaase undBarnes (1979), wenn auch hier der Fokus auf alternativen und „unkonventionellen“
Partizipationsformen wie Protestverhalten lag.

5 Empirische Untersuchungen kommen hier zu unterschiedlichen Ergebnissen. Während es auf der einen
Seite warnende bis alarmierende Stimmen über eine starke Abwendung von derDemokratie gibt, insbeson-
dere in den nachfolgenden Generationen (Foa & Mounk, 2016, 2017; Huang, 2023), gibt es Untersuchun-
gen, die für solche Entwicklungen nur teilweise empirische Evidenz finden (Fernández Guzmán Grassi
et al., 2024; Kriesi, 2020), diese ganz negieren (Levitsky & Way, 2015; Spittler, 2020; Wuttke et al., 2020,
2022, 2023), oder sogar das Gegenteil sehen und erwarten (Inglehart, 2016; Welzel, 2021; Zilinsky, 2019).
Zunehmend wird auch eine Widerstandskraft der Demokratie im Sinne einer „demokratischen Resilienz“
attestiert (Boese et al., 2021; Lührmann, 2021; Merkel & Lührmann, 2021).
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neÜberlebensfähigkeit (Persistenz) benötigt (Almond, 1980; Fuchs, 2002). Demokratiemuss

„the only game in town“ (Linz & Stepan, 1996, S. 5) sein, um von ihr an diesem Punkt als

konsolidiert sprechen zu können. Und im Rahmen der Annahmen des Politischen Kultur-

Paradigmas gilt dies auch (und fortwährend) für etablierte Demokratien.6 Diesem Prozess

kann vor allem mit dem Aufbau demokratischer Resilienz entgegnet werden (Lührmann,

2021, 1030ff).

Auch nach 60 Jahren politischer Kulturforschung und unterschiedlicher Evidenzen ist je-

doch immer noch nicht klar, wie genau diese Resilienz aufgebaut wird, was es an Struktu-

ren, an Prozessen oder an deren Anpassung benötigt, um dafür zu sorgen, dass Demokratie

„the only game in town“ bleibt. Auch und gerade wenn sie in Zeiten der Krise unter Druck

gerät. Wie sich also Demokratien eine unterstützende Basis erhalten, die ihr Überleben si-

chert, ist ein weiterhin offener Forschungsgegenstand. Dies ist jedoch eine Frage, die in den

Zeiten der angesprochenen Polykrise immer mehr an Relevanz gewinnt. Umso drängender

stellt sich also die Beantwortung in den Vordergrund, wie die Persistenz der Demokratie

gewährleistet und damit letzten Endes, wie die Unterstützung der Demokratie durch Bür-

gerinnen und Bürger erhöht werden kann.7 Auch wenn die vorhandenen Untersuchungen

zum Rückgang der Demokratieunterstützung einen wichtigen Beitrag zum Verständnis des

Wandels politischer Einstellungen und dessen Dynamiken leisten, ist bisher in Form gesi-

cherter Erkenntnis immer noch erstaunlich wenig darüber bekannt, wie sich Demokratie

stabilisierende Einstellungen in zeitlicher Perspektive entwickeln. Wie Demokratien somit

langfristige Stabilität forcieren können um nicht unterzugehen und welche Rolle institu-

tionelle Veränderungen, als einzige Möglichkeit des Systems selbst auf diese Entwicklung

einzuwirken, spielen.

6 Auch wenn nachvollziehbar ist, dass Linz und Stepan (1996) damit demUmstand Ausdruck verleihen woll-
ten, dass eine qualifizierte Mehrheit der Demokratie als überlegenes Herrschaftssystem zustimmen und
stark verbunden sein muss, ist es bisher immer noch eine offene Frage wie sich diese Mehrheit quantifizie-
ren lässt und ob es einen kritischen Schwellenwert gibt. Diamond (1999) hat den Versuch unternommen,
diese Mehrheit etwas klarer zu benennen, allerdings ist nach wie vor nicht klar, wie genau diese Mehrheit
gestaltet ist und was genau sie bevorzugt.

7 Für eine detaillierte, theoretische Argumentation, warumdie Persistenz des Systems von derUnterstützung
durch seine Bürgerinnen und Bürger abhängt, siehe Kap 2.3.
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1.2. Forschungsfragen und Analysegegenstand

Diesen Fragen nehmen sich die hier als kumulative Dissertation eingebrachten Aufsätze an.

Im Fokus des ihnen gemeinsamen Forschungsinteresses liegt die Entwicklung von Demo-

kratie befürwortenden Einstellungen nach institutionellen Veränderungen, sowohl struktu-

reller, als auch prozessualer Art - da dies die einzigenMöglichkeiten des Systems selbst sind,

auf Stress von außen zu reagieren und somit eine Anpassungsleistung zu vollziehen. Anlie-

gen der drei Aufsätze ist es, einen substanziellen Beitrag zur folgenden, übergeordneten

Frage und den sich daraus ergebenden Folgefragen zu leisten:Wie entwickeln sich Demokra-

tie befürwortende Einstellungen nach strukturellen und prozessualen Veränderungen in zeitlicher

Perspektive?

Den Analysegegenstand hierzu bildet das politische System der Bundesrepublik Deutsch-

land zu verschiedenenZeitpunkten und die spezifischenEinstellungen der Bürgerinnen und

Bürger gegenüber der Demokratie. Zwei der Untersuchungen richten sich dabei auf den

Vergleich der Bevölkerungen in Ost- und Westdeutschland und eine Studie untersucht die

Entwicklung von Einstellungen rund um die direkt-demokratische Abstimmung in Baden-

Württemberg, die im Rahmen des Infrastrukturprojekts „Stuttgart 21“ im November 2011

stattfand.

Die eingangs skizzierten Entwicklungen in der Erforschung der demokratischen Malaise

sind für die Betrachtung der Bundesrepublik aus zwei Gründen von besonderer Relevanz.

Zum einen erlaubt der Umstand der Wiedervereinigung den Vergleich einer konsolidier-

ten, mit einer in Teilen nach wie vor in Transformation befindlichen Zivilgesellschaft, die

zusammen ein politisches System bilden. Dies klingt nach einer zunächst harten Diagnose

und damit ist nicht gemeint, dass Ostdeutschland ein separater, nicht-demokratischer Staat

wäre. Jedoch zeigt die Menge an Analysen und Untersuchungen politischer Einstellungen

und Verhaltensweisen innerhalb der deutschen Politikwissenschaft mit dem Fokus auf die

Betrachtung des „Zusammenwachsens“, sowie deren Ergebnisse, dass dieser Prozess noch

nicht endgültig abgeschlossen ist.8 Dies ist außerdem von besonderer Relevanz mit Blick

8 Exemplarisch kann an dieser Stelle nur auf eine Reihe von Sammelbänden verwiesen werden, die seit Mitte
der 90er in fast regelmäßigen Abständen erscheinen und stets auf die noch oder nicht mehr vorhandenen
Unterschiede in Bezug auf die politischen Einstellungen und Verhaltensweisen zwischen Ost- und West-
deutschen fokussieren (Bertram, 1995; Elff et al., 2022; Falter et al., 2000, 2006; Gabriel et al., 2005; Keil &
van Deth, 2012; Krause & Ostner, 2010). Erst in jüngerer Vergangenheit ergaben sich zum selben Themen-
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auf die Wahl von Anti-Systemparteien, die in ostdeutschen Landtagswahlen durchgängig

höhere Ergebnisse erzielen. Somit gewinnt der Kontext „Transformation“, als stärkste Form

der institutionellen Veränderung in Form vonRegimewechseln, erhöhte Relevanz und sollte

stets mitbedacht werden.

Zum anderen wurde auch hier die Debatte der demokratischen Malaise im akademischen

aber insbesondere auch im öffentlichen Diskurs unter dem Begriff „Politikverdrossenheit“

(Arzheimer, 2002, S. 16–17; Maier, 2000, S. 13–14) geführt. Damit verbunden ist somit auch

in der Bundesrepublik die Forderung nachVeränderung undAnpassung der repräsentativen

Demokratie durchmehr Partizipation und somit die Idee der „direkten Demokratie als Aus-

weg“ (Kaina, 2002; Kielmansegg, 2006). Auch diese Idee wurde sowohl in der akademischen,

wie in der öffentlichen Debatte geäußert. Insbesondere rund um die Geschehnisse des Um-

baus des Stuttgarter Bahnhofes kam es zu einer großen, öffentlichen Diskussion in der etwa

der Begriff des „Wutbürgers“ geprägt wurde. Einige Stimmen erkannten in dem Prozess so-

mit etwa „Möglichkeiten zur Repolitisierung politischer Repräsentation“ (Thaa, 2013, S. 16).

Hierdurch, sowie durch den Umstand, dass die Durchführung direkt-demokratischer Ab-

stimmungen in Ergänzung zur repräsentativen Demokratie als einer der stärksten Formen

der prozessualen Veränderungen gesehen werden kann, gewinnt dieser Kontext verstärkte

Bedeutung im Rahmen des Forschungsinteresses.

Die Aufsätze, die in dieser Arbeit zusammengetragen sind, gehen also einer zentralen über-

geordneten Fragestellung nach, deren Abstraktionsniveau in einem ersten Schritt allgemein

abgesenkt werden kann: Wie wirkt sich die Erfahrung mit demokratischen Institutionen

(Prozessen und Strukturen) auf Demokratie befürwortende Einstellungen in zeitlicher Per-

spektive aus? Diese Frage richtet ihren Blick in der Tradition der politischen Kulturfor-

schung (Almond & Verba, 1963; Easton, 1965b) auf die Stabilität und Persistenz von politi-

schen Systemen, insbesondere auf Demokratien (Fuchs, 2002, 30ff). Ihr inhärent ist die fun-

damentale Grundannahme der Theorie sozialer Systeme (Luhmann, 1984; Parsons, 1971),

der auch hier gefolgt wird, dass vor allem die Strukturen und Prozesse, innerhalb derer

Kommunikation stattfindet, individuelle Einstellungen prägen. Auch wenn der Analysege-

genstand auf ein Land beschränkt ist, ist mit den einzelnen Artikeln und den dort durchge-

spektrum jedoch auch zwei Special Issues der Zeitschrift für Politikwissenschaft (Reiser et al., 2023) und von
German Politics (Reiser & Reiter, 2023).
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führten Analysen somit die Möglichkeit verbunden, Rückschlüsse für die Entwicklung der

Demokratie als Ganzes zu ziehen.

Mit Blick auf vorhandene theoretische Konzeptualisierungen, theoretische Erklärungsmo-

delle und die bisherigen Ergebnisse des Forschungsstands, lässt sich diese übergeordnete

Frage sowohl auf der Ebene der abhängigen Variablen, als auch auf der Ebene der Erklä-

rungsfaktoren gewinnbringend differenzieren. Hierdurch kann eine Spezifizierung und vor

allem eine weitere Absenkung des Abstraktionsniveaus erreicht werden.

Den analytischen Rahmen für die Untersuchung und die Differenzierung Demokratie be-

fürwortender Einstellungen bietet die allgemeine Systemtheorie und insbesondere die dar-

aus resultierende Theorie politischer Systeme in der Tradition von David Easton (1965b,

1975) und seinem Konzept der Politischen Unterstützung innerhalb dessen zwischen dif-

fuser und spezifischer Unterstützung unterschieden wird. Zur Differenzierung der Erklä-

rungsfaktoren kann das „implizite Kausalmodell der politischen Kultur“ (Fuchs, 2002, 30ff)

heran gezogenwerden, innerhalb dessen drei dieser Faktoren unterschiedenwerden, die auf

die Entwicklung von Einstellungen gegenüber dem politischen System wirken: die Sozia-

lisation, die Erfahrung mit den alltäglichen Performanzen des Systems und die Erfahrung

mit den institutionellen Mechanismen.

Auf der ersten Ebene - der Ebene Demokratie befürwortender Einstellungen - wird diffe-

renziert zwischen der Demokratieunterstützung, dem Demokratieverständnis und der De-

mokratiezufriedenheit.9 Auf der zweiten Ebene wird die Erfahrungmit demokratischen In-

stitutionen differenziert: zwischen demAufwachsen in einerDemokratie imVergleich zu ei-

nem nicht-demokratischen System einerseits und der Teilnahme an direkt-demokratischen

Entscheidungsverfahren andererseits.10

Aus diesen beiden Differenzierungen und ihrer jeweiligen Kombination auf Basis theore-

tischer Überlegungen ergeben sich Forschungsfragen auf einem niedrigerem Abstraktions-

9 Für eine ausführliche konzeptuelle Differenzierung und Einordnung dieser Variablen in das Konzept von
Easton vgl. Kap 2.3.

10 Während das Aufwachsen in einer Demokratie offensichtlich ein Faktor der politischen Sozialisation ist
(Easton & Dennis, 1969; Hyman, 1959), ist dies für die direkt-demokratische Beteiligung nicht direkt er-
sichtlich. Unter Berücksichtigung der beteiligungsorientierten Ansätze von Pateman (1970), Barber (1984)
oder auch Fishkin (1995) könnte jedoch durchaus argumentiert werden, dass die Teilnahme an Partizipa-
tionsprozessen (sei es nur an Wahlen oder auch an Verfahren, die über Wahlen hinaus gehen) Sozialisati-
onscharakter hat, indem sie Wissen vermittelt, Kompetenz fördert, Diskussion anregt, die Wahrnehmung
unterschiedlicher Perspektiven ermöglicht und so auf Entwicklung und Wandel politischer Einstellungen
gegenüber der Demokratie wirkt.
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niveau, die für die einzelnen Studien untersuchungsleitend waren. In Bezug auf das Auf-

wachsen in einer Demokratie und der damit verbundenen Sozialisation als Ausprägung der

Erfahrung mit demokratischen Institutionen, liegt es aus theoretischer Perspektive nahe,

langfristig gefestigte Einstellungen zu untersuchen.11 Diesbezüglich wird somit auf jene ab-

hängigen Variablen fokussiert, die als langfristig gefestigte Einstellungen (diffuse Unterstüt-

zung, vgl. Kap. 2.3) gelten können: Einerseits auf die Unterstützung derDemokratie als Ord-

nungsform (i.S. der Legitimitätsüberzeugung) und andererseits auf das bevorzugte Modell

der Demokratie, also auf das Demokratieverständnis. Aus dieser Differenzierung lassen sich

auf niedrigerem Abstraktionsniveau Forschungsfragen ableiten.

Forschungsfrage 1a: Wie entwickelt sich die Demokratieunterstützung nach

einer grundlegenden, strukturellen Veränderung, in Form eines Regimewech-

sels?

Forschungsfrage 1b: Wie entwickelt sich die Präferenz bestimmter Demo-

kratiemodelle nach einer grundlegenden, strukturellen Veränderung, in Form

eines Regimewechsels

Die Teilnahme an direkt-demokratischen Entscheidungen als Ausprägung auf der Ebene

der Erfahrung mit den institutionellen Mechanismen wird in Bezug zu output-orientierten

Bewertungen der Demokratie gesetzt. Es ist somit logisch folgerichtig hier auf kurzfristig

wandelbare Einstellungen (spezifischeUnterstützung, sieheKap. 2.3) zu fokussieren. Eswer-

den somit Erfahrungen mit den institutionellen, insbesondere prozessualen, Mechanismen

des politischen Regimes mit der Bewertung des Funktionierens der Demokratie in Bezie-

hung gesetzt. Auch hieraus lassen sich weitere Forschungsfragen ableiten, u.a.:

Forschungsfrage 2: Wie entwickelt sich die Demokratiezufriedenheit nach

prozessualen Veränderungen, die auf eine stärkere Beteiligung setzen?

Diesen Forschungsfragen wird im Rahmen der drei eingebrachten Studien nachgegangen,

die damit eint, dass sie auf die Bundesrepublik Deutschland als Analysegegenstand und auf

einzelne Dimensionen politischer Unterstützung als abhängige Variablen fokussieren. Da-

neben haben sie gemeinsam, dass sie institutionelle Veränderungen und deren Erfahrung als

Erklärungsfaktoren untersuchen.
11 Für eine ausführliche Argumentation hierzu siehe Kap 2.3.
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1.3. Forschungsbeitrag und methodisches Vorgehen

In Bezug auf diese Erklärungsfaktoren lohnt ein Blick auf das „implizite Kausalmodell der

politischen Kultur“ wie es von Fuchs (2002) vorgeschlagen wurde und das in einer verein-

fachten Form in Abb. 1.1 dargestellt ist. Dies dient zur Veranschaulichung welchen zusam-

menhängenden Forschungsbeitrag die einzelnen Aufsätze diesbezüglich leisten. Hier sind

die Dynamiken der Entwicklung von Demokratie befürwortenden Einstellungen und de-

ren Folgen sowie Rückkopplungen dargestellt.12 Durch die politische Sozialisation werden

Einstellungen gegenüber dem System internalisiert, die wiederum Verhalten und Handeln

politischer Art steuern, was die Form des politischen Regimes konstituiert. Dieses wirkt

über die alltäglichen Performanzen und die Erfahrungen mit den institutionellen Mecha-

nismen (Strukturen und Prozesse) direkt auf die Einstellungen gegenüber dem politischen

System.13

Abbildung 1.1.: Implizites Kausalmodell der politischen Kultur (Fuchs, 2002, S. 33) in vereinfachter Formmit
Beitrag der einzelnen Artikel

Politische
Sozialisation

Einstellungen
ggü. dem

politischem
System

Politisches
Verhalten

und Handeln

Politisches
Regimeinternalisiert steuern konstituiert

Erfahrungen mit den insti-
tutionellen Mechanismen

Studie 1

Studie 2

Studie 3

Erfahrungen mit den all-
täglichen Performanzen

Zu den abgeleiteten Forschungsfragen hat bereits Forschung in einem umfassenden Aus-

maß mit einer Vielzahl an Beiträgen stattgefunden. Nichtsdestotrotz bestehen weiterhin

12 Diese Darstellung dient ausschließlich zur Veranschaulichung der Verortung der einzelnen Artikel, die aus-
führliche Darstellung des Originals findet in sich Abb. 2.2 in Kap. 2.3.3.

13 Daneben wirkt das Regime (genauer: seine institutionelle Struktur) durch eine Rückkopplung vermittelt
über die Sozialisation ebenfalls auf Einstellungen gegenüber dem politischen System. Der Pfeil für diese
unterstellte Kausalrichtung ist in dieser vereinfachten Darstellung hier nicht abgebildet.
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Forschungslücken, die es für ein umfassenderes Bild zu schließen gilt. Diesen Beitrag liefern

die einzelnen Artikel, die imRahmen dieser kumulativen Arbeit als Dissertation zusammen-

hängend eingereicht werden. Insbesonderemangelt es an langfristigen Untersuchungen, die

Demokratie befürwortende Einstellung in ihrer zeitlichen Entwicklung betrachten und mit

einem expliziten Test auf die einzelnen Erklärungsfaktoren hin untersuchen.

Mit Blick auf die zuvor aufgestellten und im Kausalmodell der politischen Kultur verorte-

ten Forschungsfragen lässt sich unter Berücksichtigung des Forschungsstands (Kap. 4) kon-

statieren: 1.) In der systematischen Forschung zur Frage, welchen Einfluss die politische

Sozialisation auf die Entwicklung der Demokratieunterstützung hat, fehlt eine umfassende

Analyse, die auf das Identifikationsproblem bei Kohortenstudien Rücksicht nimmt und die

Indikatoren, die es zurMessung der Demokratieunterstützung gibt, zusammenfassend her-

anzieht um diesen Einfluss zu überprüfen. Diese Lücken schließt Studie 1 (Sack, 2024) 2). Es

gibt wenig bis keine Forschung zur Frage, welchen Einfluss die politische Sozialisation auf

das Demokratieverständnis hat, da bisher wenig bis keine Daten in langer Frist oder in not-

wendigem Abstand mit geeigneten Messinstrumenten verfügbar sind. Diese Lücke schließt

Studie 2 (Sack, 2017b) 3.) Es gibt wenig bis keine Forschung zum Einfluss der Teilnahme an

direkt-demokratischen Abstimmungen auf die politische Unterstützung, wie sich also diese

spezifische Erfahrung mit institutionellen Mechanismen auf die Entwicklung Demokratie

befürwortender Einstellungen auswirkt. Diese Lücke schließt Studie 3 (Sack, 2017b).14

In methodischer Hinsicht vereint die drei Studien, dass sie den jeweiligen Forschungsfra-

gen durch die Analyse von langfristig angelegten Umfragedaten in quasi-experimentellen

Settings begegnen. Studie 1 und 2 betrachten als Untersuchungskontext die deutsche Wie-

dervereinigung, die vereinzelt als „natürliches Experiment“ (Offe, 2020) bezeichnet wurde.

Dieser historisch einmalige Kontext erlaubt es, zwei Teile einer Bevölkerung miteinander

zu vergleichen, die auf eine gemeinsame Geschichte blicken, dann für 40 Jahre geteilt und

unterschiedlichen politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen ausgesetzt waren,

welche einen Einfluss auf eine Vielzahl sozialer Variablen hatte und deren analytischer Ver-

gleich nach der Wiedervereinigung möglich ist (Vogt, 2013). Auch wenn der Begriff des „na-

14 Bezüglich dieser Aussagen zu den Studien 2 und 3muss relativierend eingeworfen werden, dass sie sich auf
den Stand der Forschung zum Zeitpunkt des Erscheinens der beiden Artikel (2017) beziehen. Durch die
nachfolgende Forschung hat sich dieser Umstand geändert. Darauf wird in den zugehörigen Kurzdiskus-
sionen in 5.2 und 5.3 jeweils eingegangen und auf die Folgeforschung Bezug genommen.
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türlichen Experiments“ weithin metaphorisch zu verstehen ist und dieses vom klassischen

Versuchsaufbau wissenschaftlicher Experimente sowohl in den Natur- wie den Sozialwis-

senschaften (Faas & Huber, 2010) klar abzugrenzen ist, kann die einmalige Situation der

deutschen Wiedervereinigung nur schwer geleugnet werden und auf Basis der Erkenntnis-

se zur Entwicklung politischer Einstellung auch über diesen Kontext hinaus Schlussfolge-

rungen geschlossen werden. Studie 3 blickt u.a. auf Vorher-Nachher-Messungen rund um

eine direkt-demokratische Abstimmung, die als Treatment aufgefasst werden kann. Eine

Randomisierung fand freilich nicht statt.

1.4. Aufbau des Dachpapiers

Im Folgenden findet zunächst die Konzeptualisierung der abhängigen Variablen durch die

Verortung im Konzept der Politischen Unterstützung statt. Hierfür werden zunächst Vor-

bemerkungen zur allgemeinen Systemtheorie und die Zusammenfassung der Theorie des

politischen Systems nach David Easton vorangestellt. Aufbauend hierauf wird die Unter-

scheidung zwischen diffuser und spezifischer Unterstützung explizit dargestellt und kurz

auf die Gemeinsamkeiten und die Nähe des Konzepts der Politischen Unterstützung zum

Konzept der Politischen Kultur eingegangen. Darauf folgt die Zusammenstellung der we-

sentlichen Modelle zur Erklärung der Entwicklung der betrachteten abhängigen Variablen:

politische Sozialisation, institutionalistische Ansätze sowie als Ergänzung zur Vollständig-

keit die Theorie des lebenslangen Lernens. Anschließend wird in einem kurzen Überblick

auf die wesentlichen Forschungslücken eingegangen und aufgezeigt, wie die einzelnen Bei-

träge diese schließen. Ebenfalls in einem kurzem Überblick werden die einzelnen Artikel

vorgestellt mit einem Fokus auf die jeweils untersuchte Fragestellung und den Bezug zum

Rahmen der gesamten Arbeit, auf das methodische Vorgehen innerhalb des jeweiligen Bei-

trags, auf die wichtigsten Befunde und mit einer jeweiligen Kurzdiskussion, in der die Li-

mitationen kurz zusammengefasst werden. Dieses Dachpapier schließt mit einem Fazit und

einer Gesamtdiskussion der übergeordneten Forschungsfrage vor demHintergrund der Er-

gebnisse der einzelnen Artikel.
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2. Theoretische Begriffsbestimmungen und

Konzeptualisierungen: Politische Unterstützung

Nachfolgendwerden die zentralen abhängigen Variablen der jeweiligen Studien konzeptua-

lisiert und damit theoretisch eingeordnet. Hierfürwerden zunächst einige Vorbemerkungen

des übergeordneten, theoretischen Rahmens des hier verwendeten Konzepts voraus gestellt.

Dies umfasst eine kurze Darstellung der allgemeinen Systemtheorie. Daran anschließend

wird die Theorie des politischen Systems, insbesondere nach David Easton (1965b), und das

darin enthaltende Konzept der Politischen Unterstützung zusammenfassend undmit einem

Fokus auf die untersuchten abhängigen Variablen und deren Verknüpfung dargestellt. Das

Kapitel schließt mit einer kurzen Zusammenfassung zur Nähe des Unterstützungskonzepts

zum Konzept der Politischen Kultur nach Almond und Verba (1963).

2.1. Theoretische Vorbemerkungen: Systemtheorie

So allgemeingültigwiemöglich könnteman formulieren: In dieser Arbeit geht es umdieVer-

änderung von Systemen und deren Auswirkung auf Menschen. Genauer spezifiziert lautet

die rahmengebende Fragestellung (etwas allgemeingültiger formuliert als in Kap. 1.2): Wel-

ches sind die langfristigen Auswirkungen struktureller und prozessualer Veränderungen

innerhalb eines politischen Systems auf die Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger ge-

genüber jenem? Der Forschungsgegenstand wird auf der Ebene des politischen Systems auf

Demokratien eingegrenzt und auf der Ebene der Einstellungen auf Legitimitätsüberzeugun-

gen und Performanzbewertungen. Für eine gemeinsame, theoretische Bestimmung dieser

Legitimitätsüberzeugungen und Performanzbewertungen als zentrale abhängige Variablen

wird auf das Konzept der „Politischen Unterstützung“ von David Easton (1965b) aus seiner

theoretischen Ausarbeitung des politischen Lebens zurückgegriffen, die sich in der Tradi-

tion der allgemeinen Systemtheorie und den grundlegenden Überlegungen der Kybernetik
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verorten lässt. Zur vollständigen Einordnung dieses Konzepts ist daher eine kurze Vorbe-

merkung der theoretischen Voraussetzungen, die sich mit der allgemeinen Systemtheorie

verbinden, unerlässlich. Dies kann mit Blick auf den Rahmen dieser Arbeit jedoch nur in

aller gebotener Kürze geschehen.

DenUrsprungspunkt der allgemeinen Systemtheorie zu datieren ist nahezu unmöglich. Die

Verwendung des vormodernen Begriffs „System“ geht vermutlich zurück bis Aristoteles, der

Kulminationspunkt des „kodifizierten Systembegriffs“ der allgemeinen Systemtheorie kann

allerdings in den 1920er und 1930er Jahren verortet werden, in einer Zeit der Krise der

Naturwissenschaften und der damit verbundenen Entwicklung der „Neuen Physik“ (Mül-

ler, 1996, S. 37). Der Ausgangspunkt zur Entwicklung der theoretischen Überlegungen, die

den Rahmen für die hier genutzten Konzepte bilden, kann deutlich mit der Idee einer allge-

meinen Systemlehre und deren Entwicklung durch Ludwig van Bertalanffy gesetzt werden.

Zentral in Bertalanffys Arbeiten ist die Abwendung von der Theorie geschlossener Systeme,

dem damit verbundenen mechanistischem Weltbild und der Idee des kausalen Determinis-

mus (Müller, 1996, S. 64–70). Diesen setzt er die „methodologischen Prinzipien einer Theo-

rie offener Systeme“ entgegen (Müller, 1996, S. 74). Zusammengefasst bietet Bertalanffys

Theorie einen Rahmen, um lebende Systeme als komplexe, dynamische Prozesse zu begrei-

fen, die sich durch einen Austausch mit ihrer Umwelt auszeichnen und sich dadurch nicht

in einem dauerhaften Gleichgewicht, sondern in einer Fließbeziehung befinden (Bertalanf-

fy, 1950, S. 23). Geschlossene Systeme wurden hierdurch die Ausnahme und die Welt als

Ansammlung offener Systeme begriffen (Luhmann, 1984, S. 22).

Dieses neue Paradigma offener Systeme war zentral in der weiteren Entwicklung der all-

gemeinen Systemtheorie. Hiermit verbunden und ebenso zentral war die Einführung des

„Feedback-Loops“ durch Wiener (1948), die zugleich den Startpunkt zur Entwicklung der

Kybernetik als „science of everything“ darstellt und damit die ersten Konzeptualisierungen

im Rahmen der „kybernetischen Revolution“ (Müller, 1996, 122ff) ermöglichte, die die all-

gemeine Systemlehre nun auch für andere Wissenschaften öffnete.

Feedback gilt fortan als ein Schlüsselelement, um (komplexe) Systeme in Richtung eines

gewünschten Zustands zu regulieren. Dies wird in Steuerungsprozessen sichtbar, bei denen

Informationen genutzt werden, um Abweichungen zu korrigieren. Wiener (1948, 96ff) ar-

gumentiert, dass sowohl mechanische Systeme (z. B. Thermostate) als auch biologische Sys-
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teme (z. B. Homöostase im menschlichen Körper) Feedback nutzen, um sich an veränderte

Umweltbedingungen anzupassen. Hierdurch erlangt auch Kommunikation eine bedeuten-

de Relevanz, da hierin der Prozess der (Selbst-)Steuerung komplexer Systeme gesehen wird

und die Kybernetik wird zur „Wissenschaft von Steuerung und Kommunikation“ (Ashby,

1956, S. 15)

Während die Konzeption Bertalanffys noch stark naturwissenschaftlich orientiert war, ins-

besondere am Fach der Biologie, halfen Kybernetik und Informationstheorie diese Begriffe

und Überlegungen zu generalisieren und diese darüber hinaus für „eine explizit sozialwis-

senschaftliche Perspektive“ (Müller, 1996, S. 89) zu öffnen. Insbesondere die Kommunikati-

onstheorie nach Shannon undWeaver (1949) macht es möglich, Information als allgemeines

Maß für die Strukturiertheit von Systemen aufzufassen und damit „die Idee eines selbst-

organisierten Systems über biologische Kontexte hinaus“ zu generalisieren (Müller, 1996,

S. 105).

Zusammengefasst sind Systeme aus kybernetischer Sicht damit in Form von Input-Output

Modellen15 darstellbar, in die aus einer Umwelt ein Input einfließt, dort auf Basis der des

Systems inhärenten Strukturen und Prozesse verarbeitetwird und alsOutput an dieUmwelt

abgegeben wird. Zusätzlich reguliert sich ein solches System über die von der Umwelt ein-

fließenden Inputs selbst (Feedback) und passt sich auf dieser Basis an die Umweltbedingun-

gen an. Die Strukturen und Prozesse innerhalb des Systems werden in dieser Modellierung

als „black box“ interpretiert (Ashby, 1956, S. 164–175).

2.2. Theorien politischer Systeme

Durch die Entwicklungen in der allgemeinen Systemtheorie und der Kybernetik sowie dem

Bestreben, derenErkenntnisse in das Feld des sozialen Lebens zu übertragen, hat sich schnell

ein Interesse entwickelt, politische Prozesse mit Hilfe dieses Instrumentariums zu beschrei-

ben, wodurch mehrere Theorien politischer Systeme (oder auch Systemtheorien des Politi-

schen) in kürzerer Zeit in den 1950er und 1960er Jahren entstanden sind (Almond, 1956;

Deutsch, 1963; Easton, 1957; Luhmann, 1968).

15 Generell gelten die Konzepte des offenen Systems und das Input/Output-Modell als komplementäre Theo-
rie und lange Zeit beherrschendes Paradigma der allgemeinen Systemtheorie: Wenn in der Konzeptualisie-
rung von offenen Systemen ausgegangen wird, sind Input/Output-Mechanismen die logische Folge (Luh-
mann, 1984, S. 22–24; Luhmann, 2004, S. 46–47)
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Teilweise aufbauend auf den Überlegungen zur Konzeption sozialer Systeme durch Tal-

cott Parsons (1951), jedoch ebenso in klarer Abgrenzung zu dessen Überlegungen (Easton,

1957, S. 390) sowie auf Basis einer anderen Motivation, entwickelte auch David Easton sei-

ne Theorie des Politischen Systems in einer Reihe von Publikationen in dieser Zeit (Easton,

1953, 1957, 1965a, 1965b) und darüber hinaus (Easton, 1975, 1976).16 Die Entwicklung und

Kulmination der vorangegangenen, theoretischen Überlegungen aus Kybernetik und allge-

meiner Systemtheorie legen denGrundstein für dessen Konzeption des politischen Systems,

das einem „kybernetischen Modell des politischen Prozesses“ (Hellmann, 2003, S. 181) ent-

spricht. So bezieht sich Easton anmehreren Stellen seinesWerks auf die Grundväter der Ky-

bernetik wie John v. Neumann (Easton, 1965b, S. 9), Norbert Wiener (Easton, 1965b, S. 368)

oder W. Ross Ashby (Easton, 1965a, S. 92) und konzipiert sein Modell des politischen Sys-

tems als Regelsystem und „Diagramm von Informationsflüssen“ (Müller, 1996, S. 113).

Dabei geht es Easton in seiner Konzeption zunächst eigentlich vor allem darum, die von

ihm wahrgenommene Malaise der Politikwissenschaft durch die Zusammenführung eines

Forschungsprogramms sowie durch die Schaffung eines analytischen Rahmens für die ge-

samte Disziplin zu beenden (Easton, 1953, S. 38–51). Hiefür scheint ihm der Begriff des Sys-

tems als analytische Kategorie angemessen und nutzbar, um das politische System als den

zentralen Analysegegenstand der Politikwissenschaft zu definieren (Easton, 1953, S. 60–61).

Die ersten Entwicklungen einer vollständigen Systemtheorie der Politik legt Easton dann

Ende der 1950er Jahrer vor (Easton, 1957), ehe sie in seinen beiden Hauptwerken (Easton,

1965a, 1965b) endgültig ausformuliert wird.

Zentral und aus den grundsätzlichen Überlegungen des Strukturfunktionalismus (Parsons,

1951) abgeleitet, geht Easton davon aus, dass soziale Systeme sich durch eine ihnen inhä-

rente, zu erfüllende Funktion voneinander unterscheiden (Easton, 1965b, S. 21). In strenger

16 Auf eine Darstellung der Theorie sozialer Systeme - sozusagen als Oberkategorie - etwa durch das struktur-
funktionalistische Konzept von Talcott Parsons (1951, 1969) oder die Theorie selbstreferentieller sozialer
Systeme vonNiklas Luhmann (1984)wird an dieser Stelle ausdrücklich verzichtet. Zwar ist erwähnenswert,
dass Easton sichmit Parsons und seiner Theorie auseinandersetzte (Fuhse, 2005, S. 22;Müller, 1996, S. 190),
allerdings fand die Formulierung von Eastons Theorie in klarer Abgrenzung zu Parsons (Fuhse, 2005, S. 22,
39) und aus eigenem Unverständnis gegenüber dessen Konzepten (Easton, 1957, S. 390) statt. Zweifelsohne
hat Parsons erheblichen Anteil daran, den Systembegriff aus soziologischer (und damit politikwissenschaft-
licher) Sicht nutzbar gemacht zu haben, allerdings ist seine Theorie des Strukturfunktionalismus mit dem
zugehörigen AGIL-Schema zur Beschreibung der Gesellschaft, ebenso wie die Theorie selbstreferenzieller
sozialer Systeme, die Luhmann aufbauend auf den Ideen Parsons entwickelte, nicht ohne Kritik geblieben.
Insbesondere aufgrund des Abstraktionsniveaus und der dadurch fehlenden Nutzbarmachung zur Über-
prüfung von Hypothesen aus empirisch-analytischer Sicht.
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Abgrenzung zu Parsons Strukturfunktionalismus sieht er das politische System aber nicht

als eine Funktion neben vielen, um das soziale System als Ganzes aufrecht zu erhalten, son-

dern als ein soziales System neben anderen sozialen Systemen (Easton, 1957, S. 384). In der

logischen Schlussfolgerung definiert Easton dann zunächst das politische Leben in Abgren-

zung zumweiteren sozialen Leben als die autoritative Verteilung vonWerten (Easton, 1953,

S. 106). Er erarbeitet diese Definition in seinem ersten Werk The Political System, in dem

er sich auch klar gegen den Macht- und für den Systembegriff zur Beschreibung des Poli-

tischen entscheidet (Easton, 1953, S. 97–124), da der Systembegriff für ihn den passenden

analytischen Rahmen darstellt, um die relevanten Variablen des politischen Lebens und de-

ren wechselseitige Beziehungen zu identifizieren (Easton, 1953, S. 61)

In der Entwicklung seines Werks wird die Definition des politischen Lebens erweitert und

zur Basis, auf dem der Rest seiner Theorie aufbaut: „a complex set of processes through

which certain kinds of inputs are converted into the type of outputs we may call authorita-

tive policies, decisions and implementing actions“ (Easton, 1965b, S. 17). Die dafür notwen-

digenOutputs des politischen Systemswerden nachfolgend abgegrenzt und daraus notwen-

digerweise die Funktionsbeschreibung des politischen Systems als die Herstellung kollektiv

bindender Entscheidungen (Easton, 1965b, S. 350–351).

Damit wird das politische System als offenes System konzipiert (siehe Abb. 2.1), das Inputs

aus der Umwelt aufnimmt, diese verarbeitet und als Outputs an die Umwelt abgibt. Durch

einen Feedback-Loop verbindet es dieseOutputs (zeitversetzt) wiedermit den Inputs. Damit

ist das politische System als ein kybernetisches System konzipiert, das zur Aufrechterhal-

tung seiner Selbststeuerung in einer Austauschbeziehung mit seiner Umwelt steht (Easton,

1965b, 365ff). BesonderenWert legt Easton dabei von Beginn an auf die Kritik des Gleichge-

wichtsbegriffs, den er für die Sozialforschung als zu beschränkt betrachtet um die komplexe

Natur sozialer Systeme zu erklären (Easton, 1956, S. 101–102). Seiner Auffassung nach soll-

ten soziale Systeme als dynamische Systeme betrachtet werden, die sich kontinuierlich wei-

terentwickeln und nicht zwangsläufig zu einem stabilen Gleichgewicht zurückkehren, son-

dern auf externe und interne Spannungen durch transformative Prozesse reagieren (Easton,

1965b, S. 20–21).

Neben der systemtheoretischen Konzeption des politischen Lebens durch Easton lohnt

sich ein Blick auf die Konzeption einer Systemtheorie des Politischen von Niklas Luhmann
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Abbildung 2.1.: Das Basis-Modell des politischen Systems als Input/Output-Modell nach Easton (1965b,
S. 32)
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(1968, 1971), der ebenso in Tradition wie in klarer Abgrenzung zu Parsons steht. Dies ge-

schieht in einer kurzen Gegenüberstellung um die Vorteile, die die Konzeption Eastons bie-

tet, hervorzuheben. Luhmann (1984, S. 19–20) geht es zunächst um die Entwicklung einer

soziologischen Supertheorie zur Beschreibung der Gesellschaft. Hierfür tritt er mit der Eta-

blierung eines völlig neuen Paradigmas in seiner Theorie selbstreferentieller sozialer Sys-

teme an (Luhmann, 1984, S. 24–27). Aus dieser Theorie abgeleitet, innerhalb derer soziale

Systeme als aus Kommunikation bestehende, autopoeitische17 Systeme betrachtet werden,

sieht Luhmann das politische System ebenfalls als ein soziales System neben anderen so-

zialen Systemen.18 Das Ziel der Entwicklung seiner Theorie ist aber von Beginn an die Be-

17 Auf eine Ausgestaltung der gesamten soziologischen Systemtheorie muss an dieser Stelle mit Blick auf den
Umfang verzichtet werden. Angemerkt sei aber, dass sich Luhmann (1984, S. 57–65) bewusst von der Theo-
rie offener Systeme und auch von denKonzepten eines Input/Output-Modells verabschiedet umdenBegriff
der Autopoiese in die soziologische Systemtheorie einzugliedern. Luhmann geht nunmehr von „operatio-
nal geschlossenen“ (Luhmann, 2004, S. 93) Systemen aus, die sich durch die funktionale Differenzierung
der modernen Gesellschaft an ihren jeweiligen Leitdifferenzen entwickeln undmiteinander nur durch eine
„strukturelle Kopplung“ (Luhmann, 2004, S. 121) verbunden sind. Als ein solches operational geschlossenes
System betrachtet Luhmann auch das politische System.

18 Einen Schritt weiter geht Willke (2019, 8ff, 46ff), der das politische System als das herausstechende, überge-
ordnete System aller anderen gesellschaftlichen Funktionssysteme begreift, da es durch seine „Kompetenz-
kompetenz“ und die damit verbundene Prämisse im Namen des Gemeinwohls zu handeln, als einziges in
der Lage ist, anderen Funktionssystemen (wie demWirtschaftssystem, dem Bildungssystem, demMedien-
system, etc.) Regeln und Grenzen zu setzen.
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schreibung und nicht die Bereitstellung eines analytischen Rahmens, aus dem sich Konzep-

te und Begriffe herausnehmen lassen, die operationalisiert, gemessen und in überprüfbaren

Hypothesen zueinander in Beziehung gesetzt werden können (Fuhse, 2005, S. 105–107).

Einig sind sich die beiden Theorien eigentlich nur in wenigen Punkten, wie der grundle-

genden Anlage ihrer Betrachtung als systemtheoretische Perspektive und damit verbunden

in der Annahme, dass sich das politische System von anderen sozialen Systemen durch die

Erfüllung einer speziellen Funktion unterscheidet, sowie in der Formulierung dieser Funk-

tion, die auch Luhmann (1970, S. 159) in der Herstellung kollektiv bindender Entscheidun-

gen sieht.19 Wegen der unterschiedlichen Grundannahmen und der unterschiedlichen Aus-

legung des Systemsbegriffs unterscheiden sich die beiden Konzeptionen auch hinsichtlich

der Annahmen zur Systemgrenze. Da Luhmann die Elemente sozialer Systeme als Kom-

munikation betrachtet, ist aus seinen Überlegungen (Luhmann, 1970, 1971) ableitbar, dass

Kommunikation, die nicht Politik zum Thema hat, die Grenze des politischen Systems dar-

stellt. Da Easton einen handlungstheoretischen Ansatz zu Grunde legt, wird die Grenze des

politischen Systems hier an den Handlungen, die bindende Entscheidungen für die Gesell-

schaft hervorrufen, gezogen (Easton, 1957, S. 385).

Hier wird deutlich, auf welch hohem Abstraktionsniveau die Theorie Luhmanns angesie-

delt ist. Aufgrund dieses hohen Abstraktionsniveaus und der Zielsetzung eignet sich Luh-

manns Theorie daher schon von der Anlage her nicht für die Auseinandersetzungmit empi-

rischen Betrachtungen. Eastons theoretische Konzeption steht hierzu im klaren Gegensatz.

Ebenso hat auch die weiterführende Auseinandersetzung mit Luhmanns Theorie sozialer

Systeme im Allgemeinen (Müller, 1996, S. 326–330), wie mit seiner Theorie des politischen

19 Es ist nicht klar nachvollziehbar, ob Luhmann diese Definition der Funktion des politischen Systems von
Easton übernommen hat, es ist aber zu vermuten. Hellmann (2005, S. 23) betont zwar, diese Definition
sei „vor allem Talcott Parsons zu verdanken“, nennt hierfür aber ein wörtliches Zitat, dass sich 1.) auf den
Machtbegriff bezieht, 2.) aus einer Publikation stammt, die nach Eastons Werken erschien und 3.) in der
dieses Zitat an der verwiesenen Stelle nicht auffindbar ist. In seiner Erarbeitung der Beschreibung der
Funktion des politischen Systems entscheidet sich Easton (1953, S. 106–124) u.a. auch ganz bewusst ge-
gen den Machtbegriff. Auch an anderer Stelle (Müller, 1996, S. 298–300) wurde festgestellt, dass Parsons
erst weit nach den Arbeiten Eastons auf die Begriffe, Konzepte undModelle der Kybernetik zurückgriff und
sich erst dadurch von seiner Zieldefinition des politischen Systems innerhalb seines AGIL-Schemas löste.
Innerhalb dessen war dem politischen System noch die Funktion des „Goal-Attainment“, also der Zieler-
reichung, zugekommen (Fuhse, 2005, S. 22). Luhmann (1970, S. 172) selbst grenzt sich explizit von Parsons
Funktionsbeschreibung des politischen Systems ab, fälschlicherweise aber auch von der Eastons, da er diese
auf die „Verteilung vonWerten“ reduziert und damit die Herstellung undDurchsetzung kollektiv bindender
Entscheidungen ausblendet, die bei Easton (1965b, S. 21–24) die Funktion des politischen Systems darstellt
und von ihm mit der autoritativen Werteallokation synomym verwendet wird (Fuchs, 2002, S. 34; Fuhse,
2005, S. 28).
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Systems im Speziellen (Lange, 2003, 297ff) zu einem eher schlechten Zeugnis für die empi-

rische Nutzung der Theorie geführt.

Innerhalb der Politikwissenschaft hat sich nicht zu letzt darum auch EastonsModell durch-

gesetzt und bewährt. Es ist damit ein Verdienst von Easton, systemtheoretische Konzepte

in die Politikwissenschaft eingeführt zu haben und einen theoretischen Analyserahmen zu

bilden, der neben Hypothesenformulierung auch Operationalisierung und damit empiri-

sche Überprüfung erlaubt. Luhmann will nachbauen, verstehen und erklären, Easton will

überprüfen können. Damit ist Luhmanns Systembegriff „rekonstruktiv“, während Eastons

Systembegriff „analytisch“ ausfällt (Fuhse, 2005, S. 107). Der Vorteil von Eastons Theorie

des politischen Systems ist, dass sie wesentlich stärker als Analyserahmen für die empiri-

sche Betrachtung dient. Somit erstaunt es nicht, dass dieser Analyserahmen insbesondere

für die Untersuchung im Kontext der zugrundeliegenden Stabilitätsannahmen einen wich-

tigen Teil der politischen Einstellungsforschung bildet (Claassen, 2020a, S. 119). Dies betrifft

insbesondere einen der beiden Input-Faktoren innerhalb des Modells: die politische Unter-

stützung.

2.3. Das Konzept der Politischen Unterstützung

Damit ein politisches System seine postulierte Funktion der autoritativen Werteallokation

erfüllen kann, ist es nach Easton (1965b, S. 22–25) auf Einflüsse aus der Umgebung angewie-

sen. Diese sind „key indicators of the way in which environmental influences and conditions

modify and shape the operations of the political system“ (Easton, 1965b, S. 27). Das politische

System steht also entsprechend der kybernetischen Konzeption in Interaktion mit seiner

Umgebung, aus der es Einflüsse aufnimmt und in die es Ergebnisse abgibt (Easton, 1965b,

S. 26–27). Eine dieser Einflussdimensionen ist die sogenannte politische Unterstützung, die

definiert wird als „an attitude by which a person orients himself to an object either favora-

bly or unfavorably, positively or negatively“ (Easton, 1975, S. 436). Dabei werden drei poli-

tische Objekte, gegenüber denen Einstellungen20 der politischen Unterstützung entwickelt

20 Eine Einstellungwird im Rahmen des eindimensionalen Einstellungskonzepts als „latent disposition or ten-
dency to respondwith some degree of favorableness or unfavorableness to a psychological object“ (Fishbein
& Ajzen, 2010, S. 76) verstanden. Die Einstellung zu einemObjekt kann dabei als Funktion dargestellt wer-
den: Einstellung zum Objekt =

∑N
i=0 Bi ·ai, wobei Bi als Stärke der Überzeugung „i“ bezüglich des Objektes

interpretiert wird, während ai die bewertende Komponente bezüglich des Objektes ausdrückt. Eine Person
kann viele positiv oder negativ bewertete Überzeugungen mit einem Einstellungsobjekt verbinden, wobei
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werden können, von Easton (1965b, S. 172) unterschieden: die politische Gemeinschaft, das

politische Regime und die politischen Autoritäten.21

Unter anderem dahingehend unterscheidet Easton zwei Arten politischer Unterstützung,

die als diffuse Unterstützung und spezifische Unterstützung bezeichnet werden (Easton, 1965b,

S. 267; Easton, 1975, S. 436–437). Während sich diffuse Unterstützung auf alle drei Klassen

von politischen Objekten bezieht, bezieht sich spezifische Unterstützung nur auf die po-

litischen Autoritäten. Neben den spezifischen Objekte, auf die sich die jeweilige Form der

Unterstützung bezieht, werden die beiden außerdem hingehend der Stabilität, insbesondere

aber der Zeit, in der Veränderungen innerhalb dieser Einstellungen auftreten können, unter-

schieden (Easton, 1975, S. 437). Diffuse Unterstützung wird durch generelle Einstellungen

gegenüber dem politischen System repräsentiert (Easton, 1965b, S. 273), sie ist als langfristig

stabile Einstellung gegenüber dem politischen System gedacht, die sich in Form einer Legi-

timitätsüberzeugung äußert und wenig bis gar nicht ändert. Spezifische Unterstützung ist

stark an die Ergebnisse des politischen Systems gebunden und kann hierdurch kurzfristigen

Schwankungen unterliegen (Easton, 1965b, S. 273; Easton, 1975, S. 437–447).

Hierdurch ergibt sich ein hierarchiches Verhältnis der beiden Unterstützungsdimensio-

nen Fuchs, 1989; Westle, 1989, denn mit dem Konzept der Politischen Unterstützung wird

die zentrale Kernannahme verbunden, dass eine bestimmte Form und ein bestimmtes Maß

an unterstützenden Einstellungen für das dauerhafte Überleben eines politischen Systems

notwendig sind. Während die diffuse Unterstützung aufgrund ihrer Konzeptualisierung als

weitgehend generelle Legitimitätsüberzeugung für die langfristige Stabilität eine starke Rol-

le spielt, ist die spezifische Form hierfür weniger relevant. Auch dahingehend unterscheiden

sich also diffuse und spezifische Unterstützung.

Diese mittlerweile klassische, zweidimensionale Differenzierung von Easton wurde durch

empirische Forschungsergebnisse und nachfolgende, weitere theoretische Konzeptualisie-

rungen an verschiedenen Stellen erweitert oder modifiziert (Claassen, 2020a; Fuchs, 1989,

2002; Norris, 1999a; Westle, 1989). Zentral bleibt auch innerhalb dieser Erweiterungen in

der Konzeptualisierung weiterhin, dass ein hierarchisches Verhältnis zwischen diffuser und

jede Überzeugung unterschiedlich stark gewichtet wird. Die Einstellung zum Objekt ergibt sich in dieser
Konzeption dann aus der Summe der Überzeugungen (Schumann, 2012, 85ff).

21 In der zeitlich betrachtet ersten Konzeption wird das Einstellungsobjekt der „politischen Autoritäten“ noch
auf die Regierung begrenzt (Easton, 1957, S. 391–393).
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spezifischer Unterstützung besteht, das insbesondere darauf verweist, dass ein Verlust oder

Entzug spezifischer Unterstützung nicht zwangsläufig auch mit einem Rückgang diffuser

Unterstützung zusammen gehen muss (Arzheimer, 2002, S. 197–201).

Somit kann Eastons Konzept „zu den fruchtbarsten Ansätzen der Politischen Soziologie“

(Arzheimer, 2002, S. 202) gezählt werden, das weitgehend alle verfügbaren nahestehenden

Konzepte politischer Verdrossenheit absorbiert. Nachfolgend sollen die beiden Dimensio-

nen politischer Unterstützung noch etwas weiter differenziert und in Bezug zu einer beson-

deren Ausgestaltung politischer Systeme, nämlich Demokratie, gesetzt werden.

2.3.1. Diffuse politische Unterstützung

Diffuse Unterstützungwird von Easton (1965b, S. 278–288) als der Glaube in die Legitimität

des politischen Systems und seine Autoritäten sowie als der Glaube in ein gemeinsames In-

teresse (Easton, 1965b, S. 311–320) definiert. Sie bildet ein „reservoir of favorable attitudes

or good will that helps members to accept or tolerate outputs to which they are opposed“

(Easton, 1965b, S. 273) und hilft somit dem System beim Überleben, auch wenn die Out-

puts des Systems nicht immer vollständig akzeptiert werden.22 Dabei kann Glaube in die

Legitimität politischer Objekte grundsätzlich drei möglichen Quellen entspringen: er kann

instrumenteller, moralischer oder personeller Natur sein (Easton, 1975, S. 451–452).

Diese Form der Unterstützung ist somit langlebiger, weniger Schwankungen ausgesetzt,

besteht also aus stabilen Einstellungen, die insgesamt unabhängig von den Outputs und den

Leistungen des politischen Systems sind (Easton, 1975, 444ff). Diffuse Unterstützung ist so-

mit konzeptualisiert als eine grundlegende Unterstützung der Prinzipien eines politischen

Systems. Bezogen auf demokratische politische Systeme lässt sich diffuse Unterstützung al-

so definieren als die grundlegende Zustimmung zu demokratischen Prinzipien. Demnach

ist ein gewisses Maß an diffuser Unterstützung notwendig zur langfristigen Stabilität einer

Demokratie.

Ebenfalls in Bezug auf eine demokratische Herrschaftsordnung wird die diffuse Unterstüt-

zung häufig als die „Bindung an demokratische Werte“ (Fuchs, 2002, S. 38) konzeptualisiert

22 Ähnlich argumentiert bereits Lipset (1959), der Legitimität definiert als die Fähigkeit eines politischen Sys-
tems, den Glauben zu erzeugen und aufrechtzuerhalten, dass die bestehenden politischen Institutionen die
angemessensten oder passendsten für die Gesellschaft sind (Lipset, 1959, S. 86) und ebenso betont, welche
hervorgehobene Rolle die Legitimitätsüberzeugung für die Stabilität eines politischen Systems besitzt, in
dem sie es ermöglicht wirtschaftliche Krisen zu überstehen.
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und im Sinne Eastons davon ausgegangen, dass eine Demokratie langfristigen Bestand hat,

wenn die Bindung an die zugrundeliegenden Werte der Demokratie innerhalb der Bürge-

rinnen und Bürger stark ausgeprägt ist (Fuchs, 2002, S. 39), Demokratie als Herrschafts-

form also zu einem bestimmten Maße unterstützt wird. Sind demokratische Werte nicht

ausreichend stark innerhalb einer Bevölkerung verinnerlicht oder anzutreffen, wird Demo-

kratie generell in diesem Land keinen Bestand haben. Von dieser grundsätzlichen Legitimi-

tätsüberzeugung können bestimmte Modelle von Demokratie differenziert werden (Fuchs,

2002, S. 39–42), wodurch sich nun eine Zweiteilung auf der Ebene der diffusen Unterstüt-

zung ergibt: die Demokratieunterstützung einerseits und die Befürwortung eines bestimm-

ten Demokratiemodells andererseits. Auf diese Unterscheidung wird sich im folgenden zur

Differenzierung der abhängigen Variable gestützt und beide Dimensionen kurz erläutert.

2.3.1.1. Demokratieunterstützung

Demokratieunterstützung ist repräsentiert durch die schlichte Forderung nach demokra-

tischen Institutionen per se, ohne eine konkrete Ausgestaltung dieser Institutionen. Diese

Form der Unterstützung kann weiterhin differenziert werden in eine implizite und eine ex-

plizite Form (Claassen, 2020b, S. 37), mit der Unterscheidung, dass bei letzterer auch aktiv

Alternativen zur Demokratie abgelehnt werden, während diese Ablehnung für die implizite

Demokratieunterstützung keine Rolle spielt.

Diese Form der diffusen Unterstützung steht somit für eine Orientierung gegenüber dem

normativen Prinzip der Demokratie im Allgemeinen - also eine generalisierte Unterstüt-

zung gegenüber dem demokratischen Ordnungsmodell - und kann als grundsätzliche Legi-

timitätsüberzeugung interpretiert werden (Easton, 1975, S. 451; Fuchs, 2002, S. 31).

2.3.1.2. Demokratiekonzeptionen

Neben der generalisierten Legitimitätsüberzeugung kann auf der Ebene der diffusen Un-

terstützung eine Orientierung gegenüber spezifischen normativen Prinzipien, die mit einer

Demokratie verbundenwerden, differenziert werden - also die Befürwortung eines ganz be-

stimmten normativen Demokratiemodells oder einer bestimmten Demokratiekonzeption
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(Fuchs & Roller, 2016, S. 299).23 Während Demokratie als solche zwar befürwortet (impli-

zit) oder gegenüber Autokratie bevorzugt (explizit) wird, muss gleichzeitig keine vollständi-

ge Übereinstimmung mit dem institutionalisierten Typus der Demokratie im eigenen Land

bestehen (Fuchs, 2002, S. 39).

2.3.2. Spezifische politische Unterstützung und Demokratiezufriedenheit

Spezifische Unterstützung ist in der klassischen Konzeption Eastons in großen Teilen davon

abhängig, wie die politischen Autoritäten von denMitgliedern des Systemswahrgenommen

werden, besonders in Bezug auf ihre Fähigkeit, die geforderten Ergebnisse bereitzustellen

(Easton, 1975, S. 437). Entsprechend sind die Quellen spezifischer Unterstützung der Ver-

gleich der Forderungen mit diesen Ergebnissen und damit Wahrnehmung und Bewertung

der generellen Performanz von Autoritäten (Easton, 1975, S. 437).

An diesem Punkt haben mehrere Erweiterungen der ursprünglichen Konzeption von Eas-

ton angesetzt, in dem sie neben der Bewertung der Autoritäten auch die Bewertung des

politischen Regimes bzw. dessen Funktionieren, in die Dimension spezifischer Unterstüt-

zung eingeordnet haben. Norris (1999c, S. 10) spannt zwischen diffuser und spezifischer

Unterstützung etwa ein Kontinuum auf, das von derUnterstützung der politischenGemein-

schaft bis zur Unterstützung der Akteure reicht und in deren Mitte sie die Wahrnehmung

der Leistungen des Regimes einordnet. Westle (1989, S. 185–189) hat in ähnlicher Weise die

Kategorie der diffus-spezifischen Unterstützung eingeführt, die sie ebenfalls in der Mitte

des hierarchischen Spektrums zwischen diffuser und spezifischer Unterstützung einordnet

und damit der Bewertung der „Ordnungsrealität“ (Westle, 2022, S. 4) als zusätzliches Be-

zugsobjekt der politischen Ordnung Rechnung trägt, da aus ihrer Sicht dieses Bezugsobjekt

in der klassischen Konzeption Eastons fehlt.

Insbesondere aus Gründen der Einfachheit soll dieser Konzeption gefolgt werden und die

Bewertung der politischen Realität des Systems neben die Bewertung der Leistung der po-

litischen Akteure der spezifischen Unterstützung zugeordnet werden. Gängigster Indikator

für dieMessung dieser Einstellung ist die Demokratiezufriedenheit. Hier wird nach der Zu-

friedenheit mit der Demokratie, so wie diese derzeit im eigenen Land funktioniert, gefragt.

23 Die Begriffe Demokratiekonzeption und Demokratieverständnis und ihre englischen Äquivalente concep-
tion of democracy und understanding of democracy werden innerhalb dieser Forschungstradition weitge-
hend synonym verwendet (Osterberg-Kaufmann et al., 2020, S. 308; Sack, 2017b, S. 445).
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DieseMessung kann als Bewertung der Performanz des demokratischen Systems eingestuft

werden (Canache et al., 2001; Linde & Ekman, 2003) und diese Bewertung kann im Sin-

ne der spezifischen Unterstützung und ihrer Abhängigkeit von den Outputs kurzfristigen

Schwankungen unterliegen.

2.3.3. Nähe zum Konzept der Politischen Kultur und Relevanz für die

Transformationsforschung

Die zentrale Annahme des politischen Kultur-Konzepts ist das sog.Kongruenzpostulat. Dem-

nach müssen für die langfristige Stabilität eines politischen Systems dessen institutionali-

sierte Struktur einerseits und die von der Bevölkerung verinnerlichten Werte andererseits

zu einem erheblichen Anteil deckungsgleich sein (Almond, 1980; Almond & Verba, 1963).

Eine Inkongruenz von politischer Struktur und politischer Kultur hingegen kann zu einem

Anpassungsdruck für das System führen, da die Ansprüche, die an das System gestellt wer-

den, durch dieses nicht erfüllt werden.

Innerhalb der Transformationsforschung (vgl. Kap. 1.2) sind diese theoretischen Annah-

men von besonderer Bedeutung, denn ein zur Demokratie transformiertes System gilt erst

dann als konsolidiert, wenn die politische Kultur diese stützt. Wenn also das neue Regime

in bestimmtemMaße unterstützt wird und sich eine demokratische Zivilgesellschaft entwi-

ckelt hat (Diamond, 1999; Merkel, 2010) und die Demokratie „the only game in town“ (Linz

& Stepan, 1996, S. 5) ist. Mit Blick auf die dritte Welle der Autokratisierung (Lührmann &

Lindberg, 2019) sind diese Überlegungen aber auch für etablierte, konsolidierte Demokra-

tien relevant (vgl. Kap. 1.1).

Fuchs (1997a, 1997b, 1999a, 2002, 2007) vereint die beiden Konzepte der Politischen Kul-

tur und Politischen Unterstützung in einem operationalisierbaren Einstellungsmodell, in-

dem er zunächst aus den Arbeiten von Almond und Verba ein „implizites Kausalmodell der

politischen Kultur“ ableitet und innerhalb dessen die politische Kultur durch ein erweitertes

Konzept von Eastons politischer Unterstützung ersetzt (Fuchs, 2002, S. 32–37).

Innerhalb dieses Modells (vgl. Abb. 2.2) wird davon ausgegangen, dass die dominante Kau-

salrichtung von der Sozialisation auf die politischen Einstellungen der Kultur durch de-

ren Internalisierung wirkt. Die Kultur definiert dann wie politisch gehandelt wird und ob

das politische Regime sich konsolidiert oder unter „stress“ im Sinne Eastons (Fuchs, 2002,
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Abbildung 2.2.: Das implizite Kausalmodell des klassischen Konzepts der politischen Kultur nach Fuchs
(2002, S. 33)
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Strukturelle Constraints

Erfahrungen mit den alltäglichen Performanzen

S. 34) erodiert. Der Kritik einer Determiniertheit dieses sehr vereinfachtenModells entgeg-

net Fuchs (2002, S. 34), dass das politische Regime einerseits durch die Verfasstheit (etwa

durch strukturelle Voraussetzungen für die politischen Akteure oder als Struktur innerhalb

dessen die politische Sozialisation stattfindet), andererseits durch die Ausgestaltung der po-

litischen Prozesse und der Outputs auf die Einstellungen zurückwirkt.

Auch wenn dieses Modell zentrale Dynamiken, Wechselwirkungen und andere Mechanis-

men außen vorlässt und dadurch stark vereinfacht, vereint es die beiden Konzepte der Poli-

tischen Kultur und der Politischen Unterstützung24 und macht es gleichzeitig möglich, die

Erklärungsfaktoren, die in zeitlicher Perspektive zur Entwicklung der einzelnen Einstellun-

gen der politischen Unterstützung beitragen, konzeptuell zu isolieren und somit getrennt

zu betrachten. Dies geschieht im folgenden Kapitel.

24 Eine komplexere Ausarbeitung könnte vermutlich das gesamte kybernetische Modell des politischen Sys-
tems nach Easton (Abb. 2.1) in dieses Kausalmodell integrieren, etwa in dem die Größen „Politisches Han-
deln“ und „Politisches Regime“ zum „Political System“ zusammengefasst werden. Der mit „Prädispositio-
nen“ unterschriebene Kausalpfeil würde dann dem Pfeil des „Support“ entsprechen und die Rückkopp-
lungseffekte auf die Sozialisation und die Kultur wären ausdifferenzierte Feedback-Loops. Mit Blick auf
den vorgegeben Umfang dieses Dachpapiers muss auf eine weiterführende Überlegung hierzu an dieser
Stelle jedoch verzichtet werden.
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3. Theoretische Modelle zur Erklärung der

Entwicklung politischer Unterstützung

Bereits Easton (1965a, 1975) hat bezüglich der Unterscheidung zwischen diffuser und spezi-

fischerUnterstützung auch verschiedeneMechanismen zur Erklärung von deremEntstehen

genannt. Dies liegt zum Teil bereits in der Konzeption der einzelnen Dimensionen begrün-

det (vgl. Kap. 2.3): diffuseUnterstützungwird als langfristig stabile Legitimitätsüberzeugung

betrachtet, die weitgehend output-unabhängig besteht, während spezifische Unterstützung

als weniger stabil und als von Outputs abhängig angenommen wird. Diese unterschied-

lichen Grundannahmen erfordern automatisch unterschiedliche Erklärungsmodelle. Auf-

bauend auf den Überlegungen Eastons haben sich sodann durch weitere Forschung theore-

tische Modelle zur Erklärung unterschiedlicher Verteilungen von Einstellungen gegenüber

der Demokratie einerseits und deren Entwicklung in dynamischer Perspektive andererseits

entwickelt, die teilweise unterschiedliche Grundannahmen treffen (Claassen, 2020b, S. 37–

38; Sack, 2014, S. 21–28).

Diese Erklärungsmodelle sind in großen Teilen deckungsgleich zu den Erklärungsfaktoren

im zuvor vorgestellten Kausalmodell der politischen Kultur nach Fuchs (2002) und lassen

sich wie folgt zusammenfassen: Auf der einen Seite stehen theoretische Ansätze der politi-

schen Sozialisation, die davon ausgehen, dass Einstellungen in der frühen Jugendphase in-

ternalisiert werden und über den Verlauf des Lebens weitgehend stabil bleiben - sie erklären

eher die Entwicklung von Einstellungen der diffusen Unterstützung. Auf der anderen Seite

stehen situative Ansätze, die sich vor allem auf die individuelle ökonomische Situation und

die institutionelle Performanz als Erklärungsgrößen stützen und von möglichen Verände-

rungen auch nach Abschluss der relevanten Sozialisationsphasen ausgehen - diese erklären

eher die Entwicklung spezifischer Unterstützung. Daneben gibt es Modelle, die versuchen

beide Ansätze miteinander zu vereinen und von einem lebenslangen Lernen ausgehen und
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damit nicht ausschließen, dass auch nach den prägenden Phasen der Sozialisation positive

Einstellungen gegenüber der Demokratie verinnerlicht werden können - zum Beispiel nach

einer Systemtransformation von einer Autokratie zur Demokratie, die erst im Erwachse-

nenalter stattfindet.

Insbesondere für denKontext der deutschenWiedervereinigung, die fürOstdeutschland ei-

ne solche Systemtransformation darstellt, hat sich in der empirischen Forschung zunächst

die Gegenüberstellung von „Sozialisation vs. Situation“ (Pickel & Pickel, 2006) bzw. eines

„kulturalistischen Ansatz vs. eines institutionalistischem Ansatz“ (Rohrschneider, 1999) eta-

bliert. Im Lichte der Forschungsergebnisse und des Befunds der Konsistenz vonUnterschie-

den zwischen ost- und westdeutscher Bevölkerung - insbesondere in Einstellungen der spe-

zifischen politischen Unterstützung - wurden diese beidenModelle um Erklärungsfaktoren

erweitert, die sich theoretisch durch die kontextspezifischen Entwicklungen und Dynami-

ken der deutschen Wiedervereinigung ergeben haben könnten. Zu nennen sind hier etwa

die „relative Deprivation“ (Kessler et al., 1999), die damit verbundene Wahrnehmung kol-

lektiver Übervorteilung (Neller, 2006) und die daraus sowie aus der Besonderheit des Ab-

laufs derWiedervereinigung entstandene „Ost-Identität“ (Pollack & Pickel, 1998) bzw. deren

„Verhärtung“ (Mau, 2024) und die sogenannte „Othering-Hypothese“ (Kubiak, 2021).25

3.1. Kulturalistischer Ansatz: (politische) Sozialisation

Allgemein wird in der Sozialisationstheorie davon ausgegangen, dassWerte, Ideen, Konzep-

te und somit auch Einstellungen von verschiedenen Akteuren an Heranwachsende weiter-

gegeben werden und so ähnliche Vorstellungs- und Einstellungsmuster bei letzteren entste-

hen (Hurrelmann, 2006). Dabei werden verschiedene Phasen (primär, sekundär, tertiär) der

Sozialisation unterschieden und auch die relevanten Akteure - auch Sozialisationsagenten

genannt - unterscheiden sich in der Stärke ihres jeweiligen Einflusses (Almond et al., 2008,

S. 51–53). Zu den wichtigsten Agenten gehören die Familie, Schulen, religiöse Institutionen

25 Für eine Übersicht der Erklärungsmodelle und -faktoren im Kontext der deutschen Wiedervereinigung
siehe etwa Mau et al. (2024, S. 6–9), Pickel und Pickel (2020, S. 484–489) und Westle (2022, S. 6–9). Da sich
die in Kapitel 5 vorgestellten und als kumulative Leistung eingebrachten Artikel nur in der Dimension dif-
fuser Unterstützung auf den Kontext der deutschenWiedervereinigung beziehen, wird auf eine detaillierte
Zusammenfassung dieser einzelnen Erklärungsfaktoren im Folgenden verzichtet.
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und sogenannte „Peer Groups“ (insbesondere Freunde). Bei der generellen Wertevermitt-

lung spielt vor allem die Familie eine starke Rolle (Abendschön, 2013).

Diese Überlegung wurde durch Hyman (1959) und dessen Einführung des Begriffs der po-

litischen Sozialisation auf politische Einstellungen übertragen. Seitdem hat sich das Ver-

ständnis des Konzepts gewandelt und dieses ist selbst zu einem elaborierten Forschungs-

gegenstand geworden. Allen Ansätzen, die sich unter dem Konzept der politischen Sozia-

lisation zusammenfassen lassen ist gemeinsam, dass darunter ein Lernprozess verstanden

wird, währenddessen politische Einstellungen durch die Auseinandersetzung mit der äu-

ßeren Realität entwickelt und verinnerlicht werden (Easton & Dennis, 1969; Hyman, 1959;

Jennings, 1989; Jennings & Niemi, 1981).

Innerhalb der Forschung zur politischen Unterstützung und des verwandten Konzepts der

Politischen Kultur (vgl. 2.3.3) sowie dessen Forschungstradition wird der politischen Sozia-

lisation die Hauptrolle in der Herausbildung der darin enthaltenen, relevanten politischen

Einstellungen zugeschrieben (Almond, 1980; Almond & Verba, 1963; Easton, 1975; Easton

& Dennis, 1969; Inglehart, 1988; Jennings & Niemi, 1981). Easton (1975, S. 444) etwa sieht

die Quellen vor allem für die diffuse Unterstützung insbesondere in der Kindheit und der

primären Sozialisation.

Für theoretische Erklärungen zur Verteilung und Entwicklung politischer Unterstützung

im Rahmen der Sozialisationstheorie sind dabei vor allem zwei Annahmen zentral: 1.) dass

bestimmte Einstellungen eine hohe zeitliche Stabilität aufweisen (Cavalli, 2004; Inglehart,

1971; Sears & Funk, 1999) und 2.) dass das politische System, in dem eine Person aufwächst,

die politischen Einstellungen dieser Person maßgeblich prägt (Easton & Dennis, 1969; Jen-

nings, 1989; Jennings & Niemi, 1981; Rohrschneider, 1999).

Durch die erste Annahme erhält das Konzept der Generationen (Mannheim, 1928) inner-

halb des Sozialisationsmodells erhöhte Relevanz, was in der Definition politischer Soziali-

sation durch Almond et al. (2008, S. 51) als „the way in which political values are formed

and the political culture is transmitted from one generation to the next“ kulminiert. Die Im-

plikation ist, dass die Veränderung von Einstellungen und damit deren Verteilung in einer

Gesellschaft nur durch einen Austausch der Generationen stattfinden kann (Rohrschneider,

1999, S. 20).26

26 Ebenfalls von einem notwendigen Generationenaustausch und der damit verbundenen, wachsenden Stabi-
lität der Demokratie, geht die Modernisierungstheorie aus (Inglehart, 1971; Welzel, 2021). Allerdings nicht
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Durch die zweite Annahme gewinnt die Ausgestaltung des politischen Systems als entwe-

der autoritär oder demokratisch besondere Relevanz als Rahmen innerhalb dessen die poli-

tische Sozialisation der Bevölkerung stattfindet. Rohrschneider (1999, 2 und 18-19) fasst die

Argumentation der kulturalistischen Ansätze zur Erklärung der Herausbildung von Einstel-

lungen gegenüber der Demokratie durch Sozialisationsprozesse wie folgt zusammen: Nur

wenn man die Möglichkeit hat, Verhaltensweisen, die mit bestimmten Werten verbunden

sind, zu üben, können auch die dahinter stehendenWerte internalisiert werden und nur ein

demokratisches Regime bietet die Möglichkeit demokratische Werte zu vermitteln.27

Betrachtet man etwa Transformationsprozesse als Spezifikum, kann aus Sicht der Sozia-

lisationstheorie angezweifelt werden, dass direkt nach einem Wechsel von autoritären zu

demokratischen Strukturen auch bereits eine ausreichend große Quantität an politischer

Unterstützung vorhanden ist. Somit sollten Individuen, die nach dem Regimewechsel ge-

boren und dementsprechend innerhalb des neu gestalteten politischen Systems sozialisiert

werden „be more receptive to the citizenship-qualities of a new political process than indi-

viduals whose political views are shaped by a prior regime“ (Rohrschneider, 1999, S. 21).

3.2. Institutionalistische Ansätze

Neben dem Sozialisationsmodell wird der Einfluss von situativen Faktoren auf die Her-

ausbildung und Entwicklung von Einstellungen gegenüber der Demokratie postuliert. Die

grundlegendeAnnahme ist hier, dass nicht in derKindheit oder frühen Sozialisation erlernte

und eingeübte Werte dazu beitragen, dass ein politisches System unterstützt wird, sondern

aufgrund des Lernens durch vorhandene Institutionen, sondern durch die Entwicklung von Werten der
Selbstentfaltung nach der erfolgreichen Sättigung von materiellen und sicherheitsrelevanten Bedürfnissen
und der damit steigenden Nachfrage nach Freiheit und Demokratie.

27 Dieser Prozess wird innerhalb der Literatur auch als system-internes Lernen (Dalton, 1994; Roller, 1994)
bezeichnet. Neben diesem system-internen Lernen kann aber auch eine Wertediffusion stattfinden, was
system-externem Lernen entspricht (Roller, 1994). Ein typischer Prozess, durch den system-externes Lernen
für die Bürger in Ostdeutschland während des Bestands der DDR angenommen wurde, ist der Konsum des
West-Fernsehens (Dalton, 1994; Fuchs et al., 1997). Hiermit wurden unter anderem auch die hohen Zu-
stimmungswerte für die Unterstützung der Demokratie als Ordnungsmodell nach der Wiedervereinigung
erklärt. Dabei stellt sich die Frage, wann system-internes undwann system-externes Lernen stattfindet. Die
Antwort auf diese Frage liegt in der Differenzierung des Wertekonzepts. Bei der Diffusion von demokra-
tischen zu nicht-demokratischen, insbesondere staatssozialistischen Gesellschaften, wird davon ausgegan-
gen, dass vor allem die Werte in sozialistischen Gesellschaften ‘ankommen’, die die Revidierung der bisher
internalisierten, sozialistischen Werte nicht hauptsächlich voraussetzen. Zu nennen sind hier demokrati-
sche Rechte, die mit sozialistischen Idealen vereinbar sind, im Gegensatz zu demokratischen und vor allem
marktwirtschaftlichen Idealen (Rohrschneider, 1999, S. 24–25).
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dessen materielle und politische Leistung. Zeichnet sich ein System langfristig als leistungs-

fähig aus, kann dies Auswirkungen auf die Wahrnehmung derWerte haben, die dem System

zugrunde liegen. Innerhalb dieser Ansätze werden diese Einstellungen also nicht mehr in

der primären Sozialisation als erlernt und stabil, sondern eine stärkere Dynamik und Insta-

bilität angenommen. Hierbei können die wesentlichen Erklärungsfaktoren unterschieden

werden zwischen der ökonomischen Performanz einerseits und den institutionellen Pro-

zessen und insbesondere deren Ergebnissen andererseits. Auf beide Erklärungsansätze soll

im Folgenden jeweils eingegangen werden.

3.2.1. Ökonomische Performanz

Mit ökonomischer Performanz ist in erster Linie die Bewertung der Leistungen und der

Leistungsfähigkeit des ökonomischen Systems und deren Übertragung auf die Bewertung

des politischen Systems gemeint. Ein politisches System und die verantwortlichen Amtsin-

haber werden somit in demMaße unterstützt, in dem sie eine positive Performanzevaluati-

on genießen (Finkel et al., 2001; Geddes, 1995; Mishler & Rose, 1996; Rogowski, 1974; Wea-

therford, 1991; Zelle, 1998). Die Annahme: Mit zunehmend schlechter egozentrischer (sub-

jektiver) und soziotropischer (objektiver) Performanzbewertung sinkt die politische Unter-

stützung. Egozentrisch meint dabei die Bewertung der eigenen ökonomischen Lage, die be-

einflusst werden kann, etwa durch das Einkommen und dessen Höhe, durch die Tatsache,

ob Arbeitslosigkeit besteht oder nicht, u.ä. Faktoren; soziotropisch meint die Bewertung

der übergeordneten allgemeinen, ökonomischen Lage, z.B. des eigenen Landes (Kinder und

Kiewit, 1981, S. 132; Meehl, 1977, 13ff).

Diese Grundannahme lässt sich auf die schon genannte Output-Abhängigkeit der spezi-

fischen Unterstützung (vgl. Kap. 2.3.2) übertragen. Spezifische Unterstützung ist demnach

in großen Teilen davon abhängig, wie die politischen Autoritäten von den Mitgliedern des

Systemswahrgenommenwerden, besonders in Bezug auf ihre Fähigkeit, die geforderten Er-

gebnisse bereitzustellen (Easton, 1975, S. 437). Entsprechend sind die Quellen spezifischer

Unterstützung der Vergleich der Forderungen mit diesen Ergebnissen sowie die Wahrneh-

mung der generellen Performanz von Autoritäten (Easton, 1975, S. 437).

Durch eine andauerndeUnzufriedenheit kann diffuseUnterstützung zurückgehen (Easton,

1975, S. 445). Es wird jedoch angenommen, dass eine Änderung von Einstellungen diffu-
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ser Unterstützung durch situative Faktoren einen großen Zeitraum in Anspruch nimmt, da

dieser Prozess nur vermittelt stattfindet (Fuchs, 2002). So könnte eine anhaltende schlech-

te individuelle ökonomische Situation (z.B. in Form von Arbeitslosigkeit) die Notwendig-

keit von finanzieller Unterstützung steigern und somit die Forderung oder Zustimmung

von Sozialleistungen erhöhen. Bei fortwährender Dauer könnte diese Forderung auch stär-

ker mit der institutionalisierten Struktur verbunden werden und sich letztendlich in einem

anderen normativen Demokratieverständnis niederschlagen, etwa in einem sozialistischen,

wenn die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der sozialenGleichheit nichtmehr beim

Staat sondern in den Prinzipien des Systems an sich gesehen wird (Sack, 2014, S. 25).

Auch im Rahmen von Transformationsprozessen gehen situative Erklärungsansätze davon

aus, dass eine schlechte ökonomische Situation dazu führt, dass das neue politische System

als Ganzes abgelehnt wird, etwa wenn Wünsche und Hoffnungen nicht schnell genug er-

füllt werden können und dadurch eine negative Identifikation mit den neuen Regeln und

Institutionen entwickelt wird (Finkel et al., 2001; Mishler & Rose, 1996; Weatherford, 1991;

Zelle, 1998). Dies stellt eine Hürde für fortschreitende Transformationsprozesse dar und

kann gleichzeitig als Parallele zur Re-Autokratisierung (vgl. Kap. 1.1) gesehen werden.28

3.2.2. Institutionelle Arrangements und Prozesse

Neben der ökonomischen Performanz zählen die institutionelle Ausgestaltung sowie de-

ren Qualität und insbesondere die Ergebnisse des politischen Systems zu den situativen Er-

klärungsfaktoren für die politische Unterstützung (Aarts & Thomassen, 2008; Anderson &

Guillory, 1997; Berggren et al., 2004; Bernauer & Vatter, 2012; Blais & Gélineau, 2007; Curi-

ni et al., 2012; Cutler et al., 2023; Daoust & Nadeau, 2021; Daoust et al., 2024; Kölln & Aarts,

2021; Leemann & Stadelmann-Steffen, 2022; Lühiste, 2013; Papp et al., 2024; Stockemer &

Sundström, 2013; Wagner et al., 2009; Wells & Krieckhaus, 2006; Welsch, 2022).

Zentral ist innerhalb dieses Erklärungsmodells insbesondere der Einfluss der wahrgenom-

men Repräsentation in Bezug auf demokratische Systeme. Dies wird in der theoretischen

28 Auch hier (vgl. Fußnote 26) finden sich ähnliche Argumentationen imRahmen derModernisierungstheorie,
die davon ausgeht, dass eine zunehmende Absicherung ökonomischer Bedürfnisse und von Sicherheitsbe-
dürfnissen zu einer Entwicklung vonWerten der Selbstentfaltung führt und damit automatisch den Bedarf
an demokratischen Strukturen entstehen lässt. (Inglehart, 1971; Inglehart & Welzel, 2005; Welzel et al.,
2003). Re-Autokratisierung kommt im Rahmen dieser Überlegungen dann vor allem vor, wenn demokra-
tische Institutionen „zu früh“ etabliert und eingerichtet wurden (Welzel, 2021).
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Ausgestaltung oft gleichgesetzt mit der Zugehörigkeit zu den Gewinnern oder Verlierern

einer Wahl. Die Annahme ist, dass man als Wähler oder Wählerin einer Partei oder einer

Kandidatin bzw. eines Kandidaten, die oder der die Wahl gewonnen hat, stärker davon aus-

gehen kann, dass die eigenen Interessen in der politischen EntscheidungsfindungWiderhall

finden (Anderson & Guillory, 1997, S. 68). Daneben kann zusätzlich über eine emotiona-

le Ebene argumentiert werden: Menschen präferieren Sieg mehr als Verlust (Daoust et al.,

2024, S. 3).

Bezüglich der institutionellen Ausgestaltung wird u.a. zwischen Konsens- und Mehrheits-

demokratien unterschieden (Lijphart, 1997). Diese kann einen singulären Einfluss auf die

politische Unterstützung ausüben (Aarts & Thomassen, 2008) sowie den Zusammenhang

zwischenGewinnundVerlust und politischerUnterstützungmoderieren (Anderson&Guil-

lory, 1997). So können Konsensdemokratien von höherer politischer Unterstützung profi-

tieren als Mehrheitsdemokratien, weil die Wahrnehmung der Repräsentation in ersteren

aufgrund des institutionellen Designs und der Auslegung auf Kompromisse stärker ausge-

prägt ist (Aarts & Thomassen, 2008, S. 7).

Ähnliche Überlegungen finden sich auch bereits in theoretischen Konzeptionen der parti-

zipativen (Pateman, 1970), der starken (Barber, 1984) oder der deliberativen (Fishkin, 1995)

Demokratie. Diesen und verwandten Demokratiemodellen liegt die Annahme zu Grunde,

dass eine höhere Beteiligungsorientierung und damit eine stärkere Einbindung von Bürge-

rinnen und Bürgern etwa durch deliberative Vefahren und direkt-demokratische Abstim-

mungen die Identifikation mit dem politischen System und damit die Unterstützung dessen

erhöht.

3.3. Theorien des lebenslangen Lernens

Insbesondere die Annahme des Sozialisationsansatzes, dass die vermittelten und internali-

sierten Einstellungen über den Lebenszyklus eine hohe Stabilität aufweisen, wurde schon

vor einiger Zeit durch die Ergebnisse von Jennings und Niemi (1981) in Frage gestellt. Hier

wurde gezeigt, dass viele Einstellungen hohen Schwankungen unterliegen, auch nach Ab-

schluss der Sozialisation. In der Folge fand die Vereinigung beider Erklärungen vor allem

mit dem Hinweis statt, dass sich beide Ansätze nicht gegenseitig ausschließen, sondern er-
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gänzen. Es wird somit von einem lebenslangen Lernen ausgegangen (Haerpfer, 2008; Mis-

hler & Rose, 1997, 2001a, 2001b, 2002).

Die Argumentation zur Vereinigung von Sozialisations- und Situationsansatz beginnt mit

der Feststellung, dass beide Ansätze auf der Fokussierung von Erfahrung basieren (Mishler

& Rose, 1997, S. 434) und somit beide Ansätze politische Einstellungen als erlernt betrach-

ten (Mishler & Rose, 2002, S. 8). Der Unterschied der beiden Ansätze liegt nachMishler und

Rose (2002, S. 8) lediglich in der Annahme über den Zeitpunkt und die Vermittler des Lern-

prozesses. Somit wird innerhalb des „lifetime-learning models“ davon ausgegangen, dass

Einstellungen zwar in der frühen Phase der Sozialisation erworben werden, dass diese Ein-

stellungen aber nicht unveränderlich über den weiteren Lebenszyklus sind. Vielmehr wer-

den sie „continuously updated and adjusted as initial beliefs are contradicted, tempered or

reinforced by later experiences“ (Mishler & Rose, 2002, S. 8).

Einen ähnlichen Ansatz der Vereinigung verfolgt Rohrschneider (1999). Innerhalb seiner

theoretischen Erklärung werdenWerte undWertorientierungen durch den Prozess des „in-

stitutionellen Lernens“ ausgebildet. DieseWertorientierungen bestehenweiter fort und die-

nen im späteren Verlauf als Schablone für die Performanzbewertung. Die Leistungen des

aktuellen Regimes werden also an dem gemessen, was in den primären Sozialisationspha-

sen anWertorientierungen internalisiert wurde. Dieser Aspekt ist insbesondere im Rahmen

von Regimewechseln interessant und kann dazu beitragen, die schlechteren Zustimmungs-

werte der Demokratieunterstützung in Transformationsstaaten zu erklären, denn das neue

Regimewird an denWerten gemessen, die im alten Regime internalisiert wurden.Wenn sich

hier Struktur undWerte unterscheiden, kommt es zu schlechteren Zustimmungswerten für

das neue Regime.
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4. Forschungsstand, Forschungslücken und Beiträge

der einzelnen Artikel

Eine vollumfängliche Darstellung des Forschungsstands, etwa in Form systematischer Lite-

raturreviews, wäre vermutlich für jeden einzelnen der drei in die kumulative Arbeit einge-

brachten Artikel in Umfang sprengender Größemöglich, da sich die politische Einstellungs-

forschung und insbesondere die politische Kulturforschung seit den 1960er Jahren eines

breiten Korpus empirischer Studien erfreuen kann. So wird auch der hier übergeordneten

Frage nach der Entwicklung von Demokratie befürwortenden Einstellungen nach struk-

turellen und prozessualen Veränderungen innerhalb dieser Forschungstradition in vielen

Facetten nachgegangen. Dies betrifft sowohl den weltweiten Vergleich politischer Systeme

und die darin enthaltene Untersuchung der vorhandenen Verteilung von Einstellungen (Al-

mond&Verba, 1963; Campbell & Conradt, 2015; Dalton &Welzel, 2014; Dalton, 2004; Nor-

ris, 1999b; Wuttke et al., 2020), als auch die Betrachtung der Bundesrepublik.29

Trotz dieses breiten Korpus an empirischer Evidenz sind nachwievor spezifische und aus-

differenzierte Fragen nicht abschließend beantwortet. Mit Blick auf den vorgegebenen Rah-

men soll daher für die behandelten Fragestellungen in aller gebotener Kürze jeweils ei-

ne Übersicht gegeben werden, insbesondere mit einem Fokus auf die vorhandenen For-

schungslücken. Die Aussagen zu letzteren beziehen sich jeweils auf den Zeitpunkt des Er-

scheinens der jeweiligen Artikel. Etwaige neuere Publikationen und Beiträge zur Forschung,

die nachfolgend erschienen sind, finden in den jeweiligen Kurzdiskussionen zu den einzel-

nen Artikeln in Kapitel 5 Berücksichtigung.

29 Vgl. etwa die Übersichtsartikel von Pickel und Pickel (2023) sowie Westle (2022) aber auch die überblick-
artigen Bemerkungen in Kap. 1.2 sowie Fußnote 8.
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4.1. Sozialisation und die Entwicklung politischer Unterstützung

Die Zusammenfassung des Forschungsstands und die Attestierung von Forschungslücken

bezüglich der Sozialisation und der Entwicklung politischer Unterstützung geschieht nach-

folgend zunächst für die Demokratieunterstützung und daran anschließend für die Ent-

wicklung von Demokratiekonzeptionen.

4.1.1. Sozialisation und die Entwicklung der Demokratieunterstützung

Untersuchungen, die konkret die politische Unterstützung im wiedervereinigten Deutsch-

land betrachten, zeigen im Aggregat über mehrere Zeitpunkte hinweg, dass zwar eine gene-

rell hohe Demokratieunterstützung vorliegt, diese im Osten aber durchweg niedriger aus-

fällt als im Westen, wobei im Osten die Zustimmung zum Sozialismus als Ordnungsmodell

durchweg höher ist (Arzheimer & Klein, 2000; Braun & Trüdinger, 2023; Campbell, 2012;

Fuchs, 1997a, 1999b; Fuchs et al., 1997; Gabriel, 1999, 2000; Niedermayer, 2009; Pickel &

Pickel, 2023; Völkl, 2005; Welsch, 2022; Westle, 2022; Westle & Niedermayer, 2009; Wuttke

et al., 2020). Auch in Untersuchungen innerhalb der Bundesländer zeigen sich diese Befun-

de, insbesondere die Demokratieunterstützung ist konstant auf hohem Niveau und deutet

auf eine hohe Legitimitätsüberzeugung hin (Reiser et al., 2023).

Erklärt werden diese Unterschiede innerhalb der Studien insbesondere durch die Soziali-

sation in unterschiedlichen politischen Systemen und durch gegenseitige oder eigenständi-

ge Identitätszuschreibungen.30 Die Transformationsforschung zeigt mit diesen Befunden in

Einklang, dass das Niveau politischer Unterstützung in neuenDemokratien zu Beginn eines

Transformationsprozesseses weit niedriger ausfällt als in etablierten Demokratien (Fuchs &

Roller, 2006; Neundorf, 2010). Der Prozess, in dem sich zum jeweiligen politischen System

kompatible Einstellungen entwickeln, etwa durch Übung und Lernprozesse, ist langwierig

und ein vollständiger Einstellungswandel erst nach einem Generationenaustausch vollzo-

gen (Claassen, 2020b; Fuchs-Schündeln & Schündeln, 2015; Inglehart & Welzel, 2009; Pop-

Eleches & Tucker, 2014).

30 Insbesondere bei der spezifischen Unterstützung und weiteren Performanzindikatoren wurde jedoch die
schlechtere ökonomische Performanz in Ost-Deutschland oder deren individuelle Wahrnehmung und in
der Folge daraus entstehenden Gefühlen relativer Deprivation als Erklärung herangezogen (vgl. Kap. 3.)
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Auch mit Blick auf andere politische Einstellungen wurden die Hypothesen des Soziali-

sationsmodells im Kontext der Wiedervereinigung untersucht. Hier finden sich in der jün-

geren Vergangenheit Beiträge, die auf ihr Zutreffen hindeuten etwa mit Blick auf das In-

stitutionenvertrauen (Hebenstreit & Reiser, 2023; Völkl, 2023), der Einstellung gegenüber

dem Sozialismus (Campbell, 2015) und der Demokratiezufriedenheit (Welsch, 2022). An-

dere Untersuchungen hingegen finden keine Hinweise auf Sozialisationseffekte (Campbell,

2020; Westle, 2022) und es gibt Beiträge, die zeigen, dass die DDR-Sozialisierung stärkeren

Charakter hat als eine nachfolgende BRD-Sozialisierung und zu einer Persistenz autoritärer,

anti-demokratischer Einstellungen beiträgt (Rippl, 2024) - was dem Modell des lebenslan-

gen Lernens widerspricht.

Situative Faktoren spielen in der Erklärung der Entwicklung derDemokratieunterstützung

eine untergeordnete Rolle, jedoch zeigen Krishnarajan et al. (2023), dass es vor allem eine

gute ökonomische Performanzbewertung in der Kindheit und im jungen Erwachsenenal-

ter ist, die die Unterstützung des Systems, in dem jemand aufwächst, im späteren Leben

beeinflusst - und verbinden auf dieseWeise die Erklärungsansätze von Sozialisation und Si-

tuation miteinander. Claassen undMagalhães (2023) zeigen, dass in den USA die Demokra-

tieunterstützung von Generation zu Generation weniger wird, was als Anzeichen entweder

für die abnehmende diffuse Unterstützung durch dauerhaft niedrige spezifische Unterstüt-

zung interpretiert werden kann oder als eine Reaktion auf den Verfall der demokratischen

Institutionen in den USA und den stark polarisierten Diskurs.

Insgesamt stellt sich der Forschungsstand also alles andere als homogen dar und es lohnt

sich weiterhin das Sozialisationsmodell in Bezug auf die Demokratieunterstützung zu tes-

ten. Zudem fehlen im Kontext der deutschen Wiedervereinigung bislang immer noch lang-

fristige Untersuchungen, die das Sozialisationsmodell einem umfassenden Test unterzie-

hen, etwa in Form von APK-Modellen, die dem Identifikationsproblem in Zeitreihenana-

lysen von Einstellungen Rechnung tragen. Dies liegt auch in der Datenlage begründet. Nur

landesweite Umfragen lassen diesen Test zu. Diese werden jedoch nicht immer mit einer

ausreichenden Stichprobengröße durchgeführt, was es bis vor kurzer Zeit sehr schwierig

gemacht hat, Kohorten im Ost-West Vergleich zu betrachten, da vor allem die Fallzahlen

der jüngsten Kohorte im Osten sehr niedrig ausfallen. Dies ändert sich erst langsam durch

die nachfolgende Durchführung dieser Umfragen, da durch spätere Befragungszeitpunkte
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auch die Anzahl der Befragten größer wird, die nach der Wiedervereinigung geboren wur-

den.

Zudem gibt es keine langfristig konsistente Erhebung mit dem gleichen Messinstrument,

aber auch eine Untersuchung, die die verschiedenen Instrumente miteinander vergleicht,

fehlt. Um die grundlegenden Annahmen der Sozialisationstheorie in Bezug auf die Demo-

kratieunterstützung im Kontext der deutschen Wiedervereinigung zu testen, müsste also

auf eine Vielzahl von Datensätzen mit unterschiedlichen Messinstrumenten zurückgegrif-

fen werden. Dies wird durch Studie 1 (Sack, 2024) im Rahmen dieser kumulativen Disser-

tation getan. Hierfür wurde ein Datensatz zusammengestellt, der sich aus 16 Umfragen in

den Jahren 1998 bis 2023 aus insgesamt fünf Surveyprogrammen zusammensetzt und da-

bei drei Instrumente zur Messung der Demokratieunterstützung miteinander vergleichbar

macht. Als eine der ersten Untersuchungen unterzieht sie somit die Sozialisationstheorie

in Bezug auf die Demokratieunterstützung einem umfassenden Test und überprüft damit

Forschungsfrage 1a.

4.1.2. Sozialisation und die Entwicklung von Demokratiekonzeption

Mit Blick auf die Entwicklung von Demokratiekonzeptionen lässt sich zunächst feststellen,

dass es weitreichende empirische Belege dafür gibt, dass verschiedene individuelle Konzep-

tionen von Demokratie existieren. Dass also Individuen verschiedene normative Vorstel-

lungen davon haben, was Demokratie ist und sein soll. Diese verschiedenen Konzeptionen

sind regional unabhängig. Gezeigt wurde dies in Einzelfallstudien beispielsweise für Kanada

(Kornberg & Clarke, 1994), Deutschland (Alesina & Fuchs-Schündeln, 2007; Fuchs, 1997a;

Hofferbert & Klingemann, 2001; Kaase, 1971) oder Mexiko (Canache, 2012; Crow, 2010;

Schedler & Sarsfield, 2007). Aber auch in länderübergreifenden Studien für Lateinamerika

(Baviskar & Malone, 2004; Carlin & Singer, 2011), für Afrika (Mattes & Bratton, 2007), für

Asien (Dalton & Shin, 2014), für den arabischen Raum (de Regt, 2012), für Osteuropa (Fuchs

& Roller, 2006; Neundorf, 2010; Pop-Eleches & Tucker, 2014) und bei Untersuchungen von

weltweiten Erhebungen (Cho, 2015; Fuchs & Klingemann, 2002, 2006).

Verschiedene Demokratiekonzeptionen werden dabei dadurch unterschieden, dass man-

che Prinzipien stärker als zur Demokratie gehörend gewichtet werden als andere. Diese

Verteilung wird häufig unterschiedlich konzeptualisiert und unterschiedlich benannt (Car-
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lin & Singer, 2011; Schedler & Sarsfield, 2007). Gebräuchlich ist dabei eine Unterscheidung

zwischen der Zustimmung zu einem liberalen Demokratiemodell und der Zustimmung zu

einem sozialistischen Demokratiemodell, insbesondere in der Betrachtung von Einstellun-

gen und deren Wandel im Vergleich zwischen Ost und Westeuropa (Fuchs, 1997a, 1999b;

Fuchs & Klingemann, 2002, 2006). Daneben gibt es auch Konzepte, die zwischen einem stär-

keren Fokus auf Prozesse einerseits und einem stärkeren Fokus auf ökonomischen Output

andererseits unterscheiden (Baviskar & Malone, 2004; Crow, 2010).

In der Untersuchung der Bevölkerungen von Ost- und Westdeutschland zeigte sich zu

Beginn der Wiedervereinigung als solider Befund, dass in der Bevölkerung Westdeutsch-

lands ein eher liberales Demokratieverständnis vorliegt, in der Bevölkerung Ostdeutsch-

landsmehrheitlich eher einem sozialistischenDemokratiemodell zugestimmtwurde (Fuchs,

1997a, 1999b; Hofferbert &Klingemann, 2001). Diese Beobachtungwurde insbesonderemit

dem Sozialisationsansatz erklärt und auch in anderen empirischen Vergleichsstudienwurde

dieser Ansatz teilweise bestätigt (Alesina & Fuchs-Schündeln, 2007; Cho, 2015; Pop-Eleches

& Tucker, 2014; Voicu & Peral, 2014). Situative Faktoren oder zusammenhängendeModelle

finden in der Erklärung der Entwicklung von Demokratiekonzeptionen dagegen wenig bis

kein Gewicht.

Mit Blick auf die Entwicklung insbesondere nach Regimewechseln gibt es Evidenz für die

Dynamik eines Generationenaustauschs (Dalton & Shin, 2014; Voicu & Peral, 2014), wie er

vom Sozialisationsmodell vorhergesagt wird und für eine Moderation dieses Effekts durch

die institutionelle Qualität (Mattes & Bratton, 2007). Hinweise hierfür gibt auch die starke

Prominenz sozialistischer Wertorientierungen kurz vor und kurz nach dem Zusammen-

bruch der Sowjetunion (Finifter, 1996; Finifter &Mickiewicz, 1992). Speziell für die ehema-

ligen staatsozialistischen Länder in Mittel- und Osteuropa weisen Pop-Eleches und Tucker

(2014) sowie Alesina und Fuchs-Schündeln (2007) starke Indoktrinationseffekte durch die

kommunistischen Regime aus, die sich nur langsam in einem generationellen Wandel ver-

ändern. Alesina und Fuchs-Schündeln (2007, S. 1508) schließen bei ihrer Untersuchung von

wohlfahrtsstaatlichen Wertorientierungen im Vergleich zwischen Ost- und Westdeutsch-

land, „that 45 years of heavy state intervention and indoctrination instill in people the view

that the state is essential for individual well-being“ und sagen vorher, dass es ein bis zwei

Generationen (und damit 20 bis 40 Jahre) bräuchte, bis sich Ost- und Westdeutsche etwa in
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ihrer Einstellung zu staatlichen Interventionen nicht mehr wesentlich unterscheiden (Ale-

sina & Fuchs-Schündeln, 2007, S. 1523).

Inwiefern dieser postulierte Generationenaustausch erfolgreich stattgefunden hat, ist bis-

lang weitgehend unerforscht. Ein maßgebender Grund hierfür ist das Fehlen von Daten.

Zum Teil liegt dies im selben Umstand begründet, der auch bei Kohortenuntersuchungen

zur Demokratieunterstützung zum Tragen kommt (vgl. vorheriges Kap. 4.1.1): Nur landes-

weite Umfragen lassen hierfür plausible Tests zu, allerdings stehen die Daten hierfür mit

ausreichender Stichprobengröße naturgemäß erst nach einem gewissen Zeitraum zur Ver-

fügung. Bei der Untersuchung von Demokratiekonzeptionen kommt jedoch noch ein an-

derer Umstand zum Tragen. Anders als bei der Demokratieunterstützung, die durch vie-

le verschiedene Indikatoren in verschiedenen Umfrageprogrammen gemessen wird, gibt es

zurMessung von Demokratiekonzeptionen nahezu keine Daten, da es an Instrumenten und

deren systematischer Nutzung fehlt.

Dieser Umstand ändert sich erst langsam, etwa durch neuentwickelte Instrumente und

ganze Module, durch die die Erhebung und ein Vergleich über Zeit möglich wird (Euro-

pean Social Survey, 2013). Insbesondere mit Blick auf die Entwicklung von Ost- und West-

deutschland gab es nach der Feststellung von Fuchs (1997a) über die unterschiedlichen Er-

wartungen anDemokratie, dessenBefunde auf Sozialisation hinwiesen, keineUntersuchung

in Deutschland, die die präferierten Demokratiemodelle von West- und Ostdeutschen und

deren Entwicklung systematisch betrachtete. Hier leistet Studie 2 (Sack, 2017b) durch die

Untersuchung von Forschungsfrage 1b einen entscheidenden Beitrag um diese Lücke zu

schließen.

4.2. Entscheidungsprozesse und -strukturen und die Entwicklung politischer

Unterstützung

Dass ökonomische und institutionelle Unterschiede sowie policy-Ergebnisse die politische

Unterstützung in Demokratien beeinflussen, ist durch empirische Untersuchungen für eine

Reihe verschiedener Faktoren bestätigt (Aarts & Thomassen, 2008; Anderson & Guillory,

1997; Berggren et al., 2004; Cutler et al., 2023; Daoust & Nadeau, 2021; Kölln & Aarts, 2021;

Papp et al., 2024; Wagner et al., 2009). Dies betrifft vor allem die Unterschiede in Bezug auf

die Wahlrechtsnorm oder in Bezug auf die Gestaltung des Parteiensystems. Theoretisches
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Kernargument dieser Studien ist, dass eine stärker wahrgenommene Repräsentation, etwa

durch ein Verhältniswahlrecht, die Ausgestaltung als Konsensdemokratie oder ein Mehr-

parteiensystem zu einer höheren Demokratiezufriedenheit führt, da dieWahrscheinlichkeit

zur Gewährleistung der eigenen Interessen höher ist als etwa in Demokratien, die sich auf

dem Spektrumdieser institutionellen Arrangements auf der anderen Seite einordnen lassen.

Vor allem in Bezug auf policy-Outcomes und Wahlergebnisse scheint ein sicherer Befund

zu sein, dass sich Gewinner durchweg zufriedener mit der Demokratie äußern als Verlierer

von Abstimmungen (Aarts & Thomassen, 2008; Anderson & Guillory, 1997).

Was die Auswirkung direkt-demokratischer Abstimmungsprozesse auf die politische Un-

terstützung angeht, ist der Forschungsstand nicht ganz so umfangreich. Er kulminiert in

einzelnen Untersuchungen mit heterogener Evidenz, die nur die rechtlichen Möglichkei-

ten als Erklärungsvariable nutzen, nicht die tatsächliche Teilnahme und sich auf Staaten mit

Erfahrung in direkter Demokratie stützen (Bauer & Fatke, 2014; Bernauer & Vatter, 2012;

Bühlmann, 2007; Citrin, 1996; Dyck, 2009; Hug, 2005; Olken, 2010; Stadelmann-Steffen &

Vatter, 2012). Unter Berücksichtigung der Entwicklungenwie sie in der Einleitung (Kap. 1.1)

zusammengefasst wurden, ist dieser Umstand unbefriedigend. Wenn eine stärkere Einbin-

dung der Bürgerinnen und Bürgern in den politischen Entscheidungsprozess dazu beitra-

gen soll, dass die Unzufriedenheit abnimmt, muss für eine empirische Überprüfung dieser

Annahme auch die Teilnahme an direkt-demokratischen Verfahren als Erklärungsvariable

fungieren. Solche Untersuchungen in Kontexten ohne Erfahrung und mit der Einführung

oder der Nutzung von direkter Demokratie als Reaktion auf Unzufriedenheit sind nicht

vorhanden.

Auch fehlen langfristige Untersuchungen und solche, die den Gewinn und den Verlust ei-

ner direkt-demokratischen Abstimmung als Kontextfaktor mit in den Blick nehmen. Es ist

also unklar wie sich die spezifische, prozessuale Veränderung einer direkt-demokratischen

Abstimmung im Zeitverlauf auf die politische Unterstützung auswirkt und ob eine stär-

kere Partizipation als das Heilsmittel wirkt, das häufig zur Rettung der Demokratie ange-

bracht wird. Diese Untersuchung geschieht in Studie 3 (Sack, 2017a), die sich Forschungs-

frage 2 zuwendet und damit diese Forschungslücken schließt. Der Artikel ist einer der ers-

ten, der die Zusammenhänge dieser Form innerhalb eines quasi-experimentellen Settings

untersucht.
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5. Zusammenfassung der Artikel

Nachfolgend findet die Zusammenfassung der Artikel statt, die als kumulative Leistung im

Rahmen dieser Dissertation eingebracht werden. Dies geschieht jeweils in Form erweiterter

Abstracts, die sich auf die untersuchte Fragestellung und den Bezug zum Disserationspro-

jekt, dasmethodische Vorgehen, die Zusammenfassung der Befunde sowie eine Kurzdiskus-

sion beschränken. Die Artikel sind in Anhang A am Ende dieser Arbeit angeheftet.

Da zwei der drei eingebrachten Artikel bereits 2017 (Sack, 2017a, 2017b) veröffentlicht

wurden, soll bezüglich der Forschungsfragen, die dort bearbeitet wurden, hierzu zusätzlich

eine kurze Einordnung der einschlägigen Studien, die diesen Fragen ebenfalls nachgehen

und seitdem publiziert wurden, stattfinden.

5.1. Studie 1: Sack (2024): Die Entwicklung der Demokratieunterstützung in

Ost- und Westdeutschland von 1998-2023

5.1.1. Fragestellung und Bezug zum Dissertationsprojekt

Aufbauend auf den theoretischen Überlegungen zur diffusen Unterstützung, der damit ver-

bundenen bevorzugten Erklärungsmodelle und auf der Basis des Forschungsstands fragt

Studie 131 nach der Entwicklung der Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutsch-

land seit der Wiedervereinigung. Ausgehend von den Annahmen des Sozialisationsmodells,

das in Bezug auf diese Dimension der diffusen Unterstützung von einem notwendigen Ge-

nerationenaustausch zur Veränderung der gesellschaftlichen Einstellungsmuster ausgeht,

werden zwei zentrale Hypothesen aufgestellt (Sack, 2024, S. 12):

H1: Es gibt nach wie vor Unterschiede in der generellen Demokratieunter-

stützung zwischen Ost- und Westdeutschen.
31 Studie 1 ist zum Zeitpunkt der Abgabe dieser Arbeit als Forschungsbeitrag bei der Kölner Zeitschrift für

Soziologie und Sozialpyschologie eingereicht und befindet sich dort in Begutachtung (under review).
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H2: Diese Unterschiede werden mit der Zeit kleiner, da sich die jüngeren

Generationen annähern und in der jüngsten Generation keine Unterschiede

mehr zu finden sind.

Der Artikel liefert somit einen direkten Beitrag zur übergeordneten Forschungsfrage und

zur nachgelagerten Forschungsfrage 1a. Es ist die erste Studie, die im Rahmen einer lang-

fristigen Untersuchung und unter Annahme eines „natürlichen Experiments“ das Sozialisa-

tionsmodell in Bezug auf die Demokratieunterstützung einemumfassendenTest unterzieht.

Hierfür wird auf einen eigens kompilierten Datensatz zurückgegriffen, der aus Erhebungen

im Zeitraum 1998-2023 besteht und die Demokratieunterstützung mit drei verschiedenen

Indikatoren misst. Dies ermöglicht es zusätzlich, als einer der ersten Beiträge eine Aussage

über die Validität dieser einzelnen Instrumente zu treffen.

5.1.2. Methodisches Vorgehen

Zur Überprüfung der Hypothesen greift die Studie auf Daten aus insgesamt fünf Umfra-

geprogrammen zurück: der DFG-Wahlstudie „Politische Einstellungen, politische Partizi-

pation und Wählerverhalten im vereinigten Deutschland“ für die Jahre 1998 und 2002; der

Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) für die Jahre 2008,

2018 und 2023; der German Longitudinal Election Study (GLES) für die Jahre 2009, 2010,

2011, 2013, 2015 und 2017; des European Social Survey für die Jahre 2012 und 2021 und

des World Values Survey für die Jahre 2006, 2013 und 2017. Aufgrund der unterschiedli-

chen Items, mit denen die Demokratieunterstützung innerhalb dieser einzelnen Umfragen

gemessen wurde, wurden die Werte für diese Variable auf einen Bereich von 0 bis 100 stan-

dardisiert.

Auf Basis einer deskriptiven Analyse, die zunächst die Entwicklung der Demokratieunter-

stützung in Ost- undWestdeutschland mit Hilfe der Mittelwerte und der zugehörigen 95%-

Konfidenzintervalle betrachtet, wurde Hypothese 1 überprüft. Zur Überprüfung von Hypo-

these 2 wurde die Demokratieunterstützung ebenfalls zunächst deskriptiv für verschiedene

Altersgruppen und anschließend für verschiedene Kohortenzugehörigkeiten miteinander

verglichen, wobei ein Fokus in der Betrachtung auf die jeweils jüngste Kohorte entspre-

chend der formulierten Hypothese H2 gesetzt wurde. Diese Betrachtung wurde einerseits
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für die einzelnen Befragungszeitpunkte sowie andererseits kumuliert für die einzelnenUm-

frageprogramme durchgeführt.

In einem letztenAnalyseschrittwurden die deskriptivenBefunde zurKontrolle durchDritt-

variablen und insbesondere zur Trennung des Kohorten- von möglichen Alters- und Peri-

odeneffekten um die Schätzung multivariater Regressionsmodelle erweitert. Diese Modelle

wurden für den gesamten Datensatz und für die einzelnen Kumulationen der Umfragepro-

gramme geschätzt. Auf Basis dieser Modelle wurden zusätzlich die vorhergesagten, margi-

nalen Werte berechnet um eine bessere Interpretation zu ermöglichen.

5.1.3. Zusammenfassung der Befunde

Als zentrale Befunde lassen sich festhalten, dass in den älteren Kohorten nahezu durch-

weg signifikante Unterschiede in der Demokratieunterstützung festzustellen sind, die in der

jüngsten Kohorte teilweise nicht mehr vorhanden sind. Dies erstreckt sich über die meis-

ten Befragungszeitpunkte und alle Umfrageprogramme. Das Muster der Verteilung ist da-

bei nahezu gleich, auch über die verschiedenen Umfrageprogramme mit unterschiedlichen

Messinstrumenten hinweg. Dies spricht für die Validität der Items und eine gegebene Ver-

gleichbarkeit.

H1 und H2 wurden somit bestätigt und die Befunde sprechen zunächst für das Sozialisa-

tionsmodell. Allerdings ist dies nicht durchgehend der Fall und auch teilweise mit Wider-

sprüchlichkeiten verbunden. So sollte imRahmendes Sozialisationsmodells einZusammen-

wachsen der beiden Bevölkerungsteile vor allem durch eine Bewegung der ostdeutschen Be-

fragten hin zu denWerten der westdeutschen Befragten stattfinden, denn ausschließlich für

die ostdeutsche Bevölkerung hat sich der institutionelle Rahmen im Form des politischen

Systems geändert. Diese Beobachtung kann auf Basis der hier durchgeführten Analyse nicht

durchgeführt werden, die Befragten imOstenDeutschlands unterscheiden sich über die Ge-

nerationen hinweg nur selten signifikant von einander, dies ist häufiger für die Befragten im

Westen der Fall.

5.1.4. Kurzdiskussion

Die Studie unterliegt bestimmten Limitationen. Zunächst ist die Operationalisierung der

politischen Sozialisation nur über den Ort des Interviews zum Zeitpunkt der Befragung
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möglich. Dies ist problematisch, da etwaige Bewegungsströme zwischen Ost- und West-

deutschland in der Zeit nach der Wiedervereinigung nicht berücksichtigt werden können

und somit keine klare Aussage darübermöglich ist, ob die politische Sozialisation der älteren

Generationen wirklich im Osten oder im Westen stattgefunden hat.

Die unterschiedlichen Indikatoren zur Messung der Demokratieunterstützung stellen ei-

ne weitere Limitation dar. Diese kann aber gleichzeitig als Vorteil interpretiert werden, da

durch diese Studie deutlich wurde, dass die Items, die hierfür herangezogen werden, sehr

ähnlicheMuster abbilden und somit davon ausgegangenwerden kann, dass diese tatsächlich

die selben Konstrukte messen.

5.2. Studie 2: Sack (2017b): Die Entwicklung normativer

Demokratiekonzeptionen nach der Wiedervereinigung bis 2012

5.2.1. Fragestellung und Bezug zum Dissertationsprojekt

Studie 232 untersucht die Entwicklung normativer Vorstellungen vonDemokratie imGene-

rationenvergleich nach umfassenden institutionellenVeränderungen, nämlich demRegime-

wechsel einer Autokratie zu einer liberalen Demokratie. Hierfür wird mit den Mikrodaten

der sechstenWelle des European Social Survey für die deutscheWiedervereinigung in einem

Kohortenvergleich und unter Annahme eines natürlichen Experiments getestet, ob sich die

jüngste Generation beider Landesteile in Bezug auf ihre Demokratiekonzeptionen einander

annähert, wie es von der Sozialisationstheorie prognostiziert wird.

Ableitend aus den theoretischen Überlegungen des Sozialisationsmodells werden im Rah-

men der Studie insgesamt vier Hypothesen zur weiteren Entwicklung des Demokratiever-

ständnisses nach der Wiedervereinigung aufgestellt:

H1: Es werden signifikante Unterschiede zwischen Menschen, die in West-

deutschland sozialisiert wurden und Menschen, die in Ostdeutschland soziali-

siert wurden in Bezug auf das befürwortete Demokratiemodell erwartet.

H2: Es wird eine stärkere Unterstützung des sozialistischenModells von De-

mokratie in der Bevölkerungsgruppe, die in Ostdeutschland sozialisiert wurde,

32 Studie 2 ist in Jahrgang 24, Heft 3 der Zeitschrift Democratization (S. 444-462) erschienen (Sack, 2017b).
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erwartet, als in der Bevölkerungsgruppe, die in Westdeutschland sozialisiert

wurde. Hier wird eine stärkere Unterstützung des liberalen Modells von De-

mokratie erwartet.

H3a: Diese postulierten Unterschiede treten in der jüngsten Kohorte nicht

mehr auf (erste Generation, die in einem vereinigten Deutschland geboren, auf-

gewachsen und somit sozialisiert wurde). Bei Menschen, die in Ostdeutschland

sozialisiert wurden, wird die größte Unterstützung für das liberale Modell in-

nerhalb der jüngsten Kohorte erwartet und keine signifikanten Unterschiede

zwischen beiden Gruppen innerhalb dieser Generation.

H3b: Hinsichtlich derUnterstützung des sozialistischenModellswird beiMen-

schen, die in Ostdeutschland sozialisiert wurden, die geringste Zustimmung

innerhalb der jüngsten Generation und keine signifikanten Unterschiede zwi-

schen beiden Gruppen innerhalb dieser Generation erwartet.

Studie 2 ist damit direkt mit der übergeordneten Forschungsfrage des Dissertationspro-

jekts und insbesondere mit der daraus abgeleiteten Forschungsfrage 1b verknüpft, die die

Wirkung der politischen Sozialisation auf Demokratie befürwortende Einstellungen mit ei-

nem Fokus auf Demokratiekonzeptionen in den Blick nimmt. Sie ist die erste Studie, die

das Sozialisationsmodell durch einen Kohortenvergleich in Bezug auf Demokratiekonzep-

tionen im Kontext der Wiedervereinigung überprüft.

5.2.2. Methodisches Vorgehen

Zur Überprüfung der aufgestellten Hypothesen wurden Daten der sechsten Welle des Eu-

ropean Social Survey von 2012 analysiert. Diese Befragung war die erste umfassende und

länderübergreifende Umfrage, die ein Modul zur Messung normativer Demokratiekonzep-

tionen enthielt. Hier wurde für eine Reihe institutioneller Prinzipien jeweils gefragt, als für

wie wichtig es durch den Befragten für eine Demokratie erachtet wird. Als Basis für die

folgende Analyse wurde zunächst durch eine explorative Faktorenanalyse festgestellt, dass

sich für die Befragten in Deutschland zwei Demokratiemodelle unterscheiden lassen: ein

liberales und ein sozialistisches Demokratiemodell.
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Die Zustimmung zu diesen Modellen und zu den einzelnen Prinzipien, die ihnen zugrun-

de liegen, wurde dann im Rahmen einer deskriptiven Analyse für Personen, die jeweils in

Ost- oderWestdeutschland sozialisiert wurden, untersucht. Hierfürwurden dieMittelwerte

und die zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle miteinander verglichen. Zur Differenzierung

der Unterschiede in Hinblick auf die verschiedenen Kohorten und zur Drittvariablenkon-

trolle wurden in einem nächsten Analyseschritt multivariate Regressionsmodelle geschätzt,

jeweils für die Zustimmung zu den beiden Demokratiemodellen als abhängige Variable. Auf

Basis dieser Modelle wurden vorhergesagte, marginale Werte berechnet, um die Interpreta-

tion zu erleichtern.

5.2.3. Zusammenfassung der Befunde

Zunächst ließen sich durch die Befunde dieHypothesenH1 undH2 bestätigen. HöhereWerte

für in Westdeutschland sozialisierte Befragte wurden festgestellt für die elementaren Prin-

zipien der liberalen Demokratie (freie und faire Wahlen, funktionierende Opposition, Pres-

sefreiheit, Schutz von Minderheitenrechten) und für dieses Demokratiemodell als Ganzes.

Umgekehrt wurde eine höhere Zustimmung zum sozialistischen Demokratiemodell und

seinen fundamentalen Prinzipien (soziale Gleichheit, Wohlfahrt) für in Ostdeutschland so-

zialisierte Befragte festgestellt. Diese Unterschiede ließen sich in der jeweils jüngsten Ko-

horte nicht mehr feststellen.

In Bezug auf das Zusammenwachsen innerhalb der jüngsten Generation wurden jedoch

nicht alle Hypothesen bestätigt. Zwar ist der Zuspruch zum sozialistischen Demokratie-

modell in der jüngsten Generation am niedrigsten, wie in H3b erwartet, jedoch trifft dies

auch für das liberale Demokratiemodell zu und innerhalb der Gruppe von Befragten, die in

Westdeutschland sozialisiert wurden finden sich zwischen den Generationen signifikante

Unterschiede, wodurch Hypothese H3a nicht bestätigt wurde.

5.2.4. Kurzdiskussion

Im Rahmen von Studie 2 konnte zum ersten Mal das Sozialisationsargument in einer lang-

fristigen Perspektive in Bezug auf Demokratiekonzeptionen getestet und bestätigt werden.

Während die Unterschiede bezüglich der Zustimmung unterschiedlicher Demokratiekon-

zeptionen in den älterenGenerationen nachwievor bestehen, verschwinden sie in der jüngs-
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ten Generation, der ersten, die gemeinsam in einer liberalen Demokratie sozialisiert wur-

de.

Die Relevanz von Untersuchungen dieser Art nehmen zu, da durch viele Studien innerhalb

der politischen Kulturforschung deutlich wurde, dass sich Menschen in ihren normativen

Ansprüchen an Demokratie stark unterscheiden und es von diesen Erwartungen abhängt,

wie stark sie das jeweilige politische System unterstützen (Osterberg-Kaufmann et al., 2020,

301ff). Es überrascht daher nicht, dass seit Erscheinen von Studie 2 eine Reihe weiterer em-

pirischer Analysen mit diesem Fokus publiziert wurden (Heyne, 2019; König et al., 2022;

Landwehr & Leininger, 2019; Osterberg-Kaufmann et al., 2020). Explizit zu nennen ist hier

die Replikationsstudie von Stallbaum (2025), die mit den Daten aus der zehnten Welle des

European Social Survey die Entwicklung der Demokratiekonzeptionen in Ost- und West-

deutschland erneut betrachtet und dabei einige der zuvor erwähnten Befunde replizieren

konnte.

Zu erwähnen ist daneben auch der vielversprechende Vorstoß durch Claassen et al. (2024),

dieMessung politischer Unterstützungmit umfassenderen Instrumenten zu verbessern, die

der Komplexität des Demokratiebegriffs als Konstrukt gerecht werden.

5.3. Studie 3: Sack (2017a): Die Teilnahme an direktdemokratischen

Abstimmungen als Einflussfaktor auf die spezifische Unterstützung

5.3.1. Fragestellung und Bezug zum Dissertationsprojekt

Studie 333 untersucht die Entwicklung demokratischer Einstellungen nach prozessualen

Änderungen, in diesem Fall nach einer direkt-demokratischen Abstimmung mit gleichzei-

tig hohemMaß an Deliberation. Die Studie betrachtet hierfür als Untersuchungskontext die

Volksabstimmung zumUmbau des Stuttgarter Bahnhofes imRahmen des Infrastrukturpro-

jekts „Stuttgart 21“, der teils heftige Auseinandersetzungen und ein Schlichtungsverfahren

vorangegangen sind.

Ableitend aus den theoretischen Überlegungen des Konzepts der politischen Unterstüt-

zung, desModells zur Erklärung der spezifischenUnterstützung durch die Erfahrungenmit

den institutionellen und prozessualen Mechanismen sowie auf Basis zusätzlicher Überle-

33 Studie 3 ist in Jahrgang 58, Heft 1 der Politischen Vierteljahresschrift (S. 75-97) erschienen (Sack, 2017a).
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gungen zur lokalen Betroffenheit von direkt-demokratischen Entscheidungsprozessen und

dem jeweiligen Forschungsstand, wurden folgende Hypothesen formuliert, wobei die Hy-

pothesen H4a/H4b ein divergierendes Hypothesenpaar darstellen:

H1: Die Teilnahme an einem direkt-demokratischen Beteiligungsverfahren

führt zu einer höheren Zufriedenheit mit der Demokratie.

H2: Der Gewinn einer direkten Abstimmung führt zu einer höheren Zufrie-

denheit mit der Demokratie.

H3a: Wenn die lokale Betroffenheit niedrig ist, steigt der Einfluss der Teilnah-

me an einer direkten Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie.

H3b: Wenn die lokale Betroffenheit hoch ist, steigt der Einfluss des Gewinns

einer direkten Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie.

H4a: Der Einfluss der Teilnahme und des Gewinns einer direkten Abstim-

mung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie sind zeitlich stabil.

H4b:Der Einfluss der Teilnahme und des Gewinns einer direkten Abstim-

mung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie ist zeitlich nicht stabil.

Hierdurch besteht ein direkter Bezug zur übergeordneten Forschungsfrage und zur dar-

aus abgeleiteten Forschungsfrage 2, die den Einfluss der Erfahrung mit den institutionellen

Mechanismen auf Demokratie befürwortenden Einstellungen in den Blick nimmt. Studie

3 ist die erste Studie, die die Teilnahme an einer direkt-demokratischen Abstimmung als

Erklärungsfaktor für die Demokratiezufriedenheit in einem Kontext untersucht, innerhalb

dessen direkte Demokratie nicht zum etablierten Repertoire politischer Entscheidungsfin-

dung gehört. Außerdem liefert sie den ersten Beitrag zur Frage, welchen Einfluss Gewinn

oder Verlust einer direkten Abstimmung und die lokale Betroffenheit im Kontext solcher

Prozesse auf die Demokratiezufriedenheit haben und zudem wie nachhaltig (in einem zeit-

lichen Sinne) diese Effekte sind, da es sich um eine langfristige Untersuchung handelt.
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5.3.2. Methodisches Vorgehen

Durch dieAuswertung von gepooltenQuerschnittsdaten, die imRahmendes Projekts „Volks-

abstimmung ‚Stuttgart 21‘/ Bürgerbeteiligung undDirekteDemokratie inBaden-Württemberg“

im Zeitraum 2011 bis 2015 in fünf Befragungswellen erhoben wurden, werden die aufge-

stelltenHypothesen unter Annahme einer quasi-experimentellenUntersuchungslogik über-

prüft. In mehreren telefonischen Befragungen wurden im Rahmen dieses Projekts imQuer-

schnitt Zufallsstichproben der Bevölkerung in Baden-Württemberg und Stuttgart jeweils

nach ihrer Teilnahme an der Volksabstimmung zu Stuttgart 21, zu ihrem Abstimmungsver-

halten und zu ihrer Demokratiezufriedenheit befragt.

Diese Variablen wurden zunächst deskriptiv zueinander in Beziehung gesetzt und Mittel-

werte sowie die zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle im Zeitverlauf jeweils für die Stich-

proben in Stuttgart und in Baden-Württemberg in Bezug auf die Teilnahme und in Bezug

auf den Gewinn bzw. den Verlust der Abstimmung miteinander verglichen.

Zur Drittvariablenkontrolle wurden die deskriptiven Befunde zusätzlich um multivaria-

te Regressionsanalysen, mit der Demokratiezufriedenheit als abhängiger Variable und der

Teilnahme sowie dem Gewinn bzw. dem Verlust der Volksabstimmung als maßgeblich er-

klärende Variablen, ergänzt. Auf Basis dieser Regressionsmodelle wurden vorhergesagte,

marginale Werte für die Demokratiezufriedenheit berechnet, die die Interpretation der Re-

gressionsmodelle erleichtern.

5.3.3. Zusammenfassung der Befunde

Die Analyse zeigt, dass sowohl die Teilnahme, als auch der Gewinn einer Abstimmung einen

positiven Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit aufweisen, allerdings in Abhängigkeit

von der lokalen Betroffenheit. Dabei wird vor allem der Effekt des Gewinns durch die lokale

Betroffenheit verstärkt. Als zeitlich stabil erweist sich weder der positive Einfluss der Teil-

nahme noch der des Gewinns. Vielmehr nähern sich Teilnehmer und Nicht-Teilnehmer so-

wie Gewinner und Verlierer der Volksabstimmung im Zeitverlauf hinsichtlich des Niveaus

der Demokratiezufriedenheit wieder einander an. Die Ergebnisse lassen somit vermuten,

dass einmalig durchgeführte direkte Abstimmungen keinen langfristigen positiven Einfluss
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auf die politische Unterstützung ausüben. Dies führt zur Bestätigung der Hypothesen H1,

H2, H3a, H3b und H4b. Die zu H4b divergierende Hypothese H4a wird verworfen.

5.3.4. Kurzdiskussion

Im Rahmen von Studie 3 konnten die postulierten Zusammenhänge zum ersten Mal in ei-

nem Kontext untersucht werden, der nicht von einer direkten Demokratie als Standardre-

pertoire für die Herbeiführung politischer Entscheidungen geprägt ist, sondern in dem die

direkt-demokratische Abstimmung am Ende eines langen politischen Konflikts stand und

innerhalb einer Gesellschaft, die kaum bis keine Erfahrung mit direkter Demokratie auf-

weist.

Die Analyse unterliegt spezifischen Limitationen. Zum einen basiert die Messung auf einer

Selbstauskunft über die Teilnahmeabsicht und die Rückerinnerung zur Teilnahme an der

Volksabstimmung. Hier muss mit einem gewissen Anteil von Befragten gerechnet werden,

der sich falsch erinnert. Daneben handelt es sich um Querschnitts- und nicht um Panelda-

ten. Außerdem wird die quasi-experimentelle Untersuchungslogik zusätzlich konterkariert

durch den Umstand, dass es sich um Selbstselektion und keine Randomisierung handelt.

Seit Erscheinen von Studie 3 sind weiterführende Untersuchungen publiziert worden, die

sichmit ähnlichen Fragen auseinandersetzen. So konnten Leemann und Stadelmann-Steffen

(2022) zeigen, dass direkte Demokratie nicht nur die Demokratiezufriedenheit erhöht, son-

dern auch in der Lage ist, den Unterschied zwischen Gewinnern und Verlierern vonWahlen

bezüglich derDemokratiezufriedenheit zu verringern.Marien undKern (2018) konnten zei-

gen, dass der Einfluss der Teilnahme auf die Demokratiezufriedenheit in erheblichemMaße

vom Gewinn der Abstimmung abhängt und Vetter und Brettschneider (2023) zeigen, dass

die Teilnahme dialogischen Beteiligigungsverfahren einen Einfluss auf die Demokratiezu-

friedenheit ausübt, dieser aber vor allem von der Zufriedenheit mit dem jeweiligen Beteili-

gungsverfahren und erst nachgelagert von der Zufriedenheit mit dem Ergebnis abhängt.
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6. Fazit und Gesamtdiskussion

Im fundamentalen Interesse dieser Arbeit lag es, die Erkenntnisse darüber zu erweitern, wie

sich Einstellungen, die die Demokratie befürworten und stabilisieren, durch institutionelle

Veränderungen entwickeln. Denn diese Form ist die einzige Möglichkeit des Systems selbst

auf Einstellungen einzuwirken. Dabei ist nahezu offensichtlich, dass innerhalb einer ins-

gesamt stark ausdifferenzierten Wissenschaftslandschaft und in Anschluss daran in einem

so ausdifferenzierten Forschungsfeld wie dem hier bearbeiteten, der Erkenntnisgewinn in

letzter Konsequenz nur marginal sein kann. Nichtsdestotrotz bleibt die Hoffnung erhalten,

dass auch diese Arbeit und insbesondere die in ihr als kumulativeDissertation eingebrachten

Forschungsbeiträge einen Teil dazu beitragen können, das Dunkel durch den Scheinwerfer

im Popperschen Sinn etwas weiter auszuleuchten.

Hierzu wurde der theoretische Rahmen zur Synthese dieser Forschungsbeiträge zunächst

zu einem Maximum aufgespannt und Stück für Stück wieder geschlossen. Begonnen wur-

de mit der Beschreibung der grundlegendenen Begriffe der allgemeinen Systemtheorie und

Kybernetik, um das zentrale Konzept zur Verortung der abhängigen Variablen innerhalb

eines Gesamtrahmens einzuordnen. Hierdurch konnte auch verdeutlicht werden, dass Sys-

teme zur Selbststeuerung auf Feedback-Mechanismen zurückgreifen. Auf dieser Basis wur-

de die Systemtheorie David Eastons vor- und in Abgrenzung hierzu die Konzeption Luh-

manns nebenangestellt. Durch die übergeordnete Fragestellung wurde der Fokus in Eastons

Konzeption des politischen Systems vorgegeben: die Input-Seite des politischen Systems in

Form der politischen Unterstützung. Diese wurde entsprechend näher spezifiziert, etwaige

Erweiterungen durch nachfolgende Autorinnen und Autoren dargestellt und die Nähe zu

einem weiteren prominenten Konzept der politischen Einstellungsforschung forciert: dem

Konzept der Politischen Kultur. Die Arbeiten von Fuchs und anderen erlaubten hierauf auf-

bauend die wesentlichen Erklärungsmodelle für die einzelnen abhängigen Variablen dieser

Arbeit, die als kritische Einstellungen für die Persistenz demokratischer Systeme betrachtet
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werden können, zu spezifizieren. Daran anschließend wurde der Forschungsstand zu den

Beziehungen dieser Variablen und ihren Erklärungsfaktoren in sehr kurzer Form darge-

stellt.

Als Abschluss kulminiert die Synopse dieser kumulativen Dissertation in der Beschreibung

der drei eingebrachten Forschungsbeiträge. Dies geschah jeweils in der Synthese der zu-

vor beschriebenen Konzepte und Umstände zur Rahmung der jeweiligen Fragestellung und

den daraus destillierten, forschungsleitendenHypothesen; in einer kurzenBeschreibung der

verwendeten Daten und der Strategie ihrer Analyse zur Überprüfung dieser Hypothesen; in

der Zusammenfassung der wesentlichen Befunde; sowie einer Kurzdiskussion dieser Er-

gebnisse, teilweise mit Blick auf die neuere Forschungslandschaft.

Neben der einheitlichen Verortung innerhalb der theoretischen Konzepte war den einzel-

nen Forschungsvorhaben die grundlegende Argumentation gemeinsam, dass die Mechanis-

men zur HerstellungDemokratie befürwortender Einstellungen durch langfristige Betrach-

tungen und die Analyse von Umfragedaten in quasi-experimentellen Forschungsdesigns

überprüftwerden sollten. Sowurde innerhalb der ersten Studie die langfristige Entwicklung

derDemokratieunterstützung inOst- undWestdeutschland untersucht, innerhalb der zwei-

ten Studie im äquivalenten Kontext die Entwicklung unterschiedlicher Demokratiekonzep-

tionen und innerhalb der dritten Studie die Entwicklung der Demokratiezufriedenheit im

Kontext einer direkt-demokratischen Abstimmung und der darauffolgenden Jahre.

Als Fundamentalbefund kann auf Basis dieser Studien festgehalten werden: Strukturelle

und prozessuale Veränderungen beeinflussenDemokratie befürwortende Einstellungen. Al-

lerdings passiert dies nicht immer so, wie es die theoretischen Erklärungsmodelle progno-

stizieren. So hat die institutionalisierte Struktur eines politischen Systems und die darin

stattfindende Sozialisation Einflüsse auf die Ausbildung der Demokratieunterstützung und

der Demokratiekonzeptionen seiner Bürgerinnen und Bürger. Würde die theoretische An-

nahme des Sozialisationsmodells bezüglich eines Generationenaustauschs jedoch vollstän-

dig zutreffen,müsste dies in den empirischen Analysen nicht nur allein in einer Reduzierung

von Unterschieden zu erkennen sein, sondern diese Reduzierung sollte in einer bestimmten

Richtung geschehen. Es bleibt rätselhaft, weshalb die Reduzierung der Einstellungsunter-

schiede vornehmlich auf eine Abnahme der Zustimmungswerte innerhalb der Bevölkerung

von Westdeutschland zurückzuführen ist.
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Ähnliches lässt sich mit Blick auf den Einfluss prozessualer Veränderungen konstatieren.

Die Teilnahme an direkt-demokratischen Entscheidungsverfahren wirkt sich durchaus auf

die politische Unterstützung aus und führt zu einer höheren Zufriedenheit. Allerdings ist

dieser Effekt abhängig von einigen Kontextfaktoren wie der lokalen Betroffenheit und der

Zugehörigkeit zu denGewinnern derAbstimmung.DieseKontextfaktoren liegen aber kaum

bis gar nicht imGestaltungsspielraum derjenigen Akteure, die die Entscheidungsstrukturen

adjustieren können.

Etwas salopp formuliert kanndadurch festgehaltenwerden:Demokratie alleine reicht nicht

aus, ebenso ihre Erweiterung um (womöglich sogar nur einmalig durchgeführte) direkt-

demokratische Verfahren, um die Entwicklung befürwortender Einstellungen in einem sol-

chen Maße zu forcieren, dass damit keine Sorge mehr um eine Krise der Demokratie ge-

rechtfertigt sei. Tatsächlich wäre es auch überraschend, wenn sich dies als Befund heraus-

stellen lassen würde, denn dann gäbe es tatsächlich keine demokratische Malaise zu bekla-

gen und eine Abwendung vom demokratischen Prozess wäre vermutlich nicht zu beobach-

ten - sind die meisten Demokratien, in denen dies wahrgenommen und konstatiert wird

doch schon seit Jahrzehnten als solche konstituiert und konsolidiert.

Die grundlegenden Limitationen der eingebrachten Studien wurden bereits in den jewei-

ligen Kurzdiskussionen aufgegriffen. Übergeordnet kann jedoch festgehalten werden, dass

die Auswertung von Umfragedaten, zumal auf der Basis sehr sparsamer Instrumente zur

Messung sehr komplexer Konstrukte, stets mit den ihr inhärenten Problemen behaftet ist.

Der durchgängig und regelmäßig niedrige Anteil erklärter Varianz innerhalb der geschätz-

tenRegressionsmodelle zeigt ebenfalls, dass die Erklärungskraft der zugrunde gelegtenTheo-

rien ausbaufähig ist. Die Modelle alleine erklären die Phänomene und Zusammenhänge

nicht vollumfänglich. Dies ist ein Umstand, den man sich in der Politischen Soziologie,

der Sozialpsychologie und anderen Disziplinen stets vor Augen halten muss. Eine Aktua-

lisierung der fundamentalen Konzepte der Politischen Unterstützung und der Politischen

Kultur sowie deren umfängliche theoretische Integration in ein Gesamtmodell könnte ein

fruchtbarer Ansatz sein. Auch wenn hierbei der Balanceakt zwischen Sparsamkeit und Er-

klärungskraft zu beachten ist. Dennoch könnte dadurch deutlicher verstanden werden wel-

che Prozesse und Strukturen es konkret benötigt, um die Entwicklung Demokratie befür-

wortender Einstellungen langfristig zu begünstigen. Die derzeitigen Entwicklungen zu ela-
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borierten Messinstrumenten (Claassen et al., 2024) klingen vielversprechend und werden

ebenso zur Weiterentwicklung von Theorien zur Erklärung der Entwicklung politischer

Unterstützung beitragen. An einer Grundsätzlichkeit wird aber auch dies vermutlich nichts

ändern: Der Forschungsgegenstand Demokratie und die ihr gegenüber entwickelten Ein-

stellungen bleibt komplex und der Forschungsstand hierzu heterogen.
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Es wächst zusammen. Die Entwicklung der Demokratieunterstützung in Ost- und 

Westdeutschland von 1998-2023: ein Generationenvergleich 

 

Knapp 35 Jahre nach der Wiedervereinigung weist die empirische Forschung konstant 

Unterschiede in der makrosoziologischen Betrachtung politischer und anderer Einstellungen 

zwischen ost- und westdeutschen Bevölkerungsanteilen aus. Insbesondere die fortdauernden 

und zunehmenden Unterschiede in der Wahl von Anti-System Parteien beunruhigt die 

Gemüter politscher Beobachterinnen und Beobachter. Ausgehend von den Überlegungen der 

Sozialisationstheorie sollten sich die jüngeren Generationen dabei in zentralen Einstellungen 

annähern, doch die bisherige Forschung kommt hier zu unterschiedlicher empirischer 

Evidenz. In Bezug auf die Demokratieunterstützung - eine zentrale Größe für die langfristige 

Stabilität von Demokratien - ist diese Hypothese erst seit jüngerer Zeit überprüfbar. Erst 

langsam stehen Daten in ausreichend großem Umfang zur Verfügung, die Analysen über die 

Zeit und für die relevanten Kohorten in Ost- und Westdeutschland erlauben. Der Beitrag 

überprüft die Sozialisationstheorie mit Hilfe der Auswertung eines aus mehreren 

Umfrageprogrammen zusammengestellten Datensatzes (N = 40.000) über den Zeitraum von 

1998 bis 2023 für die Demokratieunterstützung und blickt als eine der ersten Analyse auf die 

Entwicklung dieser Einstellungen nach der COVID-19 Pandemie und auf die jüngste Kohorte 

der nach 1997 geborenen. Dabei zeigt sich, dass Ost- und Westdeutsche im Mittel, trotz 

hohem Gesamtniveau, immer noch Unterschiede in der Demokratieunterstützung aufzeigen. 

Diese nivellieren sich in den jüngsten Generationen, den ersten, die ihre prägende Phase der 

politischen Sozialisation im wiedervereinigten Deutschland erlebt haben. Jedoch sind nicht 

alle Ergebnisse konform mit den Annahmen der Sozialisationstheorie.  

 

Schlagworte: Wiedervereinigung; Sozialisation; Kohortenanalyse; Einstellungen; Politische 

Unterstützung  
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Growing Together: The Development of Democratic Support in East and West Germany from 

1998 to 2023 – A Generational Comparison 

 

Nearly 35 years after reunification, empirical research consistently reveals differences in the 

macro-sociological view of political and other attitudes between East and West Germans. The 

ongoing and increasing differences in voting for anti-system parties have concerned political 

observers, in particular. Based on the considerations of socialization theory, younger 

generations should show convergence in key attitudes; however, existing research presents 

varying empirical evidence on this matter. With regard to support for democracy—a crucial 

factor for the long-term stability of democracies—this hypothesis has only recently become 

testable. Data is slowly becoming available in sufficient volume to allow time-based analyses 

for relevant cohorts in East and West Germany. This study tests socialization theory by 

analyzing a dataset compiled from several survey programs (N = 40,000) spanning the period 

from 1998 to 2023 concerning support for democracy. It is one of the first analyses to 

examine the development of these attitudes after the COVID-19 pandemic and focuses on the 

youngest cohort born after 1997. The findings indicate that, despite a high overall level, East 

and West Germans still show differences in support for democracy on average. These 

differences are leveling out among the youngest generations, the first to experience their 

formative years of political socialization in a reunified Germany. However, not all results 

align with the assumptions of socialization theory. 

 

Keywords: Reunification; Socialization; Cohort analysis; Attitudes; Political support 
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 3 

1 Einleitung  

Am 1. September 2024 ist die Alternative für Deutschland (AfD), eine in Teilen als gesichert 

rechtsextremistisch eingestufte Partei, mit großen Stimmenanteilen in die Landtage von 

Sachsen und Thüringen gewählt worden. In letzteren sogar als stärkste Kraft mit nahezu 33% 

der Stimmen. Viele Beobachterinnen und Beobachter erfüllt diese Entwicklung mit Sorge. 

Nicht zuletzt die Wahlerfolge der AfD in Ostdeutschland haben erneut die Untersuchung von 

Unterschieden zwischen Ost- und Westdeutschen in Bezug auf diese Faktoren in den Fokus 

gerückt, um diese Erfolge zu erklären (Reiser und Reiter 2023). Neben diesem auffälligen 

Ost-West-Unterschied hat die empirische Einstellungsforschung seit der Wiedervereinigung 

widerkehrend gezeigt, dass auch in Bezug auf eine Reihe von politischen Einstellungen 

eklatante Unterschiede zwischen Ost- und West-Deutschland existierten und fortbestehen 

(Arzheimer und Klein 2000; Braun und Trüdinger 2023; Campbell 2012; Fuchs 1997, 1999; 

Fuchs et al. 1997; Gabriel 1999, 2000; Niedermayer 2009; Völkl 2005; Westle 2022; Westle 

und Niedermayer 2009; Wuttke et al. 2020).  

 

Insbesondere in Bezug auf Legitimitätsüberzeugungen sollten sich diese Unterschiede 

ausgehend vom Erklärungsmodell der politischen Sozialisation mit der Zeit durch einen 

Austausch der Generationen aufheben. Dieses Erklärungsmodell wird aber erst in jüngster 

Zeit wirklich überprüfbar, da erst jetzt Daten von jenen Kohorten zur Verfügung stehen, deren 

Sozialisation vollumfänglich im wiedervereinigten Deutschland stattfand. Bezüglich einer 

solchen Annäherung durch demokratisches Lernen liefern daher Untersuchungen mit neueren 

Daten, etwa zur Entwicklung des Demokratieverständnisses, erste Hinweise auf 

Sozialisationseffekte (Sack 2017; Stallbaum 2024). In anderen Einstellungsdimensionen 

zeigen solche Untersuchungen aber auch Verhärtungstendenzen oder gegenläufige 

Entwicklungen zwischen den Kohorten (Mau et al. 2024). Auch in Bezug auf verschiedene 

Einstellungen bezüglich des politischen Systems finden sich einerseits Hinweise auf ein 

Zutreffen des Sozialisationsmodells (Hebenstreit und Reiser 2023; Rippl 2024; Völkl 2023; 

Welsch 2022) und andererseits keine nennenswerte Kohortenunterschiede - und damit keine 

Hinweise auf solche Effekte (Campbell 2020; Westle 2022).  

 

In Bezug auf die generelle Demokratieunterstützung, eine zentrale Einstellung, wenn es um 

die Legitimität und die Stabilität von Demokratien aus systemtheoretischer (Easton 1965, 

1975) und empirischer (Claassen 2020a) Sicht geht, fehlen bislang immer noch langfristige 

Untersuchungen, die das Sozialisationsmodell einem umfassenderen Test unterziehen. Daten 
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 4 

hierfür stehen nur in landesweiten Umfragen zur Verfügung, die nicht immer mit einer 

ausreichenden Stichprobengröße durchgeführt werden, um Kohorten im Ost-West Vergleich 

zu betrachten, da vor allem die Fallzahlen der jüngsten Kohorte im Osten sehr niedrig 

ausfallen. Dies ändert sich erst langsam durch die nachfolgende Durchführung dieser 

Umfragen, da durch spätere Befragungszeitpunkte auch die Anzahl der Befragten größer wird, 

die nach der Wiedervereinigung geboren wurden.  

 

Knapp 35 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung stehen nun erstmals ausreichend 

Daten zur Verfügung, die einen detaillierteren Vergleich über die Zeit hinweg ermöglichen, 

um die grundlegenden Annahmen der Sozialisationstheorie in Bezug auf die 

Demokratieunterstützung im Kontext der deutschen Wiedervereinigung zu testen. Für eine 

langfristige Betrachtung der Demokratieunterstützung und ihrer Entwicklung in den 

relevanten Geburtskohorten im Ost-West Vergleich wurde für diese Untersuchung ein 

Datensatz zusammengestellt, der sich aus 16 Umfragen in den Jahren 1998 bis 2023 aus 

insgesamt fünf Surveyprogrammen zusammensetzt und dabei drei Indikatoren zur Messung 

der Demokratieunterstützung miteinander vergleichbar macht. Die Ergebnisse sind dabei in 

großen Teilen in Einklang mit den Annahmen der Sozialisationstheorie, weisen aber auch 

Widersprüchlichkeiten auf.  

 

Nachdem im Folgenden zunächst die Demokratieunterstützung als abhängige Variable 

konzeptualisiert und die theoretischen Modelle, die für die Erklärung ihrer Entwicklung 

bestehen, zusammengefasst werden, wird im Weiteren der Forschungsstand hierzu und zu den 

Unterschieden in Bezug auf Einstellungen und Verhalten zwischen Ost- und Westdeutschland 

kurz zusammengefasst. Auf dieser Basis werden Hypothesen und Erwartungen abgeleitet, die 

anschließend mit Hilfe der dargestellten Ergebnisse bewertet werden. Abschließend werden 

die Ergebnisse im Kontext der Ost-West Entwicklung diskutiert.  

 

 

2 Demokratieunterstützung und ihre Entwicklung im wiedervereinigten Deutschland  

2.1 Demokratieunterstützung und ihre Relevanz für das Überleben von Demokratien  

Für die langfristige Stabilität eines politischen Systems müssen dessen institutionalisierte 

Struktur und die von der Bevölkerung verinnerlichten Werte zu einem erheblichen Anteil 

deckungsgleich sein (Almond 1980; Almond und Verba 1963). Eine Inkongruenz von 

politischer Struktur und politischer Kultur hingegen kann zu einem Anpassungsdruck für das 
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 5 

System führen, da die Ansprüche, die an das System gestellt werden, durch dieses nicht erfüllt 

werden. Eine grundlegende Differenzierung zur Stabilität notwendiger Einstellungen wurde 

von Easton (1965, 1975) in seinem systemtheoretischen Konzept der politischen 

Unterstützung vorgenommen, in dem zwischen spezifischer und diffuser Unterstützung 

unterschieden wird. Spezifische Unterstützung bezieht sich in erster Linie auf die politischen 

Autoritäten sowie deren Outputs, ist damit stark an die Ergebnisse des politischen Systems 

gebunden und unterliegt kurzfristigen Schwankungen (Easton 1965, S. 267; 1975, S. 436–

437). Diffuse Unterstützung ist in diesem Konzept als langfristig stabile, eher generelle 

Einstellung gegenüber dem politischen System gedacht, die sich in Form einer 

Legitimitätsüberzeugung äußert (Easton 1965, S. 273; 1975, S. 437–447).  

 

Weitere theoretische Konzeptualisierungen und empirische Ergebnisse haben diese Unter- 

scheiden an verschiedenen Stellen erweitert oder modifiziert (Claassen 2020b; Fuchs 1989, 

2002; Norris 1999; Westle 1989), zentral bleibt jedoch die Annahme, dass eine bestimmte 

Form und ein bestimmtes Maß an unterstützenden Einstellungen für die Persistenz von 

Demokratie notwendig ist. Dies wurde von Claassen (2020a) in einem umfassenden 

Ländervergleich mit einer langfristigen Betrachtung über mehrere Jahrzehnte empirisch 

bestätigt.  

 

 

2.2 Theoretische Modelle zur Entwicklung der Demokratieunterstützung  

Insgesamt haben sich drei Ansätze zur Erklärung der Entwicklung politischer Unterstützung 

entwickelt (Pickel und Pickel 2020; Rohrschneider 1999). Das Sozialisationsmodell des 

Generationenaustauschs, das situative Modell, das die ökonomische Performanz in den Fokus 

stellt und das Modell des lebenslangen Lernens, das die beiden Ansätze vereint.  

 

Innerhalb systemtheoretischer Konzeptionen politischer Kultur wird der politischen 

Sozialisation (Hyman 1959) die Hauptrolle in der Herausbildung von Einstellungen 

zugeschrieben (Almond und Verba 1963; Easton 1965). Insbesondere mit Blick auf die diffuse 

Systemunterstützung werden von Easton (1975, S. 444) die Kindheit und die frühe 

Sozialisation als primäre Quellen genannt. Unterschiedliche Auffassungen existieren jedoch 

hinsichtlich der Art der erlernten politischen Inhalte sowie in Bezug auf Beginn und Ende 

politischer Sozialisation im Lebensverlauf und damit auch auf die Länge dieses Prozesses 

(Rippl 2008). Fundamental ist jedoch, dass Ansätze im Rahmen der Sozialisationstheorie 
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 6 

davon ausgehen, dass das politische System, in dem ein Individuum aufwächst, die 

Einstellungen dieses Individuums überwiegend prägt (Rohrschneider 1999). Nur  

wenn die Möglichkeit besteht, Verhaltensweisen zu üben, die mit bestimmten Werten 

verbunden sind, können diese Werte auch internalisiert werden und nur ein demokratisches 

System bietet die Möglichkeit demokratische Werte zu vermitteln (Rohrschneider 1999, S. 2 

und 18-19).1 Durch das Sozialisationsmodell gewinnt das Konzept der Generationen 

(Mannheim 1928) erhöhte Relevanz, denn es impliziert, dass die Veränderung von 

Einstellungen und damit deren Verteilungsmuster in einer Gesellschaft nur durch einen 

Austausch der Generationen2 stattfinden kann. Innerhalb der Transformationsforschung sind 

diese Annahmen ebenfalls relevant. Ein zur Demokratie transformiertes System gilt erst dann 

als konsolidiert, wenn die politische Kultur dieses System stützt. Wenn also das neue 

politische System in bestimmtem Maße unterstützt wird und sich eine demokratische 

Zivilgesellschaft entwickelt hat (Diamond 1999) und Demokratie „the only game in town“ 

(Linz und Stepan 1996) ist. Diese Überlegungen sind für die Betrachtung der Entwicklung 

von Ost- und Westdeutschland für sich genommen analytisch relevant, da hier für einen 

Landesteil eine Transformation eines autokratischen zu einem demokratischen System 

stattgefunden hat. Es hieße, dass vor allem Individuen, die nach der Wiedervereinigung 

geboren wurden, empfänglicher gegenüber den Werten des neuen Systems sind, als die 

Generationen deren politischen Sichtweisen durch das alte politische System geprägt wurden 

(Rohrschneider 1999, S. 21). Innerhalb des Generationenkonzepts wird zudem davon 

ausgegangen, dass es Einstellungen gibt, die, einmal in der primären Sozialisation während 

eines prägenden Ereignisses erworben, über den Lebenszyklus hinweg relativ stabil sind und 

sich wenn, dann nur sehr langsam verändern (Cavalli 2004; Inglehart 1971; Sears und Funk 

1999).  

 

Im Gegensatz zum Sozialisationsmodell stehen Erklärungsansätze, die die ökonomische 

Situation und die Performanz eines politischen Systems als Quelle für dessen Unterstützung 

und den ihm zugrunde liegenden Werten betrachten (Rogowski 1974). Nicht in der 

                                            
1 Neben diesem system-internen Lernen (Dalton 1994) wird vor allem im Kontext der Entwicklung in Ost- 

Deutschland auf system-externes Lernen verwiesen (Fuchs et al. 1997; Roller 1994).  
2 Ebenfalls von einem notwendigen Generationenaustausch und der damit verbundenen, wachsenden Stabilität 

der Demokratie, geht die Modernisierungstheorie aus (Inglehart 1971; Welzel 2021). Allerdings nicht aufgrund 

des Lernens durch vorhandene Institutionen, sondern durch die Entwicklung von Werten der Selbstentfaltung 

nach der erfolgreichen Sättigung von materiellen und sicherheitsrelevanten Bedürfnissen und der damit 

steigenden Nachfrage nach Freiheit und Demokratie.  
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Sozialisation erlernte und eingeübte Werte tragen dazu bei, dass ein politisches System 

unterstützt wird, sondern dessen (ökonomische) Leistung. Halten etwa schlechte situative 

Zustände über einen längeren Zeitraum an, so zeigen sich zunehmend vermittelte Effekte auf 

die diffuse Unterstützung. Ähnliche Überlegungen finden sich im Konzept von Easton (1975, 

S. 445): Durch eine anhaltend abnehmende spezifische Unterstützung kann also die diffuse 

Unterstützung zurückgehen. Dabei ist unklar wie viel Zeit hierfür vergehen muss. Einerseits 

wird angenommen, dass eine Änderung von Einstellungen durch situative Faktoren einen 

großen Zeitraum in Anspruch nimmt (Fuchs 2002). Andererseits ist auch ein direkter Effekt 

der Lebenssituation und der Lebenszufriedenheit auf die Entwicklung liberaler oder sozialer 

Werte denkbar (Zelle 1998). So könnte eine anhaltende schlechte individuelle ökonomische 

Situation zu einer Forderung nach grundlegend anderen Outputs führen, die auch mit einer 

anderen institutionellen Ausrichtung des Systems verbunden werden, etwa wenn für die 

Aufrechterhaltung der sozialen Gleichheit nicht mehr der Staat, sondern das System an sich 

verantwortlich gemacht wird (Sack 2017). Im Rahmen von Transformationsprozessen gehen 

diese situativen Ansätze davon aus, dass eine schlechte ökonomische Situation dazu führt, 

dass das neue System als Ganzes abgelehnt wird, etwa wenn Wünsche und Hoffnungen an das 

neue System nicht schnell genug erfüllt werden können und dadurch eine negative 

Identifikation mit den neuen demokratischen Regeln und Institutionen entwickelt wird (Finkel 

et al. 2001; Mishler und Rose 1996; Weatherford 1991; Zelle 1998). Dies stellt eine Hürde für 

fortschreitende Transformationsprozesse dar und kann gleichzeitig als Parallele zur Re-

Autokratisierung gesehen werden.3 

 

Insbesondere die Annahme des Sozialisationsansatzes, dass die vermittelten und 

internalisierten Einstellungen über den Lebenszyklus eine hohe Stabilität aufweisen, wurde 

durch die Ergebnisse von Jennings und Niemi (1981) in Frage gestellt, die zeigten, dass viele 

Einstellungen hohen Schwankungen unterliegen, auch nach Abschluss der Sozialisation. In 

der Folge fand die Vereinigung beider Erklärungen vor allem mit dem Hinweis statt, dass sich 

beide Ansätze nicht gegenseitig ausschließen, sondern ergänzen. Innerhalb des Modells des 

lebenslangen Lernens (Mishler und Rose 2002, 2007) wird davon ausgegangen, dass 

grundlegende Einstellungen in der frühen Phase der Sozialisation erworben werden, dass 

                                            
3 Auch hier finden sich ähnliche Argumentationen im Rahmen der Modernisierungstheorie, die davon ausgeht, 

dass eine zunehmende Absicherung ökonomischer Bedürfnisse und von Sicherheitsbedürfnissen zu einer 

Entwicklung von Werten der Selbstentfaltung führt und damit automatisch den Bedarf an demokratischen 

Strukturen entstehen lässt (Inglehart 1971; Inglehart und Welzel 2005; Welzel et al. 2003). Im Rahmen dieser 

Überlegungen kann es zu einer Re-Autokratisierung (Lührmann 2021) kommen, wenn demokratische 

Institutionen „zu früh“ etabliert und eingerichtet wurden (Welzel 2021).  
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diese Einstellungen aber nicht unveränderlich über den weiteren Lebenszyklus sind, sondern 

kontinuierlich angepasst und erneuert werden. Die Leistungen des aktuellen politischen 

Systems werden also an dem gemessen, was in den primären Sozialisationsphasen an 

Einstellungen internalisiert wurde und diese Einstellungen daran unter Umständen neu 

orientiert. Dieser Aspekt ist insbesondere im Rahmen von Systemtransformationen relevant. 

Denn das neue politische System wird an den Werten gemessen, die im alten System 

internalisiert wurden, was dazu beitragen kann die schlechteren Zustimmungswerte der 

Demokratieunterstützung in Transformationsstaaten zu erklären (Rohrschneider 1999). Im 

Rahmen dieser Annahmen sollten sich die grundlegenden Einstellungen also erst durch 

positive Outputs des neuen Systems verändern.  

 

2.3 Forschungsstand zur Entwicklung der Demokratieunterstützung nach 

Systemtransformationen und im wiedervereinigten Deutschland  

Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen in bestimmten Einstellungen oder 

Verhaltensweisen sind in umfassender Weise beforscht und belegt. Seit der 

Wiedervereinigung ließen sich beispielsweise Unterschiede in der kollektiven Identität und 

der Verbundenheit mit Deutschland oder der generellen ideologischen Ausrichtung 

(Roßteutscher und Scherer 2013) erkennen. Hier war zunächst eine Rückwendung der 

Ostdeutschen zur Verbundenheit mit der DDR zu beobachten (Neller 2006), was dann wieder 

in eine Annäherung umschlug (Westle 2013). Auch bei Staatszielvorstellungen sowie sozial- 

und wirtschaftspolitischen Einstellungen zeigten sich Unterschiede zwischen Ost und West 

(Arzheimer 2005, 2013; Roller 1994, 2012, 2016). Gleiches gilt für das 

Partizipationsverhalten (Arzheimer und Rudi 2007; Campbell 2011; Rohrschneider et al. 

2013), was sich nicht zuletzt natürlich auch in den Unterschieden der Wahlergebnisse 

zwischen ost- und westdeutschen Bundesländern immer wieder erkennen lässt. Wo zunächst 

die PDS und später die Partei „Die Linke“ höhere Wahlergebnisse im Osten als im Westen 

erhielt, ist dies heute (zusätzlich) für die AfD der Fall. Klare Unterschiede zeigen sich auch in 

der Zustimmung zur Verfassung (Campbell 2020) und in Bezug auf die selbstwahrgenommen 

Unterschiede und Konflikte zwischen Ost- und Westdeutschen (Mau et al., 2024). Einzig bei 

generellen Orientierungen, die mit dem Schwartz Value Inventory gemessen werden, zeigten 

sich hingegen keinerlei Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen (Arzheimer 2012; 

Davidov und Siegers 2010).  
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Untersuchungen, die konkret die politische Unterstützung im vereinten Deutschland 

betrachten, weisen über mehrere Zeitpunkte hinweg zusammengefasst zwei deutliche Befunde 

aus: 1) es lässt sich zwar eine generell hohe Zustimmung zur Demokratie als Ordnungsmodell 

(diffuse Unterstützung) feststellen, diese fällt im Osten aber durchweg niedriger aus als im 

Westen, dafür ist im Osten durchweg die Zustimmung zum Sozialismus als Ordnungsmodell 

höher, auch wenn sich hier in den jüngsten Kohorten eine Annäherung in Richtung des 

Westens zu zeigen scheint; 2) erhebliche Unterschiede zwischen ost- und westdeutschen 

Befragten lassen sich bezüglich der spezifischen Unterstützung feststellen: sowohl in der 

Unterstützung der Ausgestaltung des politischen Systems und der Zufriedenheit mit seinem 

Funktionieren als auch im politischen Vertrauen (Arzheimer und Klein 2000; Braun und 

Trüdinger 2023; Campbell 2012; Fuchs 1997, 1999; Fuchs et al. 1997; Gabriel 1999, 2000; 

Niedermayer 2009; Pickel und Pickel 2023; Völkl 2005; Welsch 2022; Westle 2022; Westle 

und Niedermayer 2009; Wuttke et al. 2020). Auch in Untersuchungen innerhalb der 

Bundesländer zeigen sich diese Befunde, insbesondere die Demokratieunterstützung ist 

konstant auf hohem Niveau und deutet auf eine hohe Legitimitätsüberzeugung hin (Reiser et 

al. 2023).  

 

Erklärt wurden diese Unterschiede in der diffusen Unterstützung in der Literatur einerseits 

durch die Sozialisation in unterschiedlichen politischen Systemen und durch gegenseitige 

oder eigenständige Identititätszuschreibungen. Insbesondere bei der spezifischen 

Unterstützung und weiteren Performanzindikatoren wurde jedoch die schlechtere 

ökonomische Performanz in Ost-Deutschland oder deren individuellen Wahrnehmung und in 

der Folge daraus entstehenden Gefühlen relativer Deprivation als Erklärung herangezogen 

(Pickel und Pickel 2023; Reiser und Reiter 2023; Westle 2022).  

 

In Bezug auf die Sozialisationsthese finden sich vor allem in der jüngeren Vergangenheit 

Beiträge, die auf ihr Zutreffen hindeuten (Campbell 2015; Hebenstreit und Reiser 2023; Rippl 

2024; Sack 2017; Stallbaum 2024; Völkl 2023; Welsch 2022). Andere Untersuchungen 

hingegen finden keine Hinweise auf Sozialisationseffekte (Campbell 2020; Westle 2022). 

Forschung zu Systemtransformationen im Allgemeinen zeigt, dass das Niveau politischer 

Unterstützung in neuen Demokratien zu Beginn des Transformationsprozesses weit niedriger 

ausfällt als in etablierten Demokratien (Fuchs und Roller 2006; Neundorf 2010) und der 

Entwicklungsprozess kompatibler Einstellungen durch Übung und Lernen langwierig und erst 

nach einem Generationenaustausch vollständig abgeschlossen ist (Fuchs-Schündeln und 
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Schündeln 2015). Hier gibt es erkennbare Evidenz für einen Einstellungswandel durch den 

Austausch von Generationen (Claassen 2020b; Inglehart und Welzel 2009; Pop-Eleches und 

Tucker 2014).  

 

2.4 Hypothesen  

Was ergibt sich aus den theoretischen Überlegungen und dem Forschungsstand zur 

Entwicklung der Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland, was kann erwartet 

werden? Eigentlich sollte knapp 35 Jahre nach der Wiedervereinigung ein erster 

Generationenaustausch stattgefunden haben, wenn man der Sozialisationstheorie folgt. So 

sollten sich zumindest in den nachwachsenden Kohorten keine Unterschiede mehr finden 

lassen. Jedoch stellt die Wiedervereinigung mit ihrer nachfolgenden Entwicklung ein 

Spezifikum dar, das auch andere Überlegungen zulässt. Zum einen könnten innerfamiliäre 

Sozialisationsprozesse diese übergeordneten Sozialisationsprozesse auch torpedieren und 

durch die Weitergabe von Erfahrungen und Bewertungen innerhalb der Familie zu einer 

Verhärtung von Unterschieden führen (Nichelmann 2021; Van Ditmars 2023), ähnlich wie 

dies für die Wahrnehmung von Unterschieden und Konflikten zwischen Ost- und 

Westdeutschen durch neueste Untersuchungen gezeigt wurde (Mau et al., 2024). Ebenso 

könnte auch ein Prozess des „Otherings“ stattfinden, der zur Abgrenzung Ostdeutscher führt, 

um der Dominanz, mit der Westdeutschland als Norm wahrgenommen wird, etwas 

entgegenzusetzen (Kubiak 2021). Damit verbunden wäre die Hypothese der Bildung einer 

eigenen Ost-Identität (Pickel und Pickel 2020), die stärker zur Ablehnung der Demokratie 

führt. Die Frage ist aber, wie stark dies die nachwachsenden Kohorten betrifft, deren Situation 

sich in der primären Sozialisation fundamental von jener der Eltern und Großeltern 

unterscheidet, etwa durch andere Mediensysteme, andere Lehrpläne (insbesondere in 

historischen und politischen Schulfächern), andere Wahlsysteme und andere, 

wahrgenommene und erlebte, Entscheidungsprozesse.  

 

Lassen sich Erwartungen bezüglich der Situationsthese ableiten? Auch wenn sich innerhalb 

der bisherigen Forschung Einflüsse der wahrgenommenen ökonomischen Situation auf die 

Unterschiede zwischen Ost und West finden lassen, so beziehen sich diese vor allem auf 

Unterschiede in Performanzindikatoren, die der spezifischen Unterstützung zuzurechnen sind, 

nicht aber auf Indikatoren, die stark ideell geprägte und langfristig stabile Einstellungen 

darstellen. Demokratieunterstützung als diffuse Unterstützung ist nicht, wie etwa die 

Zufriedenheit mit der Demokratie, als Performanzindikator zu verstehen, der sich schnell 
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ändert oder großen Schwankungen unterliegt (Fuchs 2002; Linde und Ekman 2003). Auch 

wenn nicht ausgeschlossen ist, dass sich auch die Zustimmung zur Demokratie als 

Ordnungsmodell im Laufe des Lebens im Niveau verändert und Einflüsse relativer 

Deprivation insbesondere im Kontext der Wiedervereinigung bezüglich der 

Performanzindikatoren eine wesentliche Rolle spielen (Pickel und Pickel 2020), so ist in 

diesem Kontext nicht davon auszugehen, dass die Unterschiede in der 

Demokratieunterstützung auf die wahrgenommene Performanz zurückzuführen sind.  

 

Könnte im Kontext der deutschen Wiedervereinigung in der Untersuchung der 

Demokratieunterstützung lebenslanges Lernen zum Tragen kommen? Dies kann durchaus 

verneint werden, vor allem mit Blick auf den spezifischen Verlauf der deutschen 

Wiedervereinigung. Dieser hat bei vielen Ostdeutschen zu einer großen Enttäuschung geführt. 

Selbst und vor allem bei jenen, die sich stark für eine demokratische Ordnung eingesetzt 

hatten. Der Wunsch nach Emanzipation und demokratischer Entwicklung wurde vom Westen 

abgetan, da man dort die Entwicklung von neuen demokratischen Sonderstrukturen 

verhindern wollte (Mau 2024a). So entstand im Osten der Eindruck „überrollt und 

übernommen zu werden und an Handlungsmacht einzubüßen“ (Mau 2024a, S. 10). Dieser, in 

kürzester Zeit vollzogene, Wandel von erzwungener Selbstermächtigung, die zum Fall der 

Mauer führte, hin zu kollektiv wahrgenommener Selbstentmachtung, hatte vor allem Folgen 

für das Selbstwertgefühl und die Erfahrungen politischer Selbstwirksamkeit. So wurden etwa 

Vorschläge aus dem Verfassungsentwurf, der in stark partizipativer Weise entstand und 

stärkere direktdemokratische Elemente enthielt als die BRD zur Verfügung stellte, gar nicht 

erst zur Kenntnis genommen (Mau, 2024a, S. 13). Ebenso fehlten die zivilgesellschaftlichen 

Strukturen zum Aufbau sozialen Kapitals in größerem Maße. In Anbetracht dieser 

Entwicklungen ist davon auszugehen, dass in den älteren, in der DDR sozialisierten, 

Generationen die Zustimmung zur Demokratie als Ordnungsmodell nicht das Niveau erreicht 

werden kann, das im Westen vorliegt. Gegen das Modell des lebenslangen Lernens sprechen 

auch die schon erwähnten „Othering-“ und Identitätsthesen sowie die Persistenz-

Verhärtungsthese (Mau et al. 2024), die insbesondere bei den älteren Generationen eher zu 

einer Gegenbewegung führen sollten.  

 

Aus theoretischer Sicht spricht daher alles für die Sozialisationstheorie. Die Überlegungen, 

die ihr zu widersprechen scheinen, müssen mit Blick auf die nachwachsenden Generationen 

abgeschwächt werden. Die Effekte der innerfamiliären Sozialisation und des „Otherings“ 
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sollten sich bei den jüngsten, im wiedervereinigten Deutschland sozialisierten Kohorten, sehr 

viel weniger stark auswirken als bei jenen, die die deutsche Teilung und die DDR aus eigener 

Erfahrung heraus erlebt haben.  

 

Im Einklang mit den Annahmen des Sozialisationsmodells, in Bezug auf die theoretischen 

Überlegungen innerhalb des Konzepts der politischen Unterstützung, in dem vor allem die 

Entwicklung der diffusen Unterstützung in der primären Sozialisation angenommen wird, und 

mit Blick auf das Spezifikum der deutschen Wiedervereinigung, gehe ich daher davon aus, 

dass es nach wie vor Unterschiede in der generellen Demokratieunterstützung zwischen Ost- 

und Westdeutschen gibt (H1) und dass diese Unterschiede mit der Zeit kleiner werden, da sich 

die jüngeren Generationen annähern und in der jüngsten Generation keine Unterschiede mehr 

zu finden sind (H2). Die Situationsthese würde sich bestätigen, wenn die Unterschiede weiter 

bestünden, das Modell des lebenslangen Lernens würde sich dagegen bestätigen, wenn auch 

in den älteren Kohorten keine Unterschiede mehr auffindbar wären. Von beidem ist jedoch 

nicht auszugehen.  

 

3 Datenbasis und Analysestrategie  

Zur Überprüfung dieser Hypothesen wurde ein Datensatz aus mehreren Befragungen und 

Umfrageprogrammen zusammengestellt, der sich über den Zeitraum von 1998 bis 2023 

erstreckt. Genutzt wurden Daten der DFG-Wahlstudie „Politische Einstellungen, politische 

Partizipation und Wählerverhalten im vereinigten Deutschland“ (1998, 2002), der 

Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) (2008, 2018, 2023), 

der German Longitudinal Election Study (GLES) (2009, 2010, 2011, 2013, 2015, 2017), des 

European Social Survey (2012, 2021) und des World Values Survey (2006, 2013, 2017). Die 

zentrale abhängige Variable „Demokratieunterstützung“ wird in diesen Umfragen teilweise 

unterschiedlich erhoben. Entweder wird nach der Bewertung der Idee der Demokratie gefragt, 

teilweise in Abgrenzung zu anderen Staatsideen oder nach der individuellen Relevanz in 

einem demokratisch regierten Land zu leben. Wir nehmen an, dass alle verwendeten 

Indikatoren die Demokratieunterstützung messen. Die Verwendung unterschiedlicher 

Indikatoren zu unterschiedlichen Zeitpunkten hat den Vorteil, gleichzeitig auch eine 

Betrachtung der Validität dieser Indikatoren, ihrer Vergleichbarkeit und Auswertungen 

bezüglich der Stabilität der untersuchten Größe durchzuführen. Tabelle 1 enthält die Wortlaute 

der Items, die Antwortkategorien und die verwendeten Befragungen sowie ihre Zeitpunkte. 

Die Skalen wurden auf einen Wertebereich von 0 bis 100 standardisiert und die 

 1 
 2 
 3 
 4 
 5 
 6 
 7 
 8 
 9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
31 
32 
33 
34 
35 
36 
37 
38 
39 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
49 
50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 
60 
61 
62 
63 
64 
65 

89



 13 

nachfolgenden Analysen teilweise getrennt nach Befragungszeitpunkten und teilweise 

kumuliert für alle Beobachtungen durchgeführt, um der unterschiedlichen Messung Rechnung 

zu tragen. Die Ost-West Zugehörigkeit wird mangels einer durchgehend verfügbaren und 

besseren Alternative durch den aktuellen Wohnort während der Befragung operationalisiert.  

 

[Tabelle 1 etwa hier] 

 

Die politische Sozialisation wird durch die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

Geburtskohorte gemessen. Dies erfordert aus mehreren Gründen ein elaboriertes Vorgehen 

sowohl in der Kohorteneinteilung, als auch in der Analysestrategie. Die Kohorteneinteilung 

orientiert sich theoretisch am Konzept der (politischen) Generationen, das davon ausgeht, dass 

bestimmte politische oder gesellschaftliche Ereignisse die Orientierungen einer ganzen 

Geburtskohorte prägen und diese Orientierungen über den Lebensverlauf stabil bleiben 

(Mannheim 1928). In der Regel zeigen diese Ereignisse ihre Wirkung in der Zeit zwischen 

dem zehnten und dem 15. Lebensjahr (Jennings 1989; Krawietz 2012). Empirische 

Untersuchungen deuten jedoch darauf hin, dass die Entwicklung politischer Einstellungen 

möglicherweise früher beginnen könnte (Healy und Malhotra 2013; van Deth et al. 2011). Es 

bleibt daher eine offene Frage, wann die politische Sozialisation im Lebenszyklus beginnt.  

 

Im Rahmen der folgenden Analyse konzentriere ich mich auf die ersten Generationen, die im 

vereinten Deutschland nach 40 Jahren Teilung sozialisiert wurden. Für diesen Zweck ist es 

nicht zwingend notwendig, prägende Ereignisse für die älteren Generationen zu identifizieren. 

Mit Konzentration auf die erste Nachwendegeneration definiere ich die erste bundesdeutsche 

Generation als diejenigen Befragten, die zwischen 1985 und 1997 geboren wurden. Die 

ältesten Mitglieder dieser Kohorte waren zu Beginn der Wiedervereinigung fünf Jahre alt, so 

dass die politische Sozialisation im Grundschulalter oder später im wiedervereinigten 

Deutschland startete. Die Daten aus 2021 und 2023 lassen es zudem erstmals zu, auch eine 

Kohorte von Befragten zu bilden, die nach 1997 geboren wurden.  

 

Die Rückwärtsklassifizierung der älteren Kohorten erfolgt aus pragmatischen Gründen. Ein 

relevantes Kriterium hierfür ist eine vergleichbare Fallzahl zwischen den Kohorten. Ein 

zweites wichtiges Kriterium ist ein annähernd gleicher Zeitraum zwischen Anfangs- und 

Endpunkt einer Kohorte, der bei ca. 15 Jahren liegt. Eine Ausnahme bildet die älteste 

Kohorte, da sich die Anfangszeitpunkte, durch die bis zu 25 Jahre auseinanderliegenden 
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Befragungszeitpunkte, stark unterscheiden. Diese Überlegungen führen zu sechs separaten 

Geburtskohorten: (1) 1906–1939; (2) 1940–1954; (3) 1955–1969; (4) 1970–1984; (5) 1985–

1997; (6) 1998-2006. 

 

Diese Einteilung ist vergleichbar mit der gängigen Einteilung in der Generationenforschung, 

bei der die einzelnen Kohorten bestimmte Namen erhalten: „Nachkriegsgeneration“, 

„Babyboomer“, „Wendegeneration/Generation X“, „Nachwendegeneration/Millenials“ und 

„Generation Z“ (Mau et al. 2024). Allerdings gibt es eine Debatte darüber, ob es so etwas wie 

„Generationen“ überhaupt gibt (Albert et al. 2019; Schröder 2018, 2019). In dieser Debatte 

richtet sich die Kritik auf der theoretischen Ebene vor allem an die Auswahl prägender 

Ereignisse und die leichtfertige Verwendung des Generationenbegriffs (Schröder 2018). Wir 

gehen davon aus, dass das Aufwachsen in unterschiedlichen politischen Systemen und die 

Wiedervereinigung definitiv als ein solcher Einschnitt im Sinne des Konzepts von Mannheim 

(1928) betrachtet werden können. 

 

Dies ist insbesondere in Bezug auf den hier interessierenden Mechanismus der politischen 

Sozialisation von Relevanz, da die Generationen, die nach der Wiedervereinigung 

aufwuchsen, durch das politische System und seine Strukturen nicht mehr in gleichem Maße 

wie deren Eltern oder Großeltern sozialisiert werden konnten. Denn das Schulsystem und 

insbesondere die dort vermittelten Inhalte zu Geschichte und politischem System sowie die 

Medienlandschaft sind von jenen in der DDR vollkommen verschieden und ein Zugriff auf 

die alten Kontexte schlicht nicht mehr möglich ist.  

 

Im Folgenden werden zunächst Ost-West-Unterschiede zu bestimmten Zeitpunkten, zwischen 

den Kohorten und über die Zeit hinweg für bestimmte Altersgruppen im Rahmen einer 

deskriptiven Analyse verglichen. Für die weitere Analysestrategie ist das 

Identifikationsproblem in der Untersuchung von Kohorteneffekten zu beachten (Glenn 1976; 

Mason et al. 1973). Um für Alters- und Periodeneffekte zu kontrollieren und so festzustellen, 

ob es sich bei den Unterschieden wirklich um Kohorteneffekte handelt, muss beachtet 

werden, dass diese drei Größen in einer linearen Beziehung zueinander stehen, die eine 

Identifikation der einzelnen Effekte unmöglich macht. Allerdings können 

Kohortenunterschiede problemlos durch Alter oder Messzeitpunkt kontrolliert werden, 

„solange man denselben linearen und gegebenenfalls quadratischen Einfluss des Lebensalters 

und Messzeitpunktes auf die Einstellungen aller Kohorten unterstellt“ (Schröder 2018, S. 477-
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478), daher wurde auf die Schätzung von HAPK- und GAM-Modellen verzichtet und auf 

lineare Regressionsmodelle zurückgegriffen, die das Erhebungsjahr, das Alter und das 

quadrierte Alter als Kontrollvariablen beinhalten.  

 

Generell sollte die Demokratieunterstützung als Legitimitätsüberzeugung 

situationsunabhängig sein, insbesondere, wenn sie punktuell betrachtet wird. Allerdings kann 

über die Zeit durch schlechte Performanz und abnehmende spezifische Unterstützung die 

diffuse Unterstützung leiden (Easton 1975). Empirische Befunde zeigen diese 

Situationsunabhängigkeit der Demokratieunterstützung in Teilen, aber auch dass die 

Einschätzung der wirtschaftlichen Lage und die Ressourcenausstattung ebenfalls Effekte 

aufweist (Reiser et al. 2023). Daher kommen in der multivariaten Analyse mehrere 

Kontrollvariablen zum Einsatz. Dies sind: die Demokratiezufriedenheit, die Zufriedenheit mit 

der wirtschaftlichen bzw. finanziellen Lage, das politische Interesse, das Geschlecht und das 

Bildungsniveau.  

 

4 Empirische Befunde  

In einem ersten Schritt wird sich in einer deskriptiven Analyse den Unterschieden zwischen 

Ost und West genähert. Tabelle 2 weist hierfür die Mittelwerte der einzelnen Indikatoren der 

Demokratieunterstützung zu den jeweiligen Erhebungszeitpunkten aus, sowie zusätzlich die 

jeweiligen Fallzahlen und die Mittelwertdifferenz zu den einzelnen Erhebungszeitpunkten. 

Abbildung 1 weist im Zeitverlauf die zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle der Mittelwerte 

(ohne die Daten der GLES, s.u.) aus.  

 

[Tabelle 2 etwa hier] 

 

Es lassen sich mehrere Befunde ableiten. Zum einen bestehen zu allen Befragungszeitpunkten 

signifikante Unterschiede in der Demokratieunterstützung zwischen Ost- und Westdeutschen. 

Das absolute Niveau der Unterstützung ist spätestens seit 2008 für beide Landesteile 

außerordentlich hoch, mit durchgängigen Werten auf der standardisierten Skala von über 90 

für Westdeutschland und von über 85 für Ostdeutschland für die DFG-Wahlstudie, den WVS, 

den ESS und den ALLBUS. Die Werte der GLES-Umfragen weichen hiervon etwas ab, hier 

erreichen die Befragten im Westen erst ab 2013 Werte über 80, für die Befragten im Osten ist 

dies erst 2017 der Fall. Es ist jedoch deutlich, dass die Fallzahlen der Datensätze aus der 

GLES für die Befragten in Ostdeutschland im Vergleich zu den anderen Befragungen gering 
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ausfallen, daher wird in der weiteren deskriptiven Analyse auf die Verwendung dieser 

Erhebungen verzichtet.  

 

Bemerkenswert ist außerdem, dass die Differenzen über die Zeit hinweg kleiner werden und 

dies eindeutig auf eine Erhöhung der Werte bei den Befragten in Ostdeutschland 

zurückzuführen ist. Hier zeigt sich nur die Erhebung im Rahmen des WVS 2006 als 

Ausreißer, bei der schon sehr früh eine Differenz von nur 3 Punkten auf der Skala von 0 bis 

100 zu beobachten ist. Darüber hinaus ist mit Blick auf die Entwicklung nach der COVID-19 

Pandemie erkennbar, dass die Demokratieunterstützung zwar einen leichten Rückgang 

erfahren hat, der auch statistisch signifikant ist, insgesamt aber stabil auf jenem hohen Niveau 

bleibt, auf dem sie seit 2006 mehrheitlich liegt.  

 

[Abbildung 1 etwa hier] 

 

In einem nächsten Schritt werden zwei spezifische Altersgruppen und deren jeweiligen 

Mittelwerte zu den einzelnen Befragungszeitpunkten miteinander verglichen, um zu 

untersuchen, ob die Annäherung zwischen Ost und West tatsächlich auf eine Veränderung der 

Demokratieunterstützung aus Sicht Heranwachsender zurückzuführen ist (vgl. für dieses 

Vorgehen etwa Albert et al. (2019)). Wir vergleichen hierfür die Gruppe der 15 bis 30-jährigen 

mit der Gruppe der über 30-jährigen über jeden einzelnen Zeitpunkt zwischen den Befragten 

aus Ost und West (Abbildung 2). Für die Gruppe der über 30-jährigen zeigen sich hier für jede 

Befragung signifikante Unterschiede zwischen den Landesteilen. Bei den 15 bis 30-jährigen, 

die jeweils zu den jüngsten Befragten innerhalb einer Erhebung gehören, und bei denen daher 

der Einfluss des politischen Systems auf ihre Demokratieunterstützung entsprechend als 

politische Sozialisation abgelesen werden kann, ist dies anders. Hier zeigen sich bis 2013 

signifikante Unterschiede, die sich jedoch ab 2017 aufheben. Dies ist ein erster Hinweis auf 

Sozialisationseffekte.  

 

[Abbildung 2 etwa hier] 

 

Im nächsten Schritt soll die deskriptive Analyse auf die Betrachtung der Unterschiede 

zwischen den Geburtskohorten ausgeweitet werden. Die Ergebnisse hierzu finden sich in 

Abbildung 3. Auffällig ist, dass sich hier über die Befragungszeitpunkte hinweg ein 

wiederkehrendes Muster zeigt. Durchgängig sind signifikante Kohortenunterschiede in der 
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Demokratieunterstützung erkennbar und durchgängig heben sich diese Kohortenunterschiede 

in den Nachwendegenerationen auf - einzige Ausnahme ist die Erhebung des World Values 

Survey 2006, bei der das Muster umgekehrt zu verlaufen scheint. Bemerkenswert ist 

außerdem, dass mit immer späteren Befragungszeitpunkten auch die älteren Kohorten keine 

signifikanten Unterschiede mehr aufweisen. Die Kohorte der Befragten, die im Zeitraum von 

1955 bis 1969 geboren wurden, stellt dabei jene Gruppe dar, bei der sich durchgängig, für alle 

Befragungszeitpunkte und für alle Umfrageprogramme, signifikante Unterschiede erkennen 

lassen. Dies ist ein starker Hinweis auf die Gültigkeit der Sozialisationsthese, ebenso wie das 

Zusammenwachsen der jüngeren Generationen. Allerdings lässt sich dies mit einem Blick auf 

Kohortenunterschiede innerhalb der beiden Landesteile nur eingeschränkt bestätigen, denn die 

„Bewegungen“ gehen in allen Fällen von den jüngsten Kohorten im Westen aus. Innerhalb der 

Befragten in Ostdeutschland finden sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den 

Kohorten. Wohl aber im Westen, in dem die älteren Kohorten (insbesondere die Befragten, die 

im Zeitraum 1940-1954 und 1955-1969 geboren wurden) durchweg die höchsten Werte 

aufweisen und von denen sich die jüngeren Kohorten mit niedrigen Werten signifikant 

unterscheiden.  

 

[Abbildung 3 etwa hier] 

 

Dieses Muster bestätigt ein letzter deskriptiver Blick auf die kumulierten Werte in den 

jeweiligen Umfrageprogrammen. In Abbildung 4 sind hierfür die Mittelwerte und die 

zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle für die untersuchten Kohorten in kumulierter Form für 

die jeweiligen Umfrageprogramme abgebildet. Auch hier zeigt sich ein wiederkehrendes 

Muster, das mehrere Schlüsse zulässt. Zum einen lassen sich die Kohortenunterschiede auch 

im Zusammenschluss mehrerer Perioden belegen. Zum anderen ähneln sich die Befragungen 

aus der DFG-Wahlstudie (1998, 2002) dem World Values Survey (2006, 2013, und 2017), 

dem ALLBUS (2008, 2018 und 2023) und dem European Social Survey (2012 und 2021) in 

der Form, dass sie den formulierten Hypothesen entsprechen. Insbesondere die Ergebnisse auf 

Basis der Daten des ALLBUS und der des ESS sind hier bemerkenswert. Beide lassen durch 

die Befragungen in den Jahren 2021 bzw. 2023 auch Schlüsse auf jene Kohorten zu, die nach 

1997 geboren wurden. Hier wird erstmals ein echtes Zusammenwachsen erkennbar. Die Daten 

des World Values Survey für diese Kohorte basieren auf einer kleinen Fallzahl (erkennbar an 

den sehr breiten Konfidenzintervallen), auf deren Basis keine valide Aussage über die 

Befragten, die nach 1997 geboren wurden, möglich ist.  
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[Abbildung 4 etwa hier] 

 

Einschränkend muss erwähnt werden, dass sich auch hier das Muster wiederholt, nachdem 

das Zusammenwachsen der beiden Nachwendegenerationen auf Bewegungen der Kohorten 

im Westen zurückzuführen ist. Auch wenn der Mittelwert in der jüngsten Kohorte der 

Befragten aus dem Osten höher ist, ist dieser Unterschied nicht signifikant zu den anderen 

Kohorten aus dem Osten. Es gibt zwischen den einzelnen Kohorten der Befragten in 

Ostdeutschland keine signifikanten Unterschiede. Dieser Umstand liegt anders bei den 

westdeutschen Befragten. Insbesondere die erste Nachwendegeneration der Personen, die von 

1985 bis 1997 geboren wurden, unterscheidet sich signifikant von den älteren Kohorten, 

insbesondere von den Befragten, die in der Zeit 1955-1969 geboren wurden. Wir finden also 

strenggenommen keine Sozialisationseffekte im Osten, sondern Abwendungseffekte im 

Westen, auch wenn wir durchgehend ein hohes Niveau der Demokratieunterstützung 

attestieren können. Mit Blick auf den Verlauf der Mittelwerte im WVS finden wir auch hier 

ein ähnliches Muster. Die Kohorte der Befragten, die 1985-1997 geboren wurden, unter- 

scheidet sich signifikant sowohl von Befragten, die 1940-1954, als auch von jenen, die 1955-

1969 geboren wurden. Dagegen ähneln sich die Verlaufsmuster von ESS und ALLBUS in 

nahezu identischer Weise. Das ist bemerkenswert, wenn man mit einbezieht, dass die 

Demokratieunterstützung hier mit unterschiedlichen Indikatoren gemessen wurde.  

 

Um zu analysieren, ob diese Unterschiede und die Bewegungen des Zusammenwachsens sich 

auch unter Kontrolle anderer Erklärungsansätze zeigen und zur Separierung von Alters- und 

Periodeneffekten, lassen sich die Ergebnisse der Regressionsanalyse aus Tabelle 3 

heranziehen. Hier sind die Ergebnisse mehrerer Regresssionsmodelle abgetragen, die jeweils 

für die Befragten aus Ost- und Westdeutschland getrennt gerechnet wurden. In den Modellen 

3 bis 8 wurden neben dem Alter, dem quadrierten Alter und dem Jahr der Befragung die 

weiteren Kontrollvariablen hinzugefügt. Die abhängige Variable der Modelle 1 bis 4 ist die 

Zusammenführung aller Indikatoren, die zur Messung der Demokratieunterstützung zur 

Verfügung stehen, die Modelle 5 und 6 beschränken sich auf den 6-stufigen Indikator zur 

Messung der Demokratieunterstützung aus der DFG-Wahlstudie, dem ALLBUS und der 

GLES. Die Modelle 7 und 8 nutzen den 10- beziehungsweise 11-stufigen Indikator aus ESS 

und WVS zur Messung der Demokratieunterstützung als abhängige Variable. Die 

Referenzkohorte bilden die Befragten, die zwischen 1940 und 1954 geboren wurden, da diese 
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in den deskriptiven Befunden oft die höchsten Werte für die Demokratieunterstützung 

aufweist.  

 

 

[Tabelle 3 etwa hier] 

 

Die Ergebnisse der Regressionsanalyse replizieren im Großen und Ganzen die deskriptiven 

Befunde, jedoch zeigen sich für die jüngste Kohorte der nach 1997 geborenen Befragten 

durchweg positive Effekte. Allerdings ist dieser für den Osten nur in Modell 7 signifikant. Die 

jüngsten Kohorten im Westen weisen dagegen häufiger signifikante Effekte aus. Auch dies 

sind Hinweise für Sozialisationseffekte. Alter und Befragungsjahr weisen teilweise 

signifikante Effekte aus, allerdings nicht durchgehend. Von den Kontrollvariablen scheinen 

vor allem Demokratiezufriedenheit, politisches Interesse und das Bildungsniveau von 

besonderer Bedeutung zu sein, hier lassen sich über alle Modelle signifikante Effekte ablesen. 

Dies ist nicht überraschend und durchaus mit Einklang theoretischer Überlegungen und 

bisheriger empirischer Ergebnisse.  

 

[Abbildung 5 etwa hier] 

 

Es lässt sich auf Basis dieser Ergebnisse letztlich nicht endgültig über Annahme oder 

Ablehnung der Sozialisationsthese entscheiden. Insbesondere die Ergebnisse der Analyse der 

Daten von ESS und WVS sprechen jedoch dafür. Zur besseren Interpretation werden hierfür 

die marginalen, vorhergesagten Werte auf Basis der Regressionsmodelle 7 und 8 für die 

einzelnen Kohorten in Ost- und Westdeutschland zur Verfügung gestellt (Abbildung 5). Hier 

lassen sich auch unter Kontrolle anderer Variablen die erwarteten Sozialisationseffekte 

feststellen. Die jüngste Kohorte im Osten unterscheidet sich signifikant von ihren Eltern und 

Großeltern in positiver Richtung, während im Westen keine Unterschiede zwischen den 

Kohorten erkennbar sind. Auf Basis der anderen Modelle sind ähnliche Bewegungen der 

vorhergesagten Werte über die Kohorten erkennbar, allerdings nie in signifikanter Art. Die 

Gesamtmenge an Befunden spricht jedoch eher für, als gegen die Annahmen des 

Sozialisationsmodells.  
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5 Diskussion  

Wachsen Ost- und Westdeutsche knapp 35 Jahre nach der Wiedervereinigung endlich durch 

die Sozialisation in einem gemeinsamen Land zusammen? In Bezug auf die 

Demokratieunterstützung kann die Antwort nach Sichtung der Ergebnisse dieses Beitrags nur 

lauten: teilweise. Ziel dieser Untersuchung war ein Test des Sozialisationsmodells mit Hilfe 

eines umfassenden Datensatzes, der es durch neueste Daten aus den Jahren 2021 und 2023 

auch erlaubt die jüngste Generation, die nach der Wiedervereinigung heranwächst, zu 

betrachten. Hierfür wurden zuerst in deskriptiven Analysen die Mittelwerte zwischen den 

Befragten in Ost- und Westdeutschland im Aggregat, in Bezug auf verschiedene 

Altersgruppen und im Kohortenvergleich betrachtet. Hierbei wurde deutlich, dass nach wie 

vor Unterschiede in der generellen Demokratieunterstützung zwischen Ost- und 

Westdeutschen bestehen (H1). Zusätzlich wurde erkennbar, dass diese Unterschiede mit der 

Zeit kleiner werden, da sich die jüngeren Generationen annähern und in der jüngsten 

Generation keine Unterschiede mehr zu finden sind (H2). Damit sind die formulierten 

theoretischen Erwartungen erfüllt.  

 

Allerdings zeigte sich in der deskriptiven Analyse auch, dass dieses Zusammenwachsen 

mehrheitlich auf Bewegungen der Kohorten im Westen zurückzuführen ist und sich die 

Kohorten im Osten nicht signifikant voneinander unterscheiden. Nachfolgende 

regressionsanalytische Betrachtungen haben diese deskriptiven Ergebnisse zum Teil bestätigt, 

zum Teil aber auch Hinweise für eine Richtung des Sozialisationseffekts geliefert, wie er 

erwartet werden würde. Auch situationsbedingte Faktoren zeigten in der multivariaten 

Analyse durchaus Erklärungskraft. Die Performanzbewertung scheint also vor allem über die 

Zeit einen Einfluss auf die Demokratieunterstützung auszuüben. Erwartungen, wie sie aus 

dem Modell des lebenslangen Lernens hätten spezifiziert werden können, lassen sich durch 

die Ergebnisse dieses Beitrags dagegen nicht bestätigen. Weitere Untersuchungen in der 

Zukunft müssen zeigen, ob dieses Zusammenwachsen sich fortsetzt oder Abkehr- und 

Trennungsbewegungen erkennbar werden.  

 

Wie lassen sich diese Ergebnisse einordnen und muss man sich Sorgen um die Demokratie 

machen? Auf Basis dieser Analysen nicht. Die Unterstützungswerte sind durchgehend hoch, 

auch im Osten und auch nach der COVID-19 Pandemie, und das auch bei den jüngsten 

Generationen. Auch mit Blick auf die Debatte um die „Dekonsolidierung“ der Demokratie 

durch den Rückgang demokratischer Überzeugungen in den jüngsten Generationen, die durch 
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die Ergebnisse von Foa und Mounk (2016, 2017) angestoßen wurde, reiht sich dieser Beitrag 

eher in die Veröffentlichungen ein, die für solche Entwicklungen nur teilweise empirische 

Evidenz finden (Fernández Guzmán Grassi et al. 2024; Kriesi 2020) oder diese ganz negieren 

(Spittler 2020; Wuttke et al. 2020, 2022, 2023). Warum die jüngsten Wählerinnen und Wähler 

bei den vergangenen Landtagswahlen erstmals in großen Teilen AfD gewählt haben, lässt sich 

ohne ökologische Fehlschlüsse nicht in Gänze beantworten, hierfür müssen andere 

Erhebungen genutzt werden. Auch die Verhärtungsthese, nach der Ost und West aufgrund 

unüberbrückbarer Differenzen nie vollends zusammenwachsen könnten (Mau, 2024b), wird 

durch die Ergebnisse des Beitrags nicht gestützt.  

 

Mit Blick auf den Westen ist bemerkenswert, dass die Geburtenjahrgänge 1940-1954 und 

1955-1969 so eklatant herausstechen in ihrer positiven Demokratieunterstützung. Mit Blick 

auf das Sozialisationsargument sind die prägenden Epochen hier die Nachkriegszeit, sowie 

die Ära von Adenauer, Erhardt und Kiesinger, in der eine klare Abgrenzung zum Osten und 

dem zur Demokratie konkurrierenden Ordnungsmodell des Sozialismus stattgefunden hat. 

Dass für die nachfolgenden Generationen kein so klares Feindbild mehr Einzug in die 

Wahrnehmung und Sozialisation gefunden hat, mag die Abnahme der 

Demokratieunterstützung in diesen jüngeren Kohorten im Westen gegebenenfalls erklären 

(Sack 2017), aber auch dies ist ohne vollständige Daten nicht abschließend überprüfbar.  

 

Auch diese Analyse unterliegt spezifischen Limitationen. Zum einen sind die Instrumente für 

die Messung der diffusen politischen Unterstützung nicht ideal, auch wenn die Ergebnisse 

darauf hinweisen, dass die unterschiedlichen Indikatoren, die mehrheitlich in Befragungen 

verwendet werden, die gleichen Konstrukte zu messen scheinen. Politische Unterstützung ist 

für sich genommen ein komplexes Konstrukt, sowohl spezifisch wie diffus. Gleiches gilt für 

den Begriff der Demokratie, der vielfältige Interpretationen zulässt und je nach Auslegung 

unterschiedliche Elemente in unterschiedlicher Stärke enthalten kann. Für eine tiefergehende 

Betrachtung benötigt es daher vermutlich Instrumente, die die Demokratie und ihre generelle 

Unterstützung auf einer breiteren Basis messen (Westle 2022, S. 35). Des Weiteren betrachtet 

die vorliegende Analyse die Befragten in Ost- und Westdeutschland im Aggregat. Es lässt sich 

vermuten, dass diese Betrachtung der gegebenen Komplexität nicht gerecht wird. Auch 

innerhalb von Ostdeutschland gibt es Varianz durch verschiedene Lebensrealitäten und 

Sozialisationserfahrungen auf kleineren Ebenen. Diese gilt es zukünftig stärker in den Blick 

zu nehmen (Kötzing 2024), erste Ansätze lassen sich hier durch Analysen auf Ebene der 
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Bundesländer bereits finden (Reiser et al. 2023). Eine letzte Limitation, die der Beitrag mit 

anderen Analysen teilt, die Ost- und Westdeutsche vergleichen, ist die Messung der 

Zugehörigkeit durch den aktuellen Wohnort während der Befragung. Diese Messung blendet 

die innerdeutsche Mobilität sowie mögliche Zuwanderungserfahrungen weitestgehend aus. 

Gerade mit Blick auf die Untersuchung von Sozialisationserfahrungen sollte auch vermehrt 

nach der Herkunft der Eltern, der primären Örtlichkeit des Auf- und Heranwachsens und 

ähnlichen Größen gefragt werden, wenn Ost- und Westdeutsche in ihren Einstellungen 

miteinander verglichen werden.  
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Titel und Bildunterschriften der Abbildungen  

 

Abbildung 1: Entwicklung der Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-

2023  

 

Ausgewiesen sind die gerundeten Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit auf der 

standardisierten Skala von 0-100 für Befragte in Ost- und Westdeutschland und die 

zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle. Datenbasis: DFG-Wahlstudie 1998, 2002; ALLBUS 

2008, 2018, 2023; European Social Survey 2012, 2021; World Values Survey 2006, 2013, 

2017. Eigene Berechnungen.  

 

 

 

 

Abbildung 2: Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-2023 für 

spezifische Altersgruppen  

 

Ausgewiesen sind die gerundeten Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit auf der 

standardisierten Skala von 0-100 für Befragte in Ost- und Westdeutschland und die 

zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle für spezifische Altersgruppen. Datenbasis: DFG-

Wahlstudie 1998, 2002; ALLBUS 2008, 2018, 2023; European Social Survey 2012, 2021; 

World Values Survey 2006, 2013, 2017. Eigene Berechnungen.  

 

 

 

 

Abbildung 3: Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-2023, 

Kohortenvergleich der Mittelwerte für 10 Befragungszeitpunkte  

 

Ausgewiesen sind die gerundeten Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit auf der 

standardisierten Skala von 0-100 für Befragte in Ost- und Westdeutschland und die 

zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle für spezifische Kohorten. Datenbasis: DFG-Wahlstudie 

1998, 2002; ALLBUS 2008, 2018, 2023; European Social Survey 2012, 2021; World Values 

Survey 2006, 2013, 2017. Eigene Berechnungen.  
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Abbildung 4: Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-2023, 

Kohortenvergleich der Mittelwerte kumuliert für Survey-Programme  

 

Ausgewiesen sind die gerundeten Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit auf der 

standardisierten Skala von 0-100 für Befragte in Ost- und Westdeutschland und die 

zugehörigen 95%-Konfidenzintervalle für spezifische Kohorten. Datenbasis: DFG-Wahlstudie 

1998, 2002; ALLBUS 2008, 2018, 2023; European Social Survey 2012, 2021; World Values 

Survey 2006, 2013, 2017. Eigene Berechnungen.  

 

 

 

 

Abbildung 5: Vorhergesagte Werte der Demokratieunterstützung auf Basis der 

Regressionsmodelle  

 

Ausgewiesen sind die vorhergesagten, marginalen Werte sowie deren 95%-

Konfidenzintervalle für die Demokratieunterstützung auf Basis der Modelle 7 und 8 aus  

Tabelle 3. Datenbasis: European Social Survey 2012, 2021; World Values Survey 2006, 2013, 

2017. Eigene Berechnungen.  
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Tabelle 1: Zusammenfassung der Itemformulierungen zur Demokratieunterstützung, 

Antwortskalen und Survey-Daten mit Jahren  

 
 

 Itemformulierung Antwortskala Befragung, Jahr 

Wie wichtig ist es für Sie, 

in einem Land zu leben, 

das demokratisch regiert 

wird?  

 

11-stufige Skala von 0 „überhaupt nicht 

wichtig“) bis 10 („äußerst wichtig“); zusätzlich 

„weiß nicht“  

 

European Social Survey, 2012, 

2021  

 

 10-stufige Skala von 1 („überhaupt nicht 

wichtig“) bis 10 („absolut wichtig“); zusätzlich 

„weiß nicht“  

 

World Values Survey, 2006, 

2013, 2017  

 

Wie sehr sind Sie 

grundsätzlich für oder 

gegen die Idee der 

Demokratie?  

6-stufige Skala mit den Antwortmöglichkeiten 

„Sehr für die Idee der Demokratie“, „Ziemlich 

für die Idee der Demokratie“, „Etwas für die Idee 

der Demokratie“, „Etwas gegen die Idee der 

Demokratie“, „Ziemlich gegen die Idee der 

Demokratie“ und „Sehr gegen die Idee der 

Demokratie“; zusätzlich „Kann ich nicht sagen“ 

und „keine Angabe“  

 

ALLBUS, 2008 (ZA4602), 

2018 (ZA5273), 2023 

(ZA8831)  

 

Was würden Sie, im 

Vergleich zu anderen 

Staatsideen, zur Idee der 

Demokratie sagen?  

 

6-stufige Skala von 1 („beste vorstellbare 

Staatsidee“) bis 6 („schlechteste vorstellbare 

Staatsidee“); zusätzlich „weiß nicht“ und 

„Antwort verweigert“  

 

Politische Einstellungen, 

politische Partizipation und 

Wählerverhalten im vereinigten 

Deutschland, 1998 (ZA3066), 

2002 (ZA3861)  

 

 6-stufige Skala von 1 („schlechteste vorstell- 

bare Staatsidee“) bis 6 („beste vorstellbare 

Staatsidee“); zusätzlich „keine Angabe“  

GLES Langfrist- Online-

Tracking, 2009 (ZA5336), 

2010 (ZA5342), 2011 

(ZA5346), 2013 (ZA5753), 

2015 (ZA5729), 2017 

(ZA6817)  
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Tabelle 2: Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-2023, Mittelwerte 

und Differenzen für 16 Befragungen  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Jahr West: Mittelwert (Fallzahl) 

Mm, 

Ost: Mittelwert (Fallzahl) Differenz Survey 

1998 87 (2133) 

85 (2131) 

91 (979) 

91 (2325) 

74 (1005) 

77 (924) 

76 (999) 

92 (1943) 

91 (1024) 

81 (2133) 

82 (818) 

95 (1270) 

87 (866) 

92 (2354) 

93 (7240) 

91 (2421) 

76 (1050) 11 DFG 

2002 85 (2131) 71 (1013) 14 

 
DFG 

2006 91 (979) 88 (1067) 3 WVS 

2008 91 (2325) 83 (1038) 7 ALLBUS 

2009 74 (1005) 66 (102) 8 GLES 

2010 77 (924) 66 (182) 10 GLES 

2011 76 (999) 68 (119) 8 GLES 

2012 92 (1943) 85 (1007) 7 ESS 

2013 91 (1024) 85 (1006) 6 WVS 

2013 81 (2133) 74 (264) 7 GLES 

2015 82 (818) 76 (197) 6 GLES 

2017 95 (1270) 91 (250) 4 WVS 

2017 87 (866) 80 (196) 7 GLES 

2018 92 (2354) 88 (1078) 4 ALLBUS 

2021 93 (7240) 88 (1383) 5 ESS 

2023 91 (2421) 88 (1159) 3 ALLBUS 

Ausgewiesen sind die gerundeten Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit auf der 

standardisierten Skala von 0-100 für Befragte in Ost- und Westdeutschland, sowie die jeweilige 

Differenz innerhalb des Befragungsjahres. Datenbasis: DFG-Wahlstudie 1998, 2002; ALLBUS 

2008, 2018, 2023; GLES 2009, 2010, 2011, 2013, 2015, 2017; European Social Survey 2012, 

2021; World Values Survey 2006, 2013, 2017. Eigene Berechnungen.  
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Tabelle 3: Demokratieunterstützung in Ost- und Westdeutschland 1998-2023, 

Regressionsergebnisse  

 Demokratieunterstützung 

 Alle Indikatoren 6-stufig 11-stufig 

 1: Ost 2: West 3: Ost 4: West 5: Ost 6: West 7: Ost 8: West 

Vor 1939 -1.15 -1.20** -0.34 -0.53 -1.12 -0.93 0.23 -1.81** 

1955-1969 -0.61 0.54 -0.26 1.05** 0.21 1.29** -0.46 0.85 

1970-1984 -0.83 -0.54 -0.65 0.16 0.12 -0.25 -0.43 0.06 

1985-1997 -0.76 1.93* -0.72 2.26** -0.05 1.77 0.24 -0.47 

Nach 1997 2.53 5.22*** 3.58 5.86*** 2.13 5.00** 8.87** 0.43 

Befragungsjahr 0.51*** 0.29*** 0.40*** 0.19*** 0.39*** 0.03 0.02 0.22*** 

Alter 0.14 0.30*** 0.16* 0.30*** 0.06 0.26*** 0.39** 0.07 

Alter (quadriert) -0.00 -0.00*** -0.00 -0.00*** 0.00 -0.00 -0.00** -0.00 

Demokratiezufriedenheit   0.20*** 0.21*** 0.19*** 0.22*** 0.18*** 0.17*** 

Zufriedenheit mit wirtschaftl. Sit. 

 

  0.03*** 0.04*** 0.07*** 0.08*** 0.01 0.01 

Politisches Interesse   0.11*** 0.09*** 0.12*** 0.09*** 0.10*** 0.08*** 

Geschlecht   -0.34 1.06*** -1.01** 0.56* 0.27 1.57*** 

Schulabschluss    1.96*** 2.24*** 2.06*** 2.23*** 1.97*** 1.67*** 

Konstante -957.7*** -506.3*** -751.9*** -326.5*** -732.1*** -17.00 4.82 -382.1*** 

Observations 11033 28916 10500 27040 6049 15638 4451 11402 

R2 0.05 0.04 0.16 0.19 0.18 0.19 0.11 0.15 

Korr. R2 0.05 0.04 0.16 0.19 0.18 0.19 0.11 0.15 

OLS-Regressionen, unstandardisierte Koeffizienten, robuste Standardfehler (nicht ausgewiesen), 

Signifikanzniveaus: ∗ p < 0.05, ∗∗ p < 0.01, ∗∗∗ p < 0.001 Datenbasis: DFG-Wahlstudie 1998, 2002; ALLBUS 

2008, 2018, 2023; GLES 2009, 2010, 2011, 2013, 2015, 2017; European Social Survey 2012, 2021; World 

Values Survey 2006, 2013, 2017. Eigene Berechnungen.  

 

 
 

 

Tabelle 3 Click here to access/download;Table;Tab3.docx

113



60
70

80
90

10
0

19
98

20
02

20
06

20
08

20
12

20
13

20
17

20
18

20
21

20
23

Demokratieunterstützung (Mittelwerte)

West Ost

Abbildung 1 Click here to access/download;Figure;Abb1.eps

114



1998

2002

2006

2008

2012

2013

2017

2018

2021

2023

B
ef

ra
gu

ng
sz

ei
tp

un
kt

60 70 80 90 100

Über 30−jährige

60 70 80 90 100

15 bis 30−jährige

Demokratieunterstützung (Mittelwerte)

West Ost

Abbildung 2 Click here to access/download;Figure;Abb2.eps

115



Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

1998

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2002

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2006

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2008

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2012

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2013

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2017

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2018

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2021

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

2023

Demokratieunterstützung (Mittelwerte)

West Ost

Abbildung 3 Click here to access/download;Figure;Abb3.eps

116



Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

DFG−Wahlstudien

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

WVS

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

ESS

Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997

60 70 80 90 100

ALLBUS

Demokratieunterstützung (Mittelwerte)

West Ost

Abbildung 4 Click here to access/download;Figure;Abb4.eps

117



Vor 1939

1940−1954

1955−1969

1970−1984

1985−1997

Nach 1997
60 70 80 90 100

Ost

60 70 80 90 100

West

Demokratieunterstützung (vorhergesagte Werte)

Abbildung 5 Click here to access/download;Figure;Abb5.eps

118



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Es wächst zusammen. Die Entwicklung der Demokratieunterstützung in Ost- und 

Westdeutschland von 1998-2023.  
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Gewinnen, Verlieren und lokale Betroffenheit bei 
Volksabstimmungen: Auswirkungen auf die 
Demokratiezufriedenheit im zeitlichen und räumlichen Vergleich

Benjamin C. Sack

Abstract: Previous studies show that direct democracy would enhance satisfaction with 
democracy. Deeper investigations of this relationship are rare, though. Especially questions 
regarding the individual participation, or the winning and losing of a referendum, as well as 
the local concern of its result and questions with respect to long-term stability of these ef-
fects remain unanswered. In this paper, I close this research gap. Doing so, I analyze pooled 
cross sectional data from 2011 to 2014 which was gathered in the context of a referendum 
in the German city Stuttgart. The results show a positive impact on satisfaction with democ
racy of both, the attendance and the winning of the referendum. These effects are reinforced 
by a rising local concern. None of the effects show long-term stability.

Keywords: Direct democracy, satisfaction with democracy, winners and losers, local con-
cern, Stuttgart 21

Schlagworte: Direkte Demokratie, Demokratiezufriedenheit, Gewinnen und Verlieren, 
lokale Betroffenheit, Stuttgart 21

1.	 Einleitung1

Seit Jahrzehnten prägen abnehmende Wahlbeteiligung, politische Entfremdung, 
steigendes Misstrauen gegenüber Politikern und Parteien sowie eine sinkende Zu-
friedenheit mit der Demokratie den politischen Prozess auf der Input-Seite (Finif-
ter 1970; Nachmias 1974; Norris 1999, 2011). Daneben, und teilweise in diesen 
negativen Entwicklungen begründet, steigt die Nutzungsrate unkonventioneller, 
non-elektoraler politischer Partizipation (Barnes et al. 1979; Dalton 2004; Kaase 
2011). Zu dieser Steigerung gehören auch die Forderung nach direktdemokrati-
schen Entscheidungsverfahren und deren Etablierung (Scarrow 2003). Dabei wird 
sowohl in der öffentlichen Debatte als auch in der politischen Theorie sowie der 
empirischen Einstellungs- und Partizipationsforschung angenommen, dass mehr 
direkte Demokratie zu einer höheren politischen Unterstützung führt. Argumen-
tiert wird hierbei, dass durch mehr Mitsprache und Integration der Entfrem-

1	 Für die vielen konstruktiven Hinweise und hilfreichen Anmerkungen danke ich vor allem den 
beiden anonymen GutachterInnen der PVS sowie Simon R. Bauer, Thorsten Faas, Corinna Kröber, 
Nils D. Steiner, Sven Vollnhals und den TeilnehmerInnen der Jahrestagung des Arbeitskreises 
„Wahlen und politische Einstellungen“ der DVPW am 11. und 12. Juni 2015 in Düsseldorf. Die 
Daten, die im Rahmen des Aufsatzes ausgewertet wurden, stammen aus einem Projekt, das durch 
das Staatsministerium Baden-Württemberg finanziert und unter Leitung von Prof. Dr. Thorsten 
Faas und Prof. Dr. Rüdiger Schmitt-Beck am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozialfor-
schung (MZES) durchgeführt wurde.
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dungsprozess gestoppt und umgekehrt werden könne, womit letztlich die Unter-
stützung des politischen Systems und seiner Akteure gestärkt werde.

Die Auswirkungen der Teilnahme an direktdemokratischen Entscheidungspro-
zessen auf einzelne Dimensionen politischer Unterstützung sind deshalb seit 
jüngster Zeit ein relevanter Forschungsgegenstand. So wurde untersucht, ob die 
Möglichkeit direkter Beteiligung und deren Nutzung dazu führen, dass politische 
Unzufriedenheit abgebaut wird (Bernauer u. Vatter 2012; Bühlmann 2007; Olken 
2010; Stadelmann-Steffen u. Vatter 2012), dass politisches Vertrauen erhöht wird 
(Bauer u. Fatke 2014; Citrin 1996; Dyck 2009) oder ob beides geschieht (Hug 
2005). Aufgrund der jungen Tradition fällt der Forschungsstand heterogen aus: Es 
finden sich teils eindeutige, aber auch widersprüchliche Ergebnisse sowie Null
befunde. Zwar weist die Mehrzahl der Ergebnisse in die von den Befürwortern 
direkter Demokratie postulierte Richtung. Jedoch fehlen Untersuchungen, die dif-
ferenziert nach den einzelnen Faktoren fragen, welche dem positiven Einfluss 
direkter Demokratie auf politische Unterstützung zugrunde liegen. Welche Rolle 
spielen etwa der Gewinn oder der Verlust einer Abstimmung sowie die lokale Be-
troffenheit durch deren Ergebnis? Auch ob der Einfluss direkter Demokratie auf 
einzelne Aspekte politischer Unterstützung zeitlich stabil ist, ist ungeklärt. Han-
delt es sich um dauerhafte Effekte, die die politische Unterstützung nachhaltig 
erhöhen, oder sinkt die Unterstützung nach der Beteiligung an einem direktdemo-
kratischen Verfahren zurück auf das Ursprungsniveau? Über diese Fragen hinaus 
wurde in bisherigen Untersuchungen nicht die direkte, individuelle Teilnahme an 
einem Referendum als erklärende Variable herangezogen, was naheliegend wäre, 
sondern ausschließlich auf den Grad an rechtlichen Möglichkeiten oder die Nut-
zungsrate auf der Makroebene zurückgegriffen. Des Weiteren werden in den meis-
ten Fällen Länder untersucht, die bereits umfassende direktdemokratische Beteili-
gungsmöglichkeiten besitzen (vor allem die Schweiz und der US-Bundesstaat 
Kalifornien). Für Länder, in denen solche Mechanismen als Reaktion auf die stei-
gende politische Unzufriedenheit kürzlich eingeführt wurden oder vermehrt ge-
nutzt werden, fehlen Untersuchungen dieser Art. Vor dem Hintergrund abneh-
mender politischer Unterstützung in allen westlichen Demokratien und den damit 
geforderten Reformen hin zu mehr direkter Demokratie sollten jedoch vor allem 
die Auswirkungen direkter Beteiligung in Gesellschaften ohne direktdemokrati-
sche Tradition in den Fokus gerückt und untersucht werden.

Durch die Untersuchung der Einflüsse von Gewinn und Verlust einer Abstim-
mung einerseits und der lokalen Betroffenheit sowie der zeitlichen Stabilität dieser 
Effekte andererseits, sollen die genannten Forschungslücken durch diesen Betrag 
geschlossen werden. Als zentraler Aspekt politischer Unterstützung wird dabei die 
Demokratiezufriedenheit als abhängige Variable betrachtet. In Einklang mit bis-
herigen Untersuchungen argumentiere ich zunächst, dass direkte Beteiligung einen 
positiven Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit ausübt. Des Weiteren sollte 
sich der Gewinn einer Abstimmung positiv auf die Demokratiezufriedenheit aus-
wirken. Dieser Einfluss wiederum sollte durch die lokale Betroffenheit durch das 
Ergebnis der Abstimmung zusätzlich verstärkt werden, da hierdurch der Gewinn 
der eigenen Position an Bedeutung gewinnt und die Kosten einer Niederlage stei-
gen. Im Hinblick auf Erwartungen zur zeitlichen Stabilität dieser Effekte kann in 
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beide Richtungen argumentiert und einerseits eine langfristige Beständigkeit, an-
dererseits eine Abschwächung angenommen werden.

Durch die Auswertung von Daten, die im Rahmen des Projekts „Volksabstim-
mung ‚Stuttgart 21‘/ Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-Württem-
berg“ erhoben wurden, werden diese Hypothesen empirisch überprüft. Charakteris-
tisch für die Debatte um den Umbau des Stuttgarter Bahnhofs und des damit 
verbundenen Infrastrukturprojekts ‚Stuttgart 21‘ ist das gleichzeitige Auftreten von 
politischer Unzufriedenheit und der Forderung nach mehr direkter Beteiligung 
(Thaa 2013, S. 5-7). Die endgültige Entscheidung über den Umbau des Bahnhofs 
wurde nach teils sehr heftigen und lang andauernden Protesten zunächst innerhalb 
eines Schlichtungsverfahrens und abschließend in einer Volksabstimmung getroffen, 
die am 27.11.2011 stattfand (Gabriel et al. 2014). Zur Beantwortung der oben 
aufgeworfenen Forschungsfragen werden gepoolte Querschnittsdaten aus insge-
samt fünf Befragungswellen – eine vor und vier nach der Volksabstimmung – de-
skriptiv und unter Kontrolle von Drittvariablen regressionsanalytisch untersucht. 
Zusätzlich werden mit Stichproben der Stuttgarter Bevölkerung einerseits und 
Stichproben der Bevölkerung Baden-Württembergs andererseits Gruppen vergli-
chen, die sich in der lokalen Betroffenheit der Baumaßnahme unterscheiden.

Die Analyse zeigt, dass sowohl die Teilnahme als auch der Gewinn einer Ab-
stimmung einen positiven Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit aufweisen, 
allerdings in Abhängigkeit von der lokalen Betroffenheit. Dabei wird vor allem 
der Effekt des Gewinns durch die lokale Betroffenheit verstärkt. Als zeitlich stabil 
erweist sich weder der positive Einfluss der Teilnahme noch der des Gewinns. 
Vielmehr nähern sich Teilnehmer und Nicht-Teilnehmer sowie Gewinner und Ver-
lierer der Volksabstimmung im Zeitverlauf hinsichtlich des Niveaus der Demo-
kratiezufriedenheit wieder einander an. Die Ergebnisse lassen somit vermuten, 
dass einmalig durchgeführte direkte Abstimmungen keinen langfristigen positiven 
Einfluss auf die politische Unterstützung ausüben.

2.	 Direkte Demokratie und Demokratiezufriedenheit: Theoretisches Konzept, 
Forschungsstand und Hypothesen

In den vergangenen Jahrzehnten wurden mehrfach Befunde vorgelegt, die eine Ab-
nahme politischer Unterstützung in den westlichen Demokratien bescheinigen 
(Dalton 2004; Norris 1999). Einer der am häufigsten genannten Vorschläge zur 
Revitalisierung dieser gesunkenen politischen Unterstützung ist die stärkere Einbe-
ziehung der Bevölkerung in politische Entscheidungen, etwa durch mehr Mitspra-
chemöglichkeiten oder den Ausbau direktdemokratischer Beteiligungsverfahren 
(Barber 1984; Fishkin 1995; Pateman 1970). Politische Unterstützung wird hierbei 
als mehrdimensionales Konzept verstanden, innerhalb dessen traditionell nach 
Easton (1965, 1975) zwischen diffuser und spezifischer Unterstützung unterschie-
den werden kann. In dieser klassischen Terminologie ist die diffuse Unterstützung 
für die Stabilität eines politischen Systems die relevantere, da sich diese nur lang-
sam verändert und eine generalisierte Form von Unterstützung des Regimes dar-
stellt. Entsprechend ist die spezifische Unterstützung abhängig von den Outputs 
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des Systems, bezieht sich vor allem auf die Autoritäten und ist somit kurzfristiger 
Natur, da sich Outputs ebenso schnell verändern können (Easton 1965, S. 273).

Einer der am häufigsten verwendeten Indikatoren zur Messung politischer Un-
terstützung stellt die Demokratiezufriedenheit dar. Gleichwohl ist nicht eindeutig 
geklärt auf welcher Ebene politischer Unterstützung dieser Indikator einzuordnen 
ist (Canache et al. 2001; Linde u. Ekman 2003). Zum einen wird häufig postuliert, 
dass hierdurch die Unterstützung des Regimes und insbesondere dessen Struktur 
ausgedrückt werden, zum anderen wird argumentiert, dass darunter die Bewertung 
der Performanz und der Outputs zu verstehen sind. In Anlehnung an Norris (1999, 
S. 11) kann der Indikator als Zufriedenheit mit der Performanz des Regimes, sei-
nen Outputs und damit den Ergebnissen des politischen Prozesses in der Mitte des 
Kontinuums zwischen diffuser und spezifischer Unterstützung eingeordnet werden.

In bisherigen Untersuchungen wird häufig ein positiver Einfluss direktdemo-
kratischer Beteiligungsverfahren, sowohl ihrer Existenz als auch der Frequenz ih-
rer Nutzung, auf die Demokratiezufriedenheit unterstellt. Maßgeblich hierfür sind 
zwei theoretische Argumente. So wird betont, dass direkte Beteiligungsmöglich-
keiten als zusätzliches Kontrollinstrument wirken können und die Dialogmöglich-
keiten zwischen Bevölkerung und Regierenden erweitert werden (Bühlmann 
2007; Stadelmann-Steffen u. Vatter 2012). Zusätzlich wird davon ausgegangen, 
dass eine größere Fairness durch einen breiteren Zugang zum Entscheidungsraum 
erreicht wird, wodurch sich die Inklusion erhöht. Zudem steigert ein pluralisti-
scher Interessenausgleich die Wahrnehmung, dass eigene Ziele bei verschiedenen 
Initiativen unterstützt werden können – selbst bei grundsätzlich verschiedener In-
teressenlage (Bühlmann 2007, S. 224-226).

In Zusammenhang mit diesem Kontrollargument wird zusätzlich über die Inter
essenlage des Medianwählers argumentiert: Da Politikerinnen und Politiker durch 
die stärkere Kontrolle gezwungen sind Maßnahmen umzusetzen, die sich stärker 
an den Interessen des Medianwählers orientieren, nähern sich durch direkte 
Partizipationsmöglichkeiten policy outcomes im Durchschnitt an dessen Wünsche 
und Bedürfnisse an (Hug 2004; Hug 2005, S. 478; Stadelmann-Steffen u. Vatter 
2012, S. 538; Bernauer u. Vatter 2012, S. 441-443). Dieser positive Einfluss direkt-
demokratischer Beteiligung auf die Demokratiezufriedenheit zeigt sich zum Teil in 
Ergebnissen bisheriger Untersuchungen. Sowohl vergleichende Arbeiten (Bernauer 
u. Vatter 2012) wie auch Fallstudien (Hug 2005; Stadelmann-Steffen u. Vatter 
2012; Olken 2010) berichten positive Auswirkungen der rechtlichen Verankerung 
direkter Demokratie und ihrer Nutzungsrate auf die Demokratiezufriedenheit. 
Daneben gibt es Untersuchungen, die diesen Einfluss nicht bestätigen können 
(Bühlmann 2007).2 Aus den theoretischen Überlegungen und dem bisherigen For-
schungsstand lässt sich somit eine erste Hypothese ableiten:

2	 Auch verwandte Indikatoren zur Messung politischer Unterstützung waren Gegenstand vergange-
ner Untersuchungen. So wurde wiederholt gezeigt, dass sich direkte Demokratie beispielsweise 
positiv auf die wahrgenommene Responsivität des politischen Systems (external efficacy) auswirkt 
(Bowler u. Donovan 2002; Smith u. Tolbert 2004). Effekte auf das politische Vertrauen konnten 
dagegen entweder nicht nachgewiesen werden (Citrin 1996) oder es wurde gezeigt, dass die Bezie-
hung zwischen beiden Variablen davon abhängig ist ob Beteiligungsmöglichkeiten oder die Nut-
zungsrate als erklärende Faktoren herangezogen werden (Bauer u. Fatke 2014).
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Hypothese 1: Die Teilnahme an einem direktdemokratischen Beteiligungs-
verfahren führt zu einer höheren Zufriedenheit mit der Demokratie.

Ob der „Gewinn“ oder der „Verlust“ eines Referendums, also die Zugehörigkeit 
zur Mehrheit oder zur Minderheit der Abstimmenden, einen Einfluss auf die De-
mokratiezufriedenheit hat, und wenn ja welchen, ist bisher ungeklärt. Aus Unter-
suchungen zum Einfluss des Gewinns oder Verlusts von Wahlen auf die Zufrie-
denheit mit der Demokratie lassen sich jedoch theoretische Annahmen ableiten, 
die für Überlegungen zum Effekt des Gewinns direkter Abstimmungsverfahren 
herangezogen werden können. So wurde argumentiert und empirisch bestätigt, 
dass Gewinner von Wahlen zufriedener mit der Demokratie sind, da diese stärker 
davon ausgehen können, dass die gewählten Repräsentanten und die Regierung in 
ihrem Interesse handeln. Die Interessen der Verlierer dagegen sind nicht in der 
Regierung vertreten und diese misstrauen daher den machthabenden Repräsen-
tanten mehr (Anderson u. Guillory 1997; Blais u. Gélineau 2007). Die theoreti-
sche Argumentation lässt sich unmittelbar auf den Fall direkter Beteiligung 
übertragen: Da bei einem Gewinn die Alternative durchgesetzt wird, die man 
selbst bevorzugt – bei einer Niederlage dagegen das eigene Interesse nicht mehr 
berücksichtigt wird – sollte die Demokratiezufriedenheit bei Gewinn der Abstim-
mung steigen. Daraus lässt sich die zweite Hypothese ableiten:

Hypothese 2: Der Gewinn einer direkten Abstimmung führt zu einer höhe-
ren Zufriedenheit mit der Demokratie.

Ein Einflussfaktor, der die zuvor postulierten Effekte verstärken sollte – den der 
Teilnahme und den des Gewinns auf die Demokratiezufriedenheit – ist die lokale 
Betroffenheit durch eine Maßnahme, über die im Rahmen eines direktdemokrati-
schen Verfahrens entschieden wird. Es ist anzunehmen, dass die räumliche Entfer-
nung von dem Ort, an dem ein Infrastrukturprojekt umgesetzt werden soll und 
über das im Rahmen eines Referendums entschieden wird, die persönliche Betrof-
fenheit der Umsetzung dieser politischen Entscheidung beeinflusst. Bei größerer 
Entfernung sinken die Kosten der Niederlage einer direkten Abstimmung über die 
Baumaßnahme (Vatter u. Heidelberger 2012, S. 321) und der Gewinn des Refe-
rendums ist damit ebenfalls von geringerer Bedeutung. Zusätzlich ist die emotio-
nale Bindung an eine politische Entscheidung größer, wenn man direkt von deren 
Konsequenzen betroffen und lokal eingebunden ist. Auch Veränderungen, die sich 
durch Entscheidungen ergeben, sind für direkt Betroffene sichtbarer als für Bevöl-
kerungsteile, die räumlich distanziert sind.

Empirische Untersuchungen zum Abstimmungsverhalten bei der Volksabstim-
mung zu ‚Stuttgart 21‘ zeigen, dass die geographische Nähe und die damit ver-
bundene Abwägung von Vor- und Nachteilen, also von Nutzen und Kosten, einen 
erheblichen Einfluss auf die Entscheidung für oder gegen das Bauprojekt hatten 
(Vatter u. Heidelberger 2013; Schäfer et al. 2012). So war die Ablehnung vor al-
lem in den besonders betroffenen Stadtbezirken hoch. Die geographische Nähe 
spielte also im Abstimmungsverhalten eine wesentliche Rolle. Damit ist es auch 
plausibel anzunehmen, dass die lokale Betroffenheit einen Einfluss auf den Effekt 
der Teilnahme und auf das Interesse des Ausgangs einer direkten Abstimmung 
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ausübt. Zusammengenommen sollte also das Interesse am Ausgang einer Abstim-
mung mit einer zunehmenden lokalen Betroffenheit steigen. Mit einer abnehmen-
den lokalen Betroffenheit sollten das Interesse und somit die Relevanz zu den 
Gewinnern oder Verlieren zu gehören dagegen sinken. Somit ergeben sich zwei 
weitere Hypothesen:

Hypothese 3a: Wenn die lokale Betroffenheit niedrig ist, steigt der Einfluss 
der Teilnahme an einer direkten Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der 
Demokratie.
Hypothese 3b: Wenn die lokale Betroffenheit hoch ist, steigt der Einfluss 
des Gewinns einer direkten Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der De-
mokratie.

Wie der Einfluss von Gewinn und Niederlage sowie der lokalen Betroffenheit, 
wurde die Frage zur zeitlichen Perspektive dieser postulierten Effekte und somit 
zu deren Stabilität, bisher nicht untersucht. Aus diesem Grund kann weder auf 
vorhandene theoretische Überlegungen noch auf empirische Ergebnisse zur Hypo-
thesengenerierung zurückgegriffen werden. Da bei allen bisher postulierten Hypo-
thesen von einem positiven Einfluss ausgegangen wird, sollte auch für alle bisher 
betrachteten Effekte der jeweils gleiche zeitliche Effekt angenommen werden. Da-
bei kann bezüglich der langfristigen Stabilität grundsätzlich in zwei Richtungen 
argumentiert werden.

Es gibt einerseits theoretische Argumente, die dafür sprechen, dass die positi-
ven Auswirkungen direkter Beteiligung auf die Demokratiezufriedenheit zeitlich 
stabil sein sollten. So bleibt das policy outcome, also die endgültige Entscheidung, 
unverändert, sofern nicht erneut darüber abgestimmt wird. Dies ist jedoch nicht 
anzunehmen, da eine direkte Abstimmung meist als letztes Instrument zur Ent-
scheidungsfindung verwendet wird. Somit sollte das Gefühl zu den Gewinnern 
der Abstimmung zu gehören erhalten bleiben. Dies sollte vor allem dann der Fall 
sein, wenn die policy-Maßnahme umgesetzt wird, da die Umsetzung zeitlich nach 
der Abstimmung geschieht. Auch die neu erworbenen Dialogmöglichkeiten, die 
Wahrnehmung größerer Fairness und des zusätzlichen Kontrollinstruments soll-
ten dazu führen, dass der Effekt auf die Demokratiezufriedenheit dauerhaft stabil 
bleibt. Dies ist das zugrundeliegende und zentrale Argument der Befürworter di-
rekter Demokratie: Dass zusätzliche Dialogmöglichkeiten und der Einbezug der 
Bevölkerung zu einer steigenden politischen Unterstützung führen (Dalton et al. 
2003). Aus diesen Überlegungen ergibt sich die folgende Hypothese:

Hypothese 4a: Der Einfluss der Teilnahme und des Gewinns einer direkten 
Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie sind zeitlich stabil.

Andererseits kann auch entgegengesetzt argumentiert werden. Denn ebenso plau-
sibel ist die Annahme, dass mit dem Verschwinden der Aktualität der Maßnahme, 
über die abgestimmt wurde, auch die Wahrnehmung und die kognitive Verfügbar-
keit dieses issues verschwindet. Dies sollte somit in der Bewertung der Demokra-
tie an Gewicht verlieren. Es kann also von einem nachlassenden priming-Effekt 
ausgegangen werden (Zaller 1992). Dies sollte insbesondere der Fall sein, wenn 
nur eine einzelne direkte Abstimmung stattfindet und mehr direkte Demokratie 
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nicht die Folge einer grundlegenden institutionellen Veränderung des politischen 
Systems darstellt. Dies würde somit für einen „Strohfeuer-Effekt“ sprechen, der 
dazu führt, dass die Unterschiede in der Demokratiezufriedenheit mit der Zeit 
wieder auf ihr Ursprungsniveau zurückgehen – sowohl zwischen Teilnehmern und 
Nicht-Teilnehmern als auch zwischen Gewinnern und Verlierern. Somit lässt sich 
die letzte zu überprüfende Hypothese ableiten:

Hypothese 4b: Der Einfluss der Teilnahme und des Gewinns einer direkten 
Abstimmung auf die Zufriedenheit mit der Demokratie ist zeitlich nicht 
stabil.

3.	 Datenbasis, Operationalisierung und Forschungsdesign

Grundlage der empirischen Analyse sind Daten, die im Rahmen des Projekts 
„Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in 
Baden-Württemberg“ gewonnen wurden, das anschließend an die „Wahlstudie 
Baden-Württemberg“ durchgeführt wurde. ‚Stuttgart 21‘ bezeichnet das Infra-
strukturprojekt der Deutschen Bahn, das unter anderem den Umbau des Stuttgar-
ter Bahnhofs zum Ziel hat. Gegen dieses Projekt regte sich von Beginn an Protest 
innerhalb der Stuttgarter Bevölkerung, der mit dem Baubeginn im Jahr 2010 stär-
kere Ausmaße annahm und im November 2010 in gewalttätigen Auseinanderset-
zungen zwischen Demonstranten und Polizei mündete. Der Wahlkampf der dar-
auffolgenden Landtagswahl vom März 2011 wurde durch diese Ereignisse, und 
vor allem durch das von SPD und Grünen unterstützte und geplante Referendum 
zur Abstimmung über den Umbau des Bahnhofs, stark beeinflusst und begleitet. 
Nach dem Gewinn der Landtagswahl durch Grüne und SPD und der anschließen-
den Regierungsbildung fand die geplante Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21‘ am 
27. November 2011 statt und beendete den politischen Konflikt mit der Entschei-
dung den Bahnhof wie geplant umzubauen.3

Innerhalb der „Studie zur Meinungsbildung, Entscheidungsfindung und Legiti-
mität politischer Entscheidungen anlässlich der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 
21’“ wurden in mehreren Wellen Telefonbefragungen durchgeführt, bei denen in 
regelmäßigen Abständen vor und nach der Volksabstimmung zufallsbasierte 
Stichproben der wahlberechtigten Bevölkerung Baden-Württembergs und Stutt-
garts in Form von Querschnitten befragt wurden. Die erste Befragung, auf die 
zurückgegriffen wird, fand kurz vor der Volksabstimmung statt (4.11.2011 bis 
18.11.2011). Im anschließenden Zeitraum wurden weitere Befragungen durchge-
führt, die Gegenstand der folgenden Analyse sind. Zum einen direkt im Anschluss 
an die Volksabstimmung (November/Dezember 2011) und jeweils circa ein Jahr 
(August/September 2012), zwei Jahre (Juli/August 2013) sowie drei Jahre (Au-
gust/September 2014) danach.4

3	 Für eine inhaltliche Zusammenfassung und kritische Betrachtung der Ereignisse rund um ‚Stutt-
gart 21‘ sei an dieser Stelle auf den Beitrag von Thaa (2013) verwiesen. 

4	 Bezüglich der Verteilung der soziodemographischen Merkmale Alter und Bildung gibt es einige 
Verzerrungen, die jedoch nicht über das bei Telefonumfragen übliche Ausmaß hinausgehen, wo-
durch bei den Befragungen von keiner problematischen selektiven Beteiligung auszugehen ist.
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Demokratiezufriedenheit, die abhängige Variable der Untersuchung, kann über 
fast alle Befragungszeitpunkte konsistent operationalisiert werden. Bis einschließ-
lich 2013 wurden die Befragten nach ihrer Zustimmung zur Aussage „Mit dem 
Funktionieren der Demokratie in Baden-Württemberg bin ich sehr unzufrieden.“ 
gefragt und konnten auf einer fünf-stufigen Skala von „Stimme voll und ganz zu“ 
bis „Stimme überhaupt nicht zu“ antworten. In der Befragung 2014 wurde statt-
dessen folgendes Item zur Messung der Demokratiezufriedenheit verwendet: 
„Und sind Sie mit dem Funktionieren der Demokratie hier in Baden-Württemberg 
sehr zufrieden, eher zufrieden, teils zufrieden/teils unzufrieden, eher unzufrieden 
oder sehr unzufrieden?“

Die Befragten wurden in den Wellen nach der Volksabstimmung gebeten anzu-
geben, ob sie sich an der Abstimmung beteiligt haben. Diese Angabe dient als 
erste zentrale erklärende Variable. Hierdurch kann zwischen Befragten unter-
scheiden werden, die an einem direktdemokratischen Entscheidungsverfahren 
partizipiert haben, und solchen, die dies nicht taten.5 Da zusätzlich Daten der 
Befragungen vor der Volksabstimmung verwendet werden, kann hier nicht auf 
diese Frage zurückgegriffen werden, da zum Zeitpunkt der Befragung diese Ab-
stimmung noch bevorstand. Als bestmögliche Annäherung an die Messung der 
Teilnahme in der Befragung vor der Volksabstimmung verwende ich die Frage 
nach der Teilnahmeabsicht. Hier wurde gefragt: „Werden Sie an der Volksabstim-
mung zum S 21-Kündigungsgesetz bestimmt teilnehmen, wahrscheinlich teilneh-
men, vielleicht teilnehmen, wahrscheinlich nicht oder bestimmt nicht teilneh-
men?“ Befragten, die angaben, dass sie „bestimmt teilnehmen“, wird eine starke 
Teilnahmeabsicht zugeschrieben. Diese können somit als potenzielle und sehr 
wahrscheinliche Teilnehmer identifiziert werden. Befragte, die angaben, „wahr-
scheinlich“, „vielleicht“, „wahrscheinlich nicht“ oder „bestimmt nicht“ an der 
Abstimmung teilzunehmen, gelten als Nicht-Teilnehmer.6 Somit kann auf eine 
Vorher- und eine Nachher-Messung zurückgegriffen werden. Dies ermöglicht es 
ein quasi-experimentelles Design zu realisieren, bei dem die Teilnahme an der 
Volksabstimmung als Stimulus betrachtet wird und mit den Teilnehmern eine Ex-
perimentalgruppe und mit den Nicht-Teilnehmern eine Kontrollgruppe vorliegt.

Die Messung der Zugehörigkeit zu den Gewinnern und den Verlierern des Refe-
rendums geschieht durch die Entscheidung der Befragten zum „S 21-Kündigungs-
gesetz“ in der Abstimmung. Auch hier unterscheidet sich naturgemäß die Messung 

5	 Die Variable wurde als Dummy codiert mit Teilnehmern (1) und Nicht-Teilnehmern (0). Bei diesen 
Angaben ist ein grundsätzliches overreporting zu beobachten. Kurz nach der Volksabstimmung 
gaben im Sample von Baden-Württemberg 78,3 Prozent an, am Referendum teilgenommen zu 
haben. Dieser Anteil reduziert sich über die Zeit (2012: 62,1 Prozent; 2013: 51,7 Prozent; 2014: 
48,2 Prozent) und erreicht das Niveau des tatsächlich an der Volksabstimmung teilgenommenen 
Anteils von 48,3 Prozent. Ähnliches gilt für das Sample aus Stuttgart (2011: 90,3 Prozent; 2012: 
81,6 Prozent; 2013: 81,9 Prozent; 2014: 74,9 Prozent. Tatsächliche Teilnahmequote: 67,8 Pro-
zent). Dieses overreporting ist aus Studien zur politischen Partizipation bekannt und wird vermut-
lich durch ein hohes Maß an sozialer Erwünschtheit verursacht (Ansolabehere u. Hersh 2012). 

6	 Die Codierung erfolgt auch hier als Dummy-Variable: alle Befragten, die angaben, „bestimmt“ 
teilzunehmen wurden mit 1 codiert, die restlichen Befragten mit 0. Als zusätzliche Antwortmög-
lichkeit wurde „Befragter hat bereits teilgenommen (per Briefwahl)“ gegeben, auch diese Fälle 
wurden mit 1 codiert. 
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vor und nach der Volksabstimmung, da erst danach auch tatsächlich ein Gewinn 
oder eine Niederlage des Referendums wahrnehmbar ist. Nach der Volksabstim-
mung wurde durch folgendes Item die faktische Abstimmungsentscheidung gemes-
sen: „Haben Sie bei der Volksabstimmung der Vorlage des S 21-Kündigungsgeset-
zes zugestimmt?“ Die Befragten hatten die Auswahl zwischen „Ja (für die 
Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrechte auszuüben)“ und „Nein 
(gegen die Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrechte auszuüben)“. Die 
hypothetische Abstimmungsentscheidung wurde in der Befragung vor der Volksab-
stimmung durch folgendes Item gemessen: „Werden Sie bei der Volksabstimmung 
der Vorlage des S 21-Kündigungsgesetzes zustimmen?“ Auch hier wählten die Be-
fragten zwischen „Ja (für die Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrech-
te auszuüben)“ und „Nein (gegen die Verpflichtung der Landesregierung, Kündi-
gungsrechte auszuüben)“.7 Entsprechend der Mehrheit, die in der Abstimmung 
erzielt wurde, werden somit all jene als Gewinner betrachtet, die gegen das Kündi-
gungsgesetz stimmten oder dies beabsichtigten. Äquivalent sind diejenigen Verlie-
rer, die für das Kündigungsgesetz stimmten oder vor hatten dafür zu stimmen.8

Die lokale Betroffenheit kann durch den Vergleich des Wohnortes der Befrag-
ten gemessen werden. In allen Umfragewellen wurden getrennte Stichproben aus 
Stuttgart und aus Baden-Württemberg gezogen und befragt. Da das „S 21-Kündi-
gungsgesetz“ und der Bau des Bahnhofs die Stadt Stuttgart besonders betreffen, 
nehme ich bei Befragten aus Stuttgart eine höhere lokale Betroffenheit an. Die 
Bevölkerung der restlichen Teile Baden-Württembergs ist dagegen vom Umbau 
des Stuttgarter Bahnhofs in weitaus geringerem Maße betroffen.

7	 Die Komplexität der Frageformulierung innerhalb der Volksabstimmung stand in der Kritik der 
öffentlichen Meinung. So war man für den Ausbau des Bahnhofs, wenn man in der Abstimmung 
mit „Nein“ gestimmt hatte. Stimmte man stattdessen mit „Ja“ hatte man ausgedrückt gegen den 
Ausbau zu sein. Um dieser Komplexität Rechnung zu tragen wurde in der Befragung auf Einlei-
tungstexte zurückgegriffen, die den Sachverhalt erklärten. Daneben wurde keinerlei Hilfestellung 
bei der Beantwortung gegeben. Der Einleitungstext für die tatsächliche Abstimmung lautete: „Bei 
der Volksabstimmung ging es um die Vorlage des S 21-Kündigungsgesetzes, also die Frage, ob 
die Landesregierung verpflichtet werden soll, Kündigungsrechte zur Auflösung der vertraglichen 
Vereinbarungen mit Finanzierungspflichten des Landes bezüglich des Bahnprojekts Stuttgart 21 
auszuüben. Mit „Ja“ hat man also für die Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrechte 
auszuüben, gestimmt; mit „Nein“ hat man gegen die Verpflichtung der Landesregierung, Kündi-
gungsrechte auszuüben, gestimmt.“ Der Einleitungstext für die hypothetische Stimmgabe lautete: 
„Wenn das S 21-Kündigungsgesetz in Kraft tritt, muss die Landesregierung die Verträge mit Fi-
nanzierungspflichten des Landes zum Projekt Stuttgart 21 kündigen. Mit „Ja“ stimmen die Bürger 
also für die Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrechte auszuüben; mit „Nein“ stim-
men die Bürger gegen die Verpflichtung der Landesregierung, Kündigungsrechte auszuüben.“

8	 Die Variable wurde erneut als Dummy (1 = Gewinner, 0 = Verlierer) codiert. Ähnlich wie bei der 
Teilnahme am Referendum unterscheiden sich auch hier die Verteilungen zwischen Erhebung und 
realem Anteil. In Baden-Württemberg stimmten faktisch bei der Volksabstimmung insgesamt 58,9 
Prozent der Teilnehmer gegen das Kündigungsgesetz und damit für den Umbau. Kurz nach der 
Volksabstimmung liegt der Anteil derer, die angaben, für den Umbau gestimmt zu haben, im Sam-
ple für Baden-Württemberg bei 52,7 Prozent und auch danach auf ähnlichem Niveau (2012: 51,2 
Prozent; 2013: 47,1 Prozent; 2014: 48,1 Prozent). Eine ähnliche Entwicklung ist erneut im Sam
ple für Stuttgart zu beobachten: Hier stimmten faktisch 52,9 Prozent gegen das Kündigungsgesetz 
(Angaben im Sample 2011: 47,9 Prozent; 2012: 45 Prozent; 2013: 45,9 Prozent; 2014: 45,3 Pro-
zent). Von einem bandwaggon-Effekt kann somit nicht ausgegangen werden, allerdings sind die 
Gewinner etwas unterrepräsentiert. Dies gilt es, ebenso wie das berichtete overreporting, bei der 
Interpretation der nachfolgenden Ergebnisse zu beachten.
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Als Kontrollvariablen kommen bei der Untersuchung der Demokratiezufrieden-
heit neben den soziodemografischen Merkmalen Alter, Geschlecht und Bildung vor 
allem Ideologie- und Performanzmaße zum Tragen, da aus vergangenen Untersu-
chungen bekannt ist, dass sowohl institutionelle als auch kulturalistische Ansätze 
zur Erklärung der Demokratiezufriedenheit beitragen können (Fuchs u. Rohr-
schneider 2001). Da kein geeignetes Ideologiemaß, wie die Links-Rechts-Selbstein-
stufung oder politische Wertorientierungen, durchgehend in den Befragungen an-
gewendet wurde, wird hier auf die Parteiidentifikation als Proxyvariable 
zurückgegriffen. Zur Performanzeinschätzung wird zum einen auf die Regierungs-
zufriedenheit (politische Performanz) zurückgegriffen, zum anderen auf die aktuel-
le Beschäftigungssituation (ökonomische Performanz). Daneben wurde zusätzlich 
für Variablen der politischen Involvierung kontrolliert, dies sind das politische In-
teresse sowie die subjektive Kompetenzeinschätzung (internal efficacy), da auch 
hier aus vergangenen Studien bekannt ist, dass die politische Involvierung einen 
maßgeblichen Einfluss auf die politische Unterstützung ausübt (Dalton 2004).9

Zur Überprüfung der aufgestellten Hypothesen werden im Folgenden zunächst 
Mittelwertunterschiede im Zeitverlauf untersucht, also vor und nach der Volksab-
stimmung. Dies geschieht einerseits im Vergleich der Teilnehmer und Nicht-Teil-
nehmer, andererseits im Vergleich zwischen Gewinnern und Verlierern. Da die 
Abstimmung als experimenteller Stimulus betrachtet werden kann, kann hier von 
einer quasi-experimentellen Untersuchungslogik ausgegangen werden, da eine 
Vorher- und Nachher-Messung vorliegt, eine Randomisierung jedoch nicht statt-
fand. Nach den Mittelwertvergleichen folgen multiple Regressionsanalysen um 
für entsprechende Drittvariablen zu kontrollieren.10 Insbesondere durch die Kon-
trolle soziodemographischer Variablen wird prinzipiell versucht sich analog zu 
matching-Verfahren der Erfassung kausaler Effekte anzunähern.11 Beide Analyse-
strategien werden jeweils für eine Gruppe durchgeführt, bei der von einer hohen 

9	 Bei den jeweiligen Kontrollvariablen stehen aufsteigende Werte für eine zunehmende Regierungs-
zufriedenheit, eine Parteiidentifikation zugunsten konservativer Parteien, eine bessere Beschäfti-
gungssituation, ein steigendes politisches Interesse sowie eine steigende subjektive Kompetenzein-
schätzung.

10	 Auch wenn „vermutlich [...] eine als intervallskaliert verstandene Einstellungsvariable mit fünf 
Ausprägungen zu weit von dem Ideal einer metrischen und kontinuierlichen Y-Variablen entfernt“ 
(Ohr 2010, S. 646) ist, werden im Folgenden die Ergebnisse von OLS-Regressionen präsentiert. 
Dies geschieht aufgrund der leichteren und intuitiven Interpretation von linearen gegenüber logis-
tischen Regressionsschätzungen. Die präsentierten Ergebnisse weichen zudem nur in sehr gerin-
gem und nicht relevantem Maß von Schätzungen ordinal-logistischer Regressionen ab (Online-
Appendix, Tabelle 1A und Tabelle 2A).

11	 Durch das quasi-experimentelle Design wird außerdem ein mögliches Problem wechselseitiger 
Kausalität bezüglich Hypothese 1 aufgegriffen. Im Fall der Untersuchung des Einflusses der Teil-
nahme an einer direkten Abstimmung auf die Demokratiezufriedenheit kann aus theoretischer 
Sicht auch der gegenteilige Einfluss angenommen werden, also ein Effekt der Zufriedenheit mit 
der Demokratie auf die Entscheidung zur Teilnahme an einem Referendum. So wurde etwa in der 
Vergangenheit gezeigt, dass politisch enttäuschte und entfremdete Personen Befürworter direkter 
Demokratie sind (Bürklin et al. 2001; Craig et al. 2001; Donovan u. Karp 2006). Da im Folgen-
den jedoch ein quasi-experimentelles Design vorliegt, das sich einem matching-Verfahren annä-
hert, wird diesem Endogenitätsproblem entgegengewirkt (hierzu etwa auch die Debatte zwischen 
Freyburg [2011, 2012] und Bräuninger [2012]). Als zusätzlicher Robustheitstest wurden ergän-
zend Instrumentvariablenschätzungen durchgeführt, die die folgenden Ergebnisse mehrheitlich 
bestätigten (Online-Appendix, Tabelle 3A).
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lokalen Betroffenheit einerseits (Stichproben aus Stuttgart) und von einer niedri-
gen lokalen Betroffenheit andererseits (Stichproben aus dem Rest Baden-Würt-
tembergs) ausgegangen werden kann.

4.	 Auswirkungen von Gewinn, Verlust und lokaler Betroffenheit der 
Volksabstimmung auf die Demokratiezufriedenheit

Abbildung 1 zeigt die Mittelwerte der Demokratiezufriedenheit und die zugehöri-
gen 95 Prozent-Konfidenzintervalle im Zeitverlauf (2011-2014) für die Teilnehmer 
und Nicht-Teilnehmer an der Volksabstimmung im lokalen Vergleich, also für Be-
fragte aus Baden-Württemberg einerseits und Befragte aus Stuttgart andererseits.

Abbildung 1: Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg und Stuttgart in 
Abhängigkeit von der Teilnahme an der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21‘ 
(2011-2014)

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-Würt-
temberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die Mittelwerte und die zugehörigen 95 Prozent-
Konfidenzintervalle.

Mit Blick auf diese Mittelwerte und die zugehörigen 95 Prozent-Konfidenzinter-
valle zeigen sich Unterschiede in der Demokratiezufriedenheit in Abhängigkeit 
von der Teilnahme an der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21’ und in Abhängig-
keit von der lokalen Betroffenheit. Es wird zunächst deutlich, dass sich die Demo-
kratiezufriedenheit in Abhängigkeit von der Teilnahme an der Volksabstimmung 

131



86 PVS, 58. Jg., 1/2017

Abhandlung

unterschiedlich entwickelt. Während in Baden-Württemberg vor der Abstimmung 
kein statistisch signifikanter Unterschied (Differenz von 0,09 Skalenpunkten; t = 
0,96; p > 0,05) zwischen den beiden Gruppen in der Demokratiezufriedenheit 
bestand und sich die Konfidenzintervalle überschneiden, wird schon kurz nach 
der Volksabstimmung ein statistisch signifikanter Unterschied (Differenz = 0,3; t = 
3,16; p < 0,01) messbar. Dieser hält sich auch noch ein Jahr und vergrößert sich 
sogar (Differenz = 0,38; t = 5,19; p < 0,01), ist jedoch in der Befragung in 2013 
wieder kleiner (Differenz = 0,13; t = 2,35; p < 0,05) und die Konfidenzintervalle 
der beiden Gruppen überschneiden sich erneut. Dies gilt auch für die Befragung in 
2014. In Stuttgart überschneiden sich die Konfidenzintervalle zwischen Teilneh-
mern und Nicht-Teilnehmern dagegen zu jedem Befragungszeitpunkt.

Dies spricht dafür, dass die Teilnahme an der Volksabstimmung außerhalb 
Stuttgarts einen positiven Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit hatte. Dieser 
Effekt ist jedoch zeitlich nicht stabil. Für die Stuttgarter Bevölkerung lassen sich 
keine Veränderungen feststellen. Zusätzlich muss angemerkt werden, dass die sta-
tistisch signifikanten Mittelwertunterschiede die Größe eines halben Skalenpunkts 
(der fünf-stufigen Skala) nicht erreichen und somit relativ klein ausfallen. Den-
noch lässt sich aus diesem Befund schließen, dass die Beteiligung an der Volksab-
stimmung einen positiven Einfluss auf die Demokratiezufriedenheit zu haben 
scheint, auch wenn sich dieser mit der Zeit abschwächt.

Abbildung 2 weist die Mittelwerte und zugehörigen 95 Prozent-Konfidenzin-
tervalle der Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg und Stuttgart für die 
Gruppen der Gewinner und Verlierer aus. Diese weisen ein ähnliches, jedoch be-
züglich des Befragungsortes umgekehrtes Bild auf. Es lässt sich feststellen, dass 
die Zugehörigkeit zur Gruppe der Gewinner beziehungsweise zur Gruppe der 
Verlierer für die Befragten in Baden-Württemberg keinen Einfluss auf die Demo-
kratiezufriedenheit hat. Alle Konfidenzintervalle überschneiden sich. Anders ver-
hält es sich mit den Ergebnissen für die Befragungen in Stuttgart. Hier lassen sich 
signifikante Mittelwertunterschiede vor (Differenz = 0,39; t = 3,11; p < 0,01) und 
nach der Befragung (Differenz = 0,61; t = 5,03; p < 0,01) beobachten. Direkt 
nach der Befragung wird der höchste Unterschied in der Demokratiezufriedenheit 
zwischen Gewinnern und Verlierern gemessen. Zwei Jahre nach der Volksabstim-
mung überschneiden sich die Konfidenzintervalle jedoch wieder und der Mittel-
wertunterschied ist nicht mehr statistisch signifikant (Differenz = 0,09; t = 0,99; p 
> 0,05). Dies ist auch in der Befragung von 2014 der Fall. Der Gewinn der Volks-
abstimmung hatte in Stuttgart also eine positive Wirkung auf die Demokratiezu-
friedenheit. Jedoch ist auch dieser Effekt zeitlich nicht stabil.

Die Ergebnisse zeigen somit Einflüsse der lokalen Betroffenheit. Während die 
bloße Teilnahme keinen Effekt in Stuttgart hat, hat die Zugehörigkeit zu den Ge-
winnern und Verlierern in diesem Befragungssample einen deutlichen Einfluss. 
Umgekehrt wirkt die Teilnahme im Sample für Baden-Württemberg positiv auf 
die Demokratiezufriedenheit. Ob man zu den Gewinnern und Verlierern gehört ist 
jedoch unerheblich. Dies spricht dafür, dass die lokale Betroffenheit als Modera-
torvariable wirkt. Erst wenn man durch eine Entscheidung wirklich selbst betrof-
fen ist, hat die Tatsache ob die Abstimmung gewonnen oder verloren wird einen 
Effekt. Die reine Teilnahme ist dann nebensächlich. Umgekehrt verhält es sich als 
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nicht direkt Betroffener. Dort ist die Relevanz des Gewinns untergeordnet. Für 
einen Anstieg der Demokratiezufriedenheit ist die reine Teilnahme an der Abstim
mung relevant.

Abbildung 2: Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg und Stuttgart in 
Abhängigkeit von des Gewinns der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21‘ (2011-2014)

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘/ Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die Mittelwerte und die zugehörigen 
95 Prozent-Konfidenzintervalle.

Zur Kontrolle möglicher Drittvariablen wurden multiple Regressionsmodelle ge-
schätzt. Tabelle 1 zeigt jeweils drei Modelle für Baden-Württemberg und Stutt-
gart. Diese unterscheiden sich in dem stufenweisen Einbezug von Zeit-Dummys 
und Interaktionstermen dieser Zeit-Dummys mit der Teilnahme an der Volksab-
stimmung. Alle Modelle basieren auf den gepoolten Querschnittsdaten der Befra-
gungen von 2011-2014, mit Beginn der Welle, die nach der Volksabstimmung 
durchgeführt wurde.
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Tabelle 1: Lineare Regression: Demokratiezufriedenheit in Abhängigkeit von der 
Teilnahme an der Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ (2011-2014)

Baden-Württemberg Stuttgart
Modell 

1
Modell 

2
Modell 

3
Modell 

4
Modell 

5
Modell 

6
Teilnahme an Volksabstimmung 0.09** 0.12** 0.20* 0.01 -0.01 -0.20

(0.04) (0.04) (0.08) (0.06) (0.06) (0.18)
Regierungszufriedenheit 0.08*** 0.08*** 0.08*** 0.11*** 0.11*** 0.11***

(0.01) (0.01) (0.01) (0.01) (0.01) (0.01)
Parteiidentifikation 0.04* 0.04* 0.04* 0.09*** 0.09*** 0.09***

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Arbeitsverhältnis -0.06** -0.06** -0.06** -0.06* -0.06* -0.06*

(0.02) (0.02) (0.02) (0.03) (0.03) (0.03)
Politisches Interesse 0.05** 0.05** 0.05** 0.10*** 0.09*** 0.10***

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Internal efficacy 0.07*** 0.07*** 0.07*** 0.05* 0.05* 0.05*

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Weiblich -0.14*** -0.14*** -0.14*** -0.10* -0.10* -0.10*

(0.04) (0.04) (0.04) (0.04) (0.04) (0.04)
Bildungsniveau 0.10*** 0.09*** 0.09*** 0.07** 0.07** 0.07**

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Alter (zentriert) -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01***

(0.00) (0.00) (0.00) (0.00) (0.00) (0.00)
Aug./Sep. 2012 0.04 0.02 -0.10 -0.28

(0.05) (0.09) (0.06) (0.19)
Jul./Aug. 2013 0.07 0.16+ -0.07 -0.24

(0.05) (0.09) (0.06) (0.20)
Aug./Sep. 2014 0.14** 0.25** -0.13* -0.33+

(0.05) (0.09) (0.06) (0.19)
Teilnahme an der Volksabstimmung 0.06 0.21
x Aug./Sep. 2012 (0.11) (0.20)
Teilnahme an der Volksabstimmung -0.15 0.18
x Jul./Aug. 2013 (0.11) (0.21)
Teilnahme an der Volksabstimmung -0.18 0.23
x Aug./Sep. 2014 (0.11) (0.20)
Konstante 2.26*** 2.21*** 2.15*** 1.96*** 2.07*** 2.24***

(0.13) (0.13) (0.15) (0.16) (0.17) (0.23)
N 3254 3254 3254 2117 2117 2117
R2 0.10 0.10 0.10 0.12 0.12 0.12
Korr.R2 0.09 0.10 0.10 0.11 0.11 0.11

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Unstandardisierte Regressionskoeffizienten. Standardfehler in 
Klammern, +p < 0.10, *p  < 0.05, **p < 0.01, ***p < 0.001.
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Die Modelle 1 bis 3 zeigen die Effekte der Teilnahme an der Volksabstimmung 
auf die Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg. Zunächst wird deutlich, 
dass die Teilnahme an der Volksabstimmung auch unter Kontrolle von Drittvari-
ablen über alle drei Modelle hinweg eine positive Wirkung auf die Demokratiezu-
friedenheit hat. Dies entspricht der formulierten Hypothese (H1). Durch die nega-
tiven Interaktionseffekte in Modell 3 wird allerdings deutlich, dass sich dieser 
Einfluss über die Zeit abschwächt. Da die Interaktionseffekte statistisch nicht si
gnifikant sind, kann somit zwar von einem positiven Einfluss der Teilnahme an 
der Volksabstimmung auf die Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg 
ausgegangen werden, allerdings scheint sich dieser mit der Zeit abzuschwächen. 

Alle Kontrollvariablen weisen signifikante Effekte auf, die in der Richtung mit 
den Erkenntnissen des Forschungsstands übereinstimmen. Eine höhere Regie-
rungszufriedenheit, eine höhere Bildung, ein höheres politisches Interesse und eine 
steigende subjektive Kompetenzeinschätzung zeigen positive Effekte auf die De-
mokratiezufriedenheit.12 Zudem führt eine ideologische Positionierung rechts der 
Mitte zu mehr Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg. Daneben sind 
Frauen und ältere Personen weniger zufrieden mit der Demokratie. Aus theoreti-
scher Sicht überraschend ist der negative Effekt des Arbeitsverhältnisses: Mit ei-
ner besseren Arbeitssituation sinkt die Demokratiezufriedenheit. Die Modellgüte 
ist mit einem R² von 0,10 in einem eher niedrigen Bereich angesiedelt. Wie bei den 
deskriptiven Befunden bereits angedeutet, zeigen sich für die lokale Untersuchung 
der Stichprobe aus Stuttgart unterschiedliche Befunde. Hier hat die Teilnahme an 
der Volksabstimmung keinen statistisch signifikanten Einfluss auf die Demokra-
tiezufriedenheit. In der zeitlichen Perspektive zeigt sich nur ein Effekt der letzten 
Befragung: Die Demokratiezufriedenheit in Stuttgart ist in 2014 signifikant nied-
riger als in den Befragungen zuvor. Die Effekte der Kontrollvariablen verhalten 
sich äquivalent zu denen in Baden-Württemberg. Einzig die Modellanpassung ist 
mit einem R² von 0,12 in Stuttgart minimal besser.

Diese Ergebnisse bestätigt auch der Blick auf Abbildung 3, in welcher zur leich-
teren Interpretation der Interaktionseffekte die geschätzten Werte der Demokratie-
zufriedenheit abgetragen sind, jeweils auf Basis des Modells 3 für Baden-Württem-
berg und des Modells 6 für Stuttgart. Der Verlauf der vorhergesagten Werte und 
der zugehörigen 95 Prozent-Konfidenzintervalle ähnelt dem Verlauf der Mittelwer-
te. Für die Schätzungen auf Basis der Stichprobe aus Stuttgart zeigen sich zu kei-
nem Zeitpunkt statistisch signifikante Unterschiede und damit keinerlei Auswir-
kungen der Teilnahme an der Volksabstimmung auf die Demokratiezufriedenheit.

12	 Da die Demokratiezufriedenheit aus theoretischer Sicht auch die Regierungszufriedenheit sowie 
die politische Involvierung beeinflussen könnte, wurden zusätzlich sparsame Modelle gerechnet, 
die diese Variablen als Kontrollvariablen auslassen. Die Ergebnisse dieser sparsamen Modelle un-
terscheiden sich in keinem relevanten Punkt von denen hier präsentierten und sind im Online-
Appendix einsehbar (Tabelle 4A und Tabelle 5A).
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Abbildung 3: Vorhergesagte Werte der Demokratiezufriedenheit für Teilnehmer 
und Nicht-Teilnehmer im zeitlichen und räumlichen Vergleich

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die vorhergesagten Werte auf Basis der 
Regressionsschätzungen der Modelle 3 (Baden-Württemberg) und 6 (Stuttgart).

Die Ergebnisse der Schätzung, bei der der Gewinn der Volksabstimmung als zen
trale erklärende Variable einbezogen wurde, sind in Tabelle 2 abgetragen. Die 
Modelle 7 bis 9 stellen die Ergebnisse für die Stichprobe aus Baden-Württemberg 
dar. Hier zeigt sich eine positive Wirkung des Gewinns der Volksabstimmung auf 
die Demokratiezufriedenheit. Der Einbezug der Jahres-Dummys in Modell 8 än-
dert zunächst nichts an diesem Befund. Unter Einbezug der Interaktionsterme 
zwischen den Jahres-Dummys und der zentralen erklärenden Variable – des 
Gewinns der Volksabstimmung – wird jedoch deutlich, dass der Einfluss des Ge-
winns mit der Zeit abnimmt. Die Interaktionseffekte für die Jahre 2012 und 2013 
sind negativ und statistisch signifikant. Zusammengenommen nivellieren die ne-
gativen Interaktionseffekte nahezu alle positiven Effekte des Gewinns der Volks-
abstimmung (Modell 9). Der identische Befund lässt sich für die Schätzungen der 
Stuttgarter Stichprobe festhalten. Hier heben sich alle positiven Effekte mit der 
Zeit vollkommen auf (Modell 12). Es gibt somit keinen langfristigen Einfluss des 
Gewinns der Volksabstimmung auf die Demokratiezufriedenheit. Die Effekte der 
Kontrollvariablen verhalten sich in beiden Stichproben äquivalent zu denen in 
den Modellen 1 bis 6. Die Modellanpassung ist mit Werten für R² von 0,10 bis 
0,15 erneut in einem niedrigen Bereich und ebenfalls bei der Untersuchung der 
Stichprobe aus Stuttgart etwas besser als für das Sample aus Baden-Württemberg.
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Tabelle 2: Lineare Regression: Demokratiezufriedenheit in Abhängigkeit vom 
Gewinn der Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ (2011-2014)

Baden-Württemberg Stuttgart
Modell 

7
Modell 

8
Modell 

9
Modell 

10
Modell 

11
Modell 

12
Volksabstimmung gewonnen 0.24*** 0.24*** 0.37*** 0.29*** 0.29*** 0.70***

(0.05) (0.05) (0.08) (0.05) (0.05) (0.11)
Regierungszufriedenheit 0.09*** 0.09*** 0.09*** 0.12*** 0.12*** 0.12***

(0.01) (0.01) (0.01) (0.01) (0.01) (0.01)
Parteiidentifikation 0.03 0.03 0.03 0.08*** 0.08*** 0.07**

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Arbeitsverhältnis -0.07* -0.07* -0.07* -0.06* -0.06* -0.06+

(0.03) (0.03) (0.03) (0.03) (0.03) (0.03)
Politisches Interesse 0.07* 0.07* 0.07* 0.11*** 0.11*** 0.11***

(0.03) (0.03) (0.03) (0.03) (0.03) (0.03)
Internal efficacy 0.06** 0.07** 0.07** 0.04 0.04 0.04

(0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02) (0.02)
Weiblich -0.13** -0.13** -0.12* -0.08 -0.08 -0.07

(0.05) (0.05) (0.05) (0.05) (0.05) (0.05)
Bildungsniveau 0.10*** 0.10*** 0.10*** 0.08*** 0.08*** 0.09***

(0.02) (0.02) (0.02) (0.03) (0.03) (0.03)
Alter (zentriert) -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01*** -0.01***

(0.00) (0.00) (0.00) (0.00) (0.00) (0.00)
Aug./Sep. 2012 0.06 0.16+ -0.10 0.08

(0.06) (0.09) (0.07) (0.10)
Jul./Aug. 2013 0.02 0.16+ -0.08 0.20*

(0.06) (0.09) (0.07) (0.10)
Aug./Sep. 2014 0.06 0.11 -0.10 0.19*

(0.07) (0.09) (0.07) (0.10)
Volksabstimmung gewonnen -0.20+ -0.36**

x Aug./Sep. 2012 (0.12) (0.14)
Volksabstimmung gewonnen -0.28* -0.57***

x Jul./Aug. 2013 (0.13) (0.14)
Volksabstimmung gewonnen -0.09 -0.60***

x Aug./Sep. 2014 (0.13) (0.14)
Konstante 2.22*** 2.20*** 2.11*** 1.75*** 1.85*** 1.62***

(0.19) (0.19) (0.19) (0.19) (0.20) (0.20)
N 1813 1813 1813 1624 1624 1624
R2 0.10 0.10 0.10 0.14 0.14 0.15
Korr.R2 0.09 0.09 0.09 0.14 0.14 0.15

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-Würt-
temberg“, eigene Berechnungen. Unstandardisierte Regressionskoeffizienten. Standardfehler in 
Klammern, + p < 0.10, * p < 0.05, ** p < 0.01, ***p < 0.001.
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Abbildung 4: Vorhergesagte Werte der Demokratiezufriedenheit für Gewinner 
und Verlierer im zeitlichen und räumlichen Vergleich

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die vorhergesagten Werte auf Basis der 
Regressionsschätzungen der Modelle 9 (Baden-Württemberg) und 12 (Stuttgart).

Auch hier kann zur leichteren Interpretation auf die geschätzten Werte und deren 
Konfidenzintervalle auf Basis der Regressionsmodelle zurückgegriffen werden 
(Abbildung 4). Erneut ist ein ähnlicher Verlauf wie im Vergleich der Mittelwerte 
(Abbildung 2) zu beobachten. Deutlich wird jedoch, dass der Gewinn auch in 
Baden-Württemberg kurz nach der Abstimmung einen positiven Einfluss auf die 
Demokratiezufriedenheit hatte. In Stuttgart ist dieser Effekt jedoch wesentlich grö-
ßer und auch noch ein Jahr nach der Volksabstimmung messbar. Deshalb kann auf 
Basis dieser Ergebnisse geschlossen werden, dass eine steigende lokale Betroffen-
heit den Einfluss von Gewinn oder Niederlage bei einem Referendum verstärkt.

In Bezug auf die zuvor postulierten Hypothesen lässt sich somit Folgendes fest-
halten: Die Teilnahme an der Volksabstimmung hat einen positiven Effekt auf die 
Demokratiezufriedenheit (Bestätigung von H1). Allerdings nur in Baden-Würt-
temberg und nicht in dem viel stärker von den Baumaßnahmen betroffenen Stutt-
gart. Der Gewinn der Volksabstimmung hat ebenfalls einen positiven Effekt auf 
die Demokratiezufriedenheit, sowohl in Baden-Württemberg als auch in Stuttgart. 
Dies ist vor allem mit Blick auf die Ergebnisse der Regressionsschätzung der Fall. 
In der deskriptiven Analyse ließ sich für Baden-Württemberg kein Einfluss fest-
stellen (Bestätigung von H2). Die bloße Teilnahme an der Volksabstimmung hat 
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nur einen Effekt bei einer niedrigen lokalen Betroffenheit (Bestätigung H3a). Ob 
der Gewinn der Abstimmung dagegen eine Rolle spielt, hängt in wesentlichem 
Maße von der lokalen Betroffenheit durch das Ergebnis der Abstimmung ab 
(Bestätigung von H3b). Beide Effekte zeigen jedoch keine zeitliche und damit lang-
fristige Stabilität. Der Einfluss, der vom Gewinn der Volksabstimmung ausgeht, 
ist schon nach kürzester Zeit nivelliert. Die Wirkung einer bloßen Teilnahme 
schwächt sich daher über die Zeit ebenfalls ab. Es scheint sich also um einen 
„Strohfeuer-Effekt“ zu handeln und hierdurch ist anzunehmen, dass mit der sin-
kenden Aktualität des issues auch dessen Relevanz in der Bewertung der Demo-
kratie abnimmt (Bestätigung von H4b). 

5.	 Zusammenfassung und Ausblick

Bisherige Studien bestätigen die Annahme, dass mehr direkte politische Beteili-
gung zu einer höheren Zufriedenheit mit der Demokratie führt. Doch fehlten bis-
her Untersuchungen, die diese Beziehung tief gehend analysieren. Insbesondere 
Fragen zu den Auswirkungen der individuellen Teilnahme an Volksabstimmun-
gen, zum Einfluss des Gewinns oder Verlusts eines Referendums sowie zur Rolle, 
die die lokale Betroffenheit durch das Ergebnis einer Volksabstimmung spielt, 
sind weitgehend ungeklärt. Mit dem vorliegenden Beitrag wurden erste Ergebnis-
se präsentiert, die diese Lücken schließen. Hierzu wurden Daten analysiert, die im 
Rahmen der Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ kontinuierlich von 2011 bis 2014 
erhoben wurden. Diese erlauben zwischen Gewinnern und Verlierern der Volks-
abstimmung zu differenzieren und einen Vergleich in Bezug auf die lokale Betrof-
fenheit durchzuführen. 

Theoretisch und im Einklang mit bisherigen Untersuchungen habe ich argumen-
tiert, dass direkte Beteiligung einen positiven Einfluss auf die Demokratiezufrie-
denheit ausübt. Dieser Effekt wurde für die Stichprobe aus Baden-Württemberg 
bestätigt. Des Weiteren habe ich klare positive Effekte durch den Gewinn einer 
Abstimmung auf die Demokratiezufriedenheit erwartet. Diese Erwartung wurde 
mit Blick auf die Bevölkerung Stuttgarts erfüllt, was zusätzlich bestätigte, dass die-
ser Effekt abhängig von der lokalen Betroffenheit durch eine direktdemokratisch 
umgesetzte Maßnahme ist. Für Erwartungen zur Beständigkeit dieser Effekte habe 
ich in beide Richtungen argumentiert und divergierende Hypothesen aufgestellt. 
Bestätigt wurde, dass keiner der Effekte einer zeitlichen Stabilität unterliegt, viel 
mehr nivellieren sich etwaige Unterschiede im Zeitverlauf. Theoretisch erklärt wer-
den könnte dies durch die Abnahme der Relevanz des issues in der Bewertung der 
Demokratie. Hier bieten sich jedoch Ansatzpunkte für weitere Untersuchungen.

Die Ergebnisse führen zu zwei zentralen Implikationen für die praktische und 
die wissenschaftliche Diskussion. Erstens scheint die positive Erwartung der Be-
fürworter direkter Demokratie sich nicht vollständig zu bestätigen. Die Teilnahme 
an einer Volksabstimmung hat keinen umfassend nachhaltig positiven Effekt wie 
dies von Befürwortern direkter Demokratie erwartet wird. Ob für eine anhaltende 
Steigerung der politischen Unterstützung eine erhöhte Frequentierung und eine 
institutionelle Umgestaltung notwendig sind, ist jedoch eine weiterhin offene Fra-
ge, die Gegenstand weiterer Forschung sein muss. Einzelne Abstimmungen schei-
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nen jedoch keine dauerhafte Veränderung der Demokratiezufriedenheit zu verur-
sachen. Zweitens spielt der Aspekt der lokalen Betroffenheit eine entscheidende 
und scheinbar moderierende Rolle bei den Auswirkungen, die die Teilnahme in 
direkten Beteiligungsverfahren auf die politische Unterstützung hat. Hier sind 
weitere theoretische Ansätze notwendig, welche die Unterschiede zwischen Grup-
pen mit hoher und niedriger lokaler Betroffenheit erklären können, sowie fortlau-
fende empirische Untersuchungen, die sich den Einflüssen der Zugehörigkeit zu 
diesen Gruppen widmen.

Somit ergibt sich vor allem in der Datengewinnung ein erhöhter Forschungsbe-
darf: Insbesondere in Ländern und Situationen, in denen direktdemokratische 
Entscheidungsverfahren nicht zum politischen Alltag gehören, sind Untersuchun-
gen zu den Effekten dieser Verfahren vor dem Hintergrund abnehmender politi-
scher Unterstützung von zentraler Bedeutung. Noch ist nicht abschließend ge-
klärt, ob ein Mehr an direkter Demokratie in diesen Ländern tatsächlich zu einer 
Steigerung politischer Unterstützung beiträgt. Die Ergebnisse des Beitrags weisen 
zwar in diese Richtung, die Daten- und Forschungslage ist aber immer noch zu 
dünn, um diese Frage abschließend zu beantworten. Gezeigt werden konnte aller-
dings, dass durch eine einzelne Volksabstimmung zumindest eine kurzfristige Ver-
änderung der politischen Unterstützung eintritt.
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A.5. Erratum zu Studie 3

Beim Abdruck des Artikels in der Politischen Vierteljahresschrift wurden leider einige Gra-

fiken vertauscht und eine Grafik ausgelassen. Abbildung 2 wurde durch die eigentliche Ab-

bildung 3 ersetzt und hierdurch gar nicht gedruckt. Abbildung 3, die eigentlich Abbildung

4 sein sollte, wurde zwei mal (als Abbildung 3 und Abbildung 4) gedruckt.

Daher finden sich nachfolgend alle 4 Abbildungen in der ursprünglich gedachten Reihen-

folge mit den jeweiligen Abbildungstiteln und den zugehörigen Fußnoten.

Abbildung A.1.: Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg und Stuttgart in Abhängigkeit von der
Teilnahme an der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21‘ (2011-2014)

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die Mittelwerte und die zugehörigen 95 Prozent-
Konfidenzintervalle.
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Abbildung A.2.: Demokratiezufriedenheit in Baden-Württemberg und Stuttgart in Abhängigkeit des Ge-
winns der Volksabstimmung zu ‚Stuttgart 21‘ (2011-2014)

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden-
Württemberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die Mittelwerte und die zugehörigen 95 Prozent-
Konfidenzintervalle.

Abbildung A.3.: Vorhergesagte Werte der Demokratiezufriedenheit für Teilnehmer und Nicht-Teilnehmer
im zeitlichen und räumlichen Vergleich

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden- Würt-
temberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die vorhergesagten Werte auf Basis der Regressi-
onsschätzungen der Modelle 3 (Baden-Württemberg) und 6 (Stuttgart).
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Abbildung A.4.: VorhergesagteWerte derDemokratiezufriedenheit fürGewinner undVerlierer im zeitlichen
und räumlichen Vergleich

Quelle: „Volksabstimmung ‚Stuttgart 21‘ / Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie in Baden- Würt-
temberg“, eigene Berechnungen. Dargestellt sind die vorhergesagten Werte auf Basis der Regressi-
onsschätzungen der Modelle 9 (Baden-Württemberg) und 12 (Stuttgart).
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